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Als Symbol weltumspan-
nender Freiheit wertet der
Chef unserer Vorzimmer-
perle das WWW. Dagegen
können weder Puritaner
noch Controllettis etwas
ausrichten, ist doch laut Zu-
kunftsforscher Naisbitt „die
neue Quelle der Macht nicht
mehr das Geld in der Hand
von wenigen, sondern Infor-
mation in den Händen von
vielen“. Seite 3
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Die Vielfalt der Natur entdecken
Zahlreiche Veranstaltungen laden in diesem Frühjahr wieder
zum Bummeln, Staunen und Genießen ein. Ob es sich um
die bayernweite Umweltbildungskampagne „WasSerleben
2008“, die Landesgartenschau, die BayernTour Natur 2008
oder das Gartenfestival auf der Burg Trausnitz handelt - für
jeden Geschmack dürfte etwas dabei sein. Seiten 11/12
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Energie-Profis für Kommunal-Profis:

Energie für Bayerns Kommunen!
Mehr Wissen setzt Energie frei. Die Bayerische Gemeinde-

zeitung bietet in Kooperation mit Bayerischem Gemeindetag
und Bayerischem Städtetag beim Info-Tag für Kommunen am
19. Juni 2008 im Garchinger Bürgerhaus umfassendes Know-
how. Weitere Informationen in den nächsten Wochen unter:
www.gemeindezeitung.de.

Musterbeispiele für Ländliche Entwicklung:

Preisgekrönte
Projekte

Landwirtschaftsminister Josef Miller
vergab Staatspreise 2007/2008

Zwei herausragende gemeinschaftliche und öffentliche
Projekte der Dorferneuerung und Flurneuordnung sowie
vier vorbildliche private Sanierungsmaßnahmen hat
Landwirtschaftsminister Josef Miller bei einem Festakt in
der Münchner Residenz jeweils mit einem Staatspreis aus-
gezeichnet. Der mit 6.000 Euro dotierte Staatspreis ging
heuer an die Verfahren Gremheim und Blindheim (Land-
kreis Dillingen), den mit 4.000 Euro dotierten Staatspreis
bekam der Freiwillige Nutzungstausch Aschach (Land-
kreis Bad Kissingen).

Staatspreis-Urkunden gab es
auch für ein Jurahaus in Biberg
(Landkreis Eichstätt), ein Korb-
haus mit Scheunenmuseum „Fos-
sa Carolina“ in Graben (Land-
kreis Weißenburg-Gunzenhau-
sen), ein Bürgerhaus in Lupburg
(Landkreis Neumarkt i. d. Opf.)
und ein Wirtshaus mit ehemali-
gem Wohnhaus in Mürsbach
(Landkreis Bamberg). Außer-
dem überreichte der Minister 16
Sonderpreise und elf Anerken-
nungen.

Unterschiedliche Interessen
in Einklang bringen

In den Flurneuordnungen
Blindheim und Gremheim mit
insgesamt 2.800 Hektar bestand
die Aufgabe darin, die Interessen
zwischen Landwirtschaft, Natur-
schutz und Hochwasserschutz
in Einklang zu bringen.
Vor der Flurneuord-

nung waren dort nur wenige öko-
logische Strukturen vorhanden.
Selbst die zahlreichen Mulden
wurden für den Feldfruchtanbau
genutzt. Bereits kleinere Hoch-
wässer überschwemmten diese
Mulden einschließlich vieler der
Äcker (84 %) und Wiesen (16
%). Nun halten 194 Hektar Mul-
den, von denen viele vertieft und
erweitert wurden, sowie neu an-
gelegte Gräben das Hochwasser
(rund 1 Mio. m3) länger in der
Landschaft zurück, ohne den
Abfluss zu beschleunigen und
reduzieren die Häufigkeit von
Hochwasserschäden immens.
Hinzu kommt eine zweite und
besondere Funktion der Mulden
und Gräben: Als im Grundbuch
gesicherte Streuwiesen tragen sie
zusammen mit weiteren 69 Hek-

tar extensiv genutzten Wie-
sen mit Flachwasser-
mulden und Wiesen-

(Fortsetzung S. 4)

Maximilian Preysing. Bild: Haus der Bayerischen Geschichte

Von links: Günther Knoblauch, Erster Bürgermeister von Mühldorf, Kultusstaatssekretär
Bernd Sibler, Dr. Hans Vontobel, Zürich, bvv-Präsident Josef Deimer, Karl Heinz Eisfeld,
1. Vorsitzender des Bayerischen Volkshochschulverbandes, Johann Holztrattner, Präsident des
Salzburger Landtags.

bvv-Landestagung in Mühldorf am Inn:

Regionaler Lotse im
Informationsdickicht

Bei der diesjährigen Landestagung des Bayerischen Volkshoch-
schulverbandes e.V. in Mühldorf am Inn verwies bvv-Präsident
Josef Deimer darauf, dass es für den Staat und für die Kommu-
nen eine unabdingbare Aufgabe sei, landesweit und flächen-
deckend lebenslanges Lernen zu ermöglichen. Nur mit entspre-
chender Unterstützung könne das Prinzip „Bildung für alle“
realisiert werden. Deimer brachte seine Freude darüber zum
Ausdruck, dass der Landtag vor kurzem beschlossen habe, das
Budget für die Erwachsenenbildung zu erhöhen.

Drei Millionen Menschen be-
suchen pro Jahr Kurse der
bayerischen Volkshochschulen.
Darüber hinaus „prägt stolze 55
Jahre ihres Lebens das Thema
Erwachsenenbildung die Men-
schen im Durchschnitt - bei stei-
gender Tendenz“, so der Salz-
burger Landtagspräsident Jo-

hann Holztrattner. Gründe hier-
für seien die demografische Ent-
wicklung sowie das wachsende
Bedürfnis in der Gesellschaft,
sich auf verschiedenen Gebieten
Fachwissen zu erwerben.

Holztrattner hob die wichtige
Rolle von grenzüberschreiten-

(Fortsetzung auf Seite 2)

Eröffnung der Bayerischen Landesausstellung 2008:

Adel in Bayern
Ritter - Grafen - Industriebarone

Bis 1919 fielen Sie in Ihrer Alleinstellung auf; geachtet und
manchmal auch gefürchtet. Dann reihten sie sich in das Volk
ein. Wenn man sie heute zu Hauf und vereint an einem Ort an-
trifft, dann erkennt man sie, die Adeligen. Gestus, Sprache,
Kleidung, Frisur und der Umgang unter Gleichen, das hebt sie
eben auch heute noch ab von denen, die diese „Weihen“ nicht
ererbt haben. So war es auch anlässlich der Eröffnung der sehr
sehenswerten Doppelausstellung „Adel in Bayern: Ritter -
Grafen - Industriebarone“ in Rosenheim und Hohenaschau.
Dr. Thomas Goppel, Staatsminister für Wissenschaft, For-
schung und Kunst, hielt die Festansprache und zog einen viel-
fältigen Bogen um die heute nicht mehr elitäre, aber ehrenwer-
te Gesellschaft. Rosenheims Oberbürgermeisterin Gabriele
Bauer, Aschaus Erster Bürgermeister Kaspar Öttl, auf den die
Initiative zu dieser Landesausstellung zurück geht, und Dr.
Richard Loibl, neuer Direktor des veranstaltenden Hauses der
Bayerischen Geschichte, unterstützten den Kunstminister mit
ihren Eröffnungsreden tatkräftig.

Bürgermeister Öttl bekräftigte
wie hervorragend sich Aschau
als Ausstellungs- und Veranstal-
tungsort eignet. Immerhin gehört
der Ort mit seiner 22-bändigen
Quellenedition zu den am bes-
ten dokumentierten historischen
Stätten nicht nur im Freistaat.
„Aschau war und ist etwas Be-

Minister Goppel. Zahlreiche Bur-
gen und Schlösser, Schlossgär-
ten und Schlossbrauereien zögen
immer wieder Tausende von Be-
suchern an und dokumentierten
gleichzeitig die Strahlkraft der
verschiedensten Regionen des
Landes.

Zwei Ausstellungsorte

Einen fundierteren Einblick in
die sehr abwechslungsreiche Ge-
schichte des bayerischen Adels
bietet diese Landesausstellung
des Hauses der Bayerischen Ge-
schichte. Dass sie an zwei Orten
stattfindet, ist eine Besonderheit.
In Rosenheim ist im berühmten

(Fortsetzung auf Seite 4)

sonderes: eine Adelsresidenz
und wirtschaftliches Zentrum
einer Adelsherrschaft,“ unter-
strich HDBG-Chef Loibl. Die
Rosenheimer Oberbürgermeiste-
rin wiederum bedankte sich aus-
drücklich bei Loibls Amtsvor-
gänger, Prof. Dr. Claus Grimm,
auf dessen Initiative hin die bei-
den Ausstellungsorte gemeinsam
ausgewählt worden waren.

Die Bayerische Landesaus-
stellung 2008 ist einer Gesell-
schaftsgruppe gewidmet, die
über viele Jahrhunderte das poli-
tische und kulturelle Geschehen
prägte.

„Dass sich blaublütige Ade-
lige unter weiß-blauem Himmel
schon immer wohl fühlten, ver-
steht sich von selbst,“ resümierte
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Bürgermeister Hubert Buhl
87527 Sonthofen

am 22.5.

Bürgermeister Michael Asam
86971 Peiting

am 25.5.

Bürgermeister
Josef Haselbeck

84100 Niederaichbach
am 26.5.

Bürgermeiser
Clemens Weihmeyer
86836 Obermeitingen

am 27.5.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister Reinhold Klein

91484 Sugenheim
am 22.5.

Bürgermeister Bernd Fessler
83109 Großkarolinenfeld

am 24.5.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeister Karl Ecker
84072 Au i.d. Hallertau

am 25.5.

Bürgermeister Albert Nickl
92676 Speinshart

am 31.5.

ZUM 40. GEBURTSTAG
Bürgermeister Stephan Gawlik

94538 Fürstenstein
am 1.6.

r
ZUM 65. GEBURTSTAG

Bürgermeister Georg Otter
83536 Gars am Inn

am 13.5.

Bürgermeister Franz Ketzer
84549 Engelsberg

am 17.5.

Bürgermeister Heinz Nätscher
97857 Urspringen

am 18.5.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Erwin Horn

96274 Schneckenlohe
am 1.6.

Bürgermeister Friedrich Hertle
86754 Munningen

am 20.5.

Bürgermeister Peter Schön
97618 Wülfershausen

am 20.5.

Bürgermeister Hans Buhl
87538 Bolsterlang

am 22.5.

Bürgermeister Joachim Hanisch
92436 Bruck i. d. Opf.

am 25.5.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister

Walter Traubeneder
94501 Aidenbach

am 22.5.

Wir gratulieren

AAbb iinn ddiiee SSoonnnnee!!
Buchen Sie Last-Minute-Schnäppchen

direkt im Internet unter
www.1a-preisvergleichreisen.de

AAbb iinn ddiiee SSoonnnnee!!

Bitte Geburtstage und
neue Aboadressen melden
Liebe Leserinnen und Leser,

an dieser Stelle veröffentlichen wir seit vielen
Jahren die runden Geburtstage der bayerischen
Bürgermeister, Oberbürgermeister und Landräte.
Nach den Kommunalwahlen stimmen viele unse-
rer Daten nicht mehr. Bitte geben Sie uns umge-
hend die Änderungen bekannt.

Auch zahlreiche Bezieher, die als ehrenamtliche
Mandatsträgerinnen und Mandatsträger die
Bayerische Gemeindezeitung von ihren jeweiligen
Gebietskörperschaften erstattet bekommen, müs-
sen umgemeldet werden. Bitte denken Sie auch
daran, bei Ihren konstituierenden Sitzungen abzu-
fragen, wer künftig die Bayerische Gemeindezei-
tung beziehen möchte. Nutzen Sie unsere günsti-
gen Konditionen bei Sammelbestellungen!

Kommunale Entscheidungsträger sind auf quali-
fizierte Fachinformationen angewiesen. Die Bayeri-
sche Gemeindezeitung unterstützt sie dabei.! (Fortsetzung von Seite 1)

dem Networking und insbeson-
dere die gute Zusammenarbeit,
die zwischen Österreich und
Bayern existiert, hevor. Exem-
plarisch nannte er die gemeinsa-
me Weiterbildungsdatenbank.
Die IBM in Salzburg sei - bezo-
gen auf den süddeutschen Raum
und den Westen Österreichs - die
größte Bildungsmesse. Interes-
senten könnten dort einen ge-
meinsamen Informationsstand
für beide Regionen besuchen.
Außerdem verwies der Präsident
des Salzburger Landtags auf die
Arbeitsgruppe Erwachsenenbil-
dung/Weiterbildung der EuRe-
gio Salzburg-Berchtesgadener
Land-Traunstein.

Lernen als Lebenselixier

In seiner Festrede mit dem Ti-
tel „Lernen als Lebenselixier“
stellte Dr. Hans Vontobel aus
Zürich die von ihm gegründete
Stiftung „Kreatives Alter“ vor,
die sich der Förderung älterer
Menschen widmet. Vontobel kri-
tisierte, dass viele Senioren trotz
ihrer immer noch großen Leis-
tungsbereitschaft und -fähigkeit
ausgegrenzt würden. Seine Stif-
tung engagiert sich dafür, diese
verstärkt in berufliche und öf-
fentliche Aufgaben einzubinden.

Kooperationen

Karl Heinz Eisfeld, Erster Vor-
sitzender des bvv, plädierte sei-
nerseits dafür, Kooperationen
mit Partnern auf regionaler und
überregionaler Ebene in Zukunft
verstärkt zu fördern, da der Bil-
dungsbereich sich zunehmend
zu einem hart umkämpften
Markt entwickle. Das Credo
„Lernen im Lebenslauf“ präge
die künftigen Aufgaben der
Volkshochschulen. „Wir helfen
Menschen, den Beginn neuer
Lebensphasen besser zu bewälti-
gen“, betonte Eisfeld, der ebenso

wie nachfolgend Kultusstaatsse-
kretär Bernd Sibler auf die Be-
deutung des Begriffs „lebenslan-
ges Lernen“ einging.

Passende Angebote

Laut Sibler kommt es beim
„lebenslangen Lernen“ darauf
an, Menschen in jedem Lebens-
alter die passenden Weiterbil-
dungsangebote zu machen, ab-
gestimmt auf die Regionen, in
denen sie zu Hause sind. Den
Volkshochschulen vor Ort wies
Sibler hierbei die wichtige Rolle
des jeweiligen „regionalen Lot-
sen im Dickicht verfügbarer In-
formationen“ zu.

Vorbild Mühldorf

Ein Vorbild für „regionale
Stärke in einer globalisierten
Welt“ ist Sibler zufolge die Stadt
Mühldorf am Inn, seit 60 Jahren
offizielles Mitglied des bvv. Die
Förderung von Bildung und Kul-
tur sei dort Chefsache – „in en-
ger Zusammenarbeit mit den
kreativen Kräften der Erwachse-
nenbildung“ unterstrich Mühl-
dorfs Stadtoberhaupt Günther
Knoblauch. So seien im vergan-
genen Jahr mehr als 30.000 Be-
sucher zu rund 250 Veranstaltun-
gen in das Kulturzentrum Haber-
kasten und in den Stadtsaal ge-
kommen. Knoblauchs Prognose:
„Bildungs- und Familienpolitik
vor Ort werden in Zukunft die
Kriterien für Familien und Be-
triebe sein, wo sie leben wollen
und wo sie produzieren können.“

Wie Knoblauch ergänzte, be-
suchten zahlreiche Unternehmen
in der Region Schulungen der
vhs Mühldorf in den Bereichen
Fremdsprachen, EDV und
Schlüsselqualifikationen. Ge-
fragt seien zudem Kurse, die Ju-
gendliche bei der Suche nach ei-
nem Ausbildungsplatz und der
Berufswahl unterstützen sowie
Angebote für Migranten. DK

Regionaler Lotse ...

Kabinett beschließt Eckpunkte für Dienstrechtsreform:

Leistung wird stärker honoriert
Beckstein: „Wichtiger Schritt für zukunftsfähiges Dienstrecht“

Huber: Neue Beförderungsämter für Grund- und Hauptschullehrer

Der Freistaat schafft ein neues leistungsorientiertes Dienstrecht
für die Beamtinnen und Beamten in Bayern. Wie Ministerpräsi-
dent Dr. Günther Beckstein und Finanzminister Erwin Huber
nach der Kabinettsitzung betonten, sind die beschlossenen Eck-
punkte zur Dienstrechtsreform ein erster großer Schritt für ein ei-
genständiges bayerisches Besoldungs-, Versorgungs- und Lauf-
bahnrecht. Beckstein: „Die Beschäftigten des öffentlichen Diens-
tes leisten täglich einen unverzichtbaren Beitrag zum Funktionie-
ren von Staat und Gesellschaft. Eine dienstleistungsorientierte
und effizienteVerwaltung ist ein wesentlicherFaktor fürden Stand-
ort Bayern im nationalen und internationalen Wettbewerb.“

Motivierte und qualifizierte
Mitarbeiter seien das wichtigste
Potential einer guten Verwal-
tung. Grundlage der Leistungs-
fähigkeit der Verwaltung wieder-
um sei ein modernes und zu-
kunftsfähiges Dienstrecht. „Un-
sere Eckpunkte verschaffen dem
Dienstrecht eine neue Qualität“,
so der Ministerpräsident.

Gemeinsam erarbeitet

Huber betonte, dass die neuen
Regelungen das Ergebnis eines
ausführlichen Dialogprozesses
sind. Nachdem die Länder durch
die Föderalismusreform im Jahr
2006 die Gesetzgebungskompe-
tenzen im Besoldungs-, Lauf-
bahn- und Versorgungsrecht er-
halten haben, fand noch Ende
2006 das große bayerische Dienst-
rechtssymposium als Auftaktver-
anstaltung statt. Daran schlos-
sen sich 2007 und 2008 eine Rei-
he von Fachhearings sowie eine
Vielzahl von Gesprächsrunden
zu den einzelnen Themen des

Dienstrechts an. Huber: „Wir ha-
ben mit einer Politik des Dialogs
die neuen Regelungen für den
Öffentlichen Dienst gemeinsam
erarbeitet und wollen damit die
Zustimmung der Menschen ge-
winnen.“

Beförderungsämter

Die erörterten Eckpunkte bil-
den nach den Worten von Fi-
nanzminister Erwin Huber die
Grundlage für die Neuausrich-
tung des Dienstrechts. „Im Mit-
telpunkt der Reform steht das
Leistungsprinzip. Beförderun-
gen sind der stärkste Ausdruck
dieses Leistungsprinzips. Des-
halb wollen wir die Beförde-
rungsmöglichkeiten für leis-
tungsstarke Beamte in allen Be-
reichen deutlich ausweiten“, er-
klärte Huber. Für Grund- und
Hauptschullehrer soll es künftig
zwei neue Beförderungsämter
geben, die nicht an die Wahrneh-
mung einer zusätzlichen Funk-
tion gebunden sind. Dies ist im

Volksschulbereich bundesweit
einmalig. Für Realschullehrer
wird ebenfalls ein funktionsloses
Beförderungsamt eingeführt.
Auch für die Beamtinnen und
Beamten des Freistaats, die in
anderen Bereichen arbeiten, sind
mehr Beförderungsmöglichkei-
ten geplant. Das Grundgehalt der
Professorinnen und Professoren
wird angehoben.

Leistungszulagen

Die stärkere Leistungsorien-
tierung kommt auch beim Auf-
stieg in den Stufen der Gehaltsta-
belle zum Ausdruck. „Gute Be-
amte sollen künftig in den Stufen
der Grundgehaltstabelle be-
schleunigt vorrücken. Alternativ
oder zusätzlich ist auch die Ein-
führung von befristeten Leis-
tungszulagen möglich“, erläuter-
te Huber. Daneben soll es bei
den Leistungsprämien bleiben.
Für Leistungsprämien und Lei-
stungszulagen ist eine Verdoppe-
lung des bisherigen Budgets ge-
plant. Die jährliche Sonderzah-
lung bleibt bestehen und wird
nicht zur Finanzierung verwen-
det. Sie wird vielmehr in der bis-
herigen Höhe fortgeführt, die
zum Teil deutlich über dem Ni-
veau des Bundes und der ande-
ren Ländern liegt.

Flexibilisierung
des Laufbahnsystems

Ein weiteres Ziel ist die wei-
testgehende Flexibilisierung des
bestehenden Laufbahnsystems.
Die Laufbahngruppen des einfa-
chen, mittleren, gehobenen und

höheren Dienstes sollen durch
eine einzige Laufbahn ersetzt
werden. Huber: „Das ist eine
weitreichende Neuerung, die ei-
nen bedeutenden Reformschritt
und eine historische Weichen-
stellung darstellt.“ An die Stelle
der bisherigen Vielzahl von über
300 Fachlaufbahnen sollen künf-
tig nur noch einige wenige Fach-
laufbahnen treten, die fachlich
verwandte Aufgabenfelder bün-
deln. So sollen z.B. die jetzt ge-
trennten Fachlaufbahnen der
Steuerverwaltung und der
Staatsfinanzverwaltung künftig
fachliche Schwerpunkte der
Fachlaufbahn Verwaltung und
Finanzen bilden ebenso wie der
veterinärtechnische Dienst und
die Lebensmittelkontrolle in der
Fachlaufbahn Gesundheit. Das
Laufbahnrecht wird damit fle-
xibler, unbürokratischer und
noch leistungsorientierter.

Auf der Grundlage des gefas-

sten Kabinettsbeschlusses wer-
den nun die Spitzenverbände der
Beamtinnen und Beamten, der
Landespersonalausschuss, die
Frauenbeauftragte und der Be-
hindertenbeauftragte der Staats-
regierung formell beteiligt. Im
Anschluss daran befasst sich der
Ministerrat erneut mit den Eck-

punkten, um diese zu beschlie-
ßen. Noch vor der Sommerpause
wird Finanzminister Huber im
Bayerischen Landtag eine Re-
gierungserklärung zu den Eck-
punkten abgeben. Die Gesetz-
entwürfe zur Umsetzung der
Eckpunkte folgen in der näch-
sten Legislaturperiode.

Bessere Lebensmittelkontrolle tut Not
Schlussbericht des Untersuchungsausschusses im Landtag - Der Parteienstreit geht weiter

Das System der staatlichen Lebensmittelkontrolle durch Stadt
und Kreisverwaltungsbehörden in Verarbeitungs- und Handels-
betrieben muss weiter verbessert werden. Das ist die einzige ge-
meinsame Forderung aller drei Landtagsfraktionen als Ergeb-
nis der fast zweijährigen Überprüfung von Aufsehen und Ekel
erregenden Fällen in Bayern ansässiger Firmen, insbesondere
der Fleischverwertung. Ansonsten endete der auf Oppositions-
antrag einstimmig eingesetzte parlamentarische Untersu-
chungsausschuss in politischem Streit.

Während die CSU von krimi-
nellen Einzelfällen sprach, die
bei allen Bemühungen genau so
wenig zu verhindern seien wie
Bankraub, warfen SPD und Grü-
ne Staatsregierung und CSU eine
„Kultur des Wegschauens“ vor.

Ausgelöst durch Funde falsch
etikettierter, nicht zum Verzehr
zugelassener Wildfleischabfälle
in einer Passauer Firma und wei-
tere, großenteils nicht durch die
amtlichen Kontrolleure, sondern

durch Privatpersonen bekannt
gewordene Fälle von Niederbay-
ern bis ins Allgäu hatte die Land-
tagsopposition den Ausschuss
beantragt, dem die CSU dann
zustimmte. Im Juli 2007 wurde
der Untersuchungsauftrag, wie-
derum auf Oppositionsantrag,
um zwei neue Fälle ergänzt.

Hochkarätig strafbare
Handlungen

Nach 35 Sitzungen mit der
Vernehmung von 120 Zeugen
und Sachverständigen endete
letzten Herbst die Beweisauf-
nahme. Im April legte die CSU
den Abschlussmehrheitsbericht
vor, dem die Opposition einen
gemeinsamen Minderheitenbe-
richt gegenüberstellte.

Ausschussvorsitzender Tho-
mas Kreuzer (CSU) sprach von
„hochkarätig strafbaren Handlun-
gen“, auch von Schlamperei bei
der Kontrolle. Letztlich handle es
sich aber um Einzelfälle. Ein
größeres Behördenfehlverhalten
oder gar „Kungelei“ und politi-
sche Einflussnahme seien im
Ausschuss nicht festgestellt wor-
den. Er gab zu bedenken, dass ei-
ne lückenlose Kontrolle der Tag
und Nacht arbeitenden Betriebe
einen Aufwand erforderten, der
jenseits jeglicher Machbarkeit lie-
ge. Der Opposition warf er vor,
einen politischen Skandal insze-
niert zu haben.

Der stellvertretendeAusschuss-
vorsitzende Herbert Müller

(SPD) blieb bei den Vorwürfen
die CSU versuche, ihre Verwal-
tung reinzuwaschen. Es gebe
nach drastischem Personalabbau
viel zu wenig und nicht sachge-
recht eingesetzte Kontrolleure.
Das betreffe die Amtstierärzte
und die amtlich beauftragten Ve-
terinäre. In einem Fall sei politi-
sche Einflussnahme nachgewie-
sen. Adi Sprinkart, der Land-
wirtschaftsexperte der Grünen
sprach von „Einladung zum Be-
trug“. Die „Kultur des Weg-
schauens“ gehe „in Richtung
Komplizenschaft.“

Änderungen
im Kontrollsystem

Welche Änderungen es im
Kontrollsystem geben wird, blieb
im Landtag zunächst offen. Im
September 2007 einigten sich die
Verbraucherschutzminister von
Bund und Ländern darauf,
Schlachtabfälle mit fluoreszie-
render Lebensmittelfarbe oder
durch Geruchsstoffe zu kenn-
zeichnen; wenn nicht durch EU-
Verordnung, dann im nationalen
Alleingang. Die Landtagsopposi-
tion schlug jetzt vor, die Lebens-
mittelkontrolle aus dem kommu-
nalen Bereich herauszunehmen
und zu einer eigenen staatlichen
Behörde zu machen. Häufiger
Wechsel der Kontrolleure und
viel mehr unangemeldete Kon-
trollen seien notwendig.

Kreuzer zeigte sich positiv für
Veränderungen, legte sich je-
doch nicht fest. Er verwies dar-
auf, dass es bereits Konsequen-
zen gebe, soweit einschlägige
EU-Vorschriften vom Bund in
deutsches Recht umgesetzt wur-
den. Wegen der globalen Han-
delsbeziehungen bleibe es aber
eine komplizierte und nicht zu-
letzt teure Aufgabe. rm

Novelle des Stiftungsrechts
Bayern will seine führende Stellung als Stiftungsstandort weiter
ausbauen. Das Kabinett hat den Gesetzentwurf zur Änderung
des Bayerischen Stiftungsgesetzes nunmehr beschlossen.

Wissenschaftsminister Dr.
Thomas Goppel betonte, dass
mit der Novelle den ehrenamt-
lich engagierten Stiftungsorga-
nen als auch den Aufsichtsbehör-
den ihre Arbeit erleichtert wer-
den solle. Trotzdem werde die
bewährte Qualität der Stiftungs-
aufsicht als Garant für die nach-
haltige Erfüllung des Stifterwil-
lens nicht in Frage gestellt.

Als konkrete Beispiele der
Novellierung nannte der Minis-
ter Erleichterungen im Bereich
der Vermögensverwaltung, die
Reduzierung der bisherigen Ge-
nehmigungs- und Anzeigenvor-
behalte auf besonders riskante
Fälle sowie eine deutliche Ver-
einfachung bei der Rechnungs-
prüfung.

Seit der letzten Novellierung
des Gesetzes im Jahr 2001 ist die

Zahl der nicht-kirchlichen rechts-
fähigen Stiftungen in Bayern um
knapp die Hälfte von 2.000 auf
fast 3.000 gestiegen. „Diesen
Trend gilt es fortzusetzen und zu
verstärken. Bayern ist ein füh-
render Stiftungsstandort und will
dies auch bleiben“, so Goppel.
Allen Anzeichen zufolge werde
der Stiftungsboom auch in den
nächsten Jahren weiter anhalten.

Neben den gesetzlichen Rah-
menbedingungen der Länder
und des Bundes liege dies an der
demographischen Entwicklung
in Deutschland: eine vermögen-
de Generation komme zum Teil
ohne Erben ins Rentenalter. Der
vom Ministerrat gebilligte Ge-
setzentwurf hält nach den Wor-
ten Goppels die richtigen gesetz-
geberischen Antworten auf diese
Entwicklung bereit.
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„Stell Dir vor, die Weltrevo-
lution wird 15 und keiner geht
hin.“ Mein Chef, der Bürger-
meister, erhob ein Glas Dunkel
der örtlichen Brauerei und
prostete auf den Geburtstag
des World Wide Web, kurz
WWW. Denn mit diesem welt-
umspannenden Netz öffneten
sich 1993 die Schleusen, die
das Internet bis dahin in einem
wissenschaftlichen Elfenbein-
turm gehalten hatten. Ein Kos-
mos an Information und Kommunikation ergoss
sich über eine bis heute exponentiell wachsende
globale Gemeinde von Anwendern.

Das Web hat sicherlich unser Leben mehr
und tiefgreifender verändert, als manch andere
Umwälzung, die Zeitgenossen oder Nachkom-
men gerne als welthistorisch feiern. Denn die
Welt ist buchstäblich zum Dorf geworden. Das
Internet ist der Marktplatz, auf dem alle han-
deln und tauschen, es ist der Kirchplatz, auf

dem man sich trifft, es ist das Hauseck, an dem
getratscht wird, für einige ist er der verschwie-
gene Ort, an dem sich Sehnsüchte befriedigen
lassen. Seltsam, dass dieses Jubiläum so wenig
Beachtung gefunden hat.

Vielleicht, weil den Leuten die Sache trotz ih-
rer Unverzichtbarkeit doch noch ein bisschen
unheimlich ist. Bei all unseren Aktivitäten im
Netz hinterlassen wir zum Beispiel jede Menge
Spuren über uns: Was wir gerne konsumieren,
wo wir einkaufen, wohin wir reisen, mit wem
wir Kontakt haben. Da braucht man keinen
Bundestrojaner, um an umfassende Informatio-
nen über eine Person zu kommen – wir liefern
sie durch unsere Surfgewohnheiten gratis und
franko.

Dennoch: Das Internet ist zum täglichen Be-
gleiter geworden und hat Gewohnheiten sowie
Verhaltensweisen tiefgreifender beeinflusst, als
man es sich gemeinhin bewusst macht. Die Leu-
te informieren sich anders. Nicht nur, dass die
Kanzlerin und der Bürgermeister ihre aktuelle
Politik via Podcast an die Öffentlichkeit brin-
gen. Fachleute gehen davon aus, dass heutzuta-
ge über Suchfunktionen oder internetbasierte

Nachschlagewerke quantitativ
mehr recherchiert wird, als
über den klassischen Weg der
Bibliothek. Jede Organisation,
jede Partei, jeder Kandidat ver-
weist Interessenten, die mehr
wissen wollen auf die www.-
Adresse. In nicht wenigen Fäl-
len bekommt man überhaupt
keine gedruckten Informatio-
nen an die Hand und wird rein
auf den Internetauftritt verwie-
sen. In Blogs und Weblogs

wird gequatscht, getratscht, diskutiert und der
Gedankenaustausch globalisiert.

Die Nutzung des Internets hat uns meiner
Meinung nach informeller und legerer gemacht.
Wenn Sie Ihre Post durchsehen merken Sie es si-
cherlich auch: Der Unterschied zwischen einem
Brief und einer Mail ist himmelweit. Da wird
ans Rathaus gemailt und das Schreiben mit
„Hallo Leute“ begonnen und mit „so long“ be-
endet. Das schnelle Drücken auf den Sendebut-
ton verführt zu Unüberlegtheit und Schlamperei
– übrigens auch in der Orthographie. Einen
Brief muss man schreiben, ausdrucken, unter-
schreiben, in den Umschlag stecken, Marke
drauf, zum Postkasten bringen – da hat man viel
Gelegenheit zu überlegen, ob das Schreiben
wirklich sein muss, wenn ja, ob es so scharf aus-
fallen muss etc. etc.

Mein Chef, der Bürgermeister, hat sein Glas
nicht wegen diesen alltäglichen Dingen, son-
dern aus einem anderen Grund auf das WWW
erhoben: Für ihn ist es ein Symbol weltumspan-
nender Freiheit. Ob kubanische Gerontokraten,
nordkoreanische Stalinisten, iranische Mullahs,
saudi-arabische Puritaner oder chinesische
Controllettis – gegen die Macht des Netzes steht
jede Repression über kurz oder lang auf verlo-
renem Posten. Die Gedanken sind frei und
durch das „web“ können sie auch zum ersten
Mal in der Menschheitsgeschichte wirklich
überall hin fliegen. Dazu passt der Satz auf dem
heutigen Kalenderblatt. Er stammt vom ameri-
kanischen Zukunftsforscher John Naisbitt, der
den Begriff Megatrend geprägt hat: „Die neue
Quelle der Macht ist nicht mehr das Geld in der
Hand von wenigen, sondern Information in den
Händen von vielen“.

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Weltumspannende
Freiheit im WWW

Deutsche Bahn kassiert ihre
treuesten Kunden ab

Gemeindetag protestiert gegen Gebühren auf P&R-Plätzen
Die Deutsche Bahn ist auf dem besten Weg, ihre treuesten
Kunden zu vergraulen. Tausende von Pendler, die täglich
Park and Ride-Parkplätze nutzen, um mit der Bahn ihren
Arbeitsplatz zu erreichen, sollen künftig Parkgebühren zah-
len. „Das ist eine betriebswirtschaftliche, aber auch ökolo-
gische Geisterfahrt der Deutschen Bahn“ sagte Gemeinde-
tagspräsident Dr. Uwe Brandl.

„Wer vernünftigerweise auf die Bahn umsteigt, sollte eigent-
lich belohnt werden, nicht aber bestraft durch Gebühren. Haupt-
betroffene wären vor allem die Bürgerinnen und Bürger der
ländlichen Gemeinden Bayerns, die zur Arbeit in die Zentren
pendeln. Die Bahn muss ihre Abzock-Pläne sofort einstamp-
fen.“ Zahlreiche Gemeinden wiesen darauf hin, dass sie sich in
der Vergangenheit finanziell und personell am Unterhalt der
Parkplätze beteiligt hatten, um das Umsteigen auf die Bahn zu
fördern. Sie empfinden die Einführung der Gebührenpflicht als
Schlag ins Gesicht ihrer jahrelangen Bemühungen.

Die DB Park GmbH, eine Tochtergesellschaft der Deutschen
Bahn AG und des Parkhausbetreibers Contipark International,
hat zahlreichen Gemeinden in Bayern angekündigt, demnächst
„gebührenpflichtige Parkberechtigungen“ an ihren Bahnhöfen
einzurichten. Die Bürgermeister reagieren empört. Sie weisen
darauf hin, dass ihre Bürger bereits hohe Gebühren für die täg-
liche Zugfahrt aufbringen müssen. Wenn jetzt auch noch Park-
gebühren dazu kommen, werden viele wieder mit dem Auto zur
Arbeit fahren. „Es kommt der Verdacht auf, dass die Bahn auf
dem Rücken der Bürger die Kassen der verschiedenen DB-Ge-
sellschaften füllen will. Dass sie dabei ihre treuesten Kunden
vergrault, nimmt sie offenbar in Kauf. Das ist nicht nachvoll-
ziehbar und konterkariert alle Bemühungen, die Bürger auf den
umweltfreundlichen ÖPNV zu bringen. Hier muss auch die Po-
litik reagieren“ sagte Brandl.

Die DB-Bahn-Park GmbH bewirtschaftet nach eigenen An-
gaben derzeit rund 17.000 Parkplätze an 123 Standorten bun-
desweit. Ihre Aufgabe ist es, Parkhäuser und Parkflächen in der
Nähe von Bahnhöfen zu planen und zu betreiben. Das Unter-
nehmen soll an 460 Bahnhöfen Parkmöglichkeiten schaffen.

Immobilienmärkte im Fokus
Tagung des Instituts für Entwicklungsforschung im ländlichen Raum

Ober- und Mittelfrankens e.V. in Ansbach
Den „Immobilienmärkten im ländlichen Raum“ widmete sich
die diesjährige Tagung des Instituts für Entwicklungsfor-
schung an der Universität Bamberg im Sitzungssaal des Be-
zirksrathauses Ansbach. Nach einem Grußwort von Bezirks-
tagspräsident Richard Bartsch und einer Einführung in das
Thema durch Dr. Tobias Chilla von der Universität Luxem-
burg stand ein Vortrag von Dr. Harald Standl (Uni Bamberg)
über „Aktuelle Trends und mittelfristige Prognosen der Woh-
nungsmarktentwicklung in der oberfränkischen Peripherie“
im Blickpunkt des Interesses.

Während zu den vielfältigen
Problemen von Schrumpfungs-
regionen in den Neuen Bundes-
ländern im Verlauf der zurücklie-
genden Jahre bereits intensiv ge-
forscht wurde, sind entsprechen-
de raumwissenschaftliche For-
schungen zu Entwicklungen im

ausschließlich auf Textilverar-
beitung und insbesondere auf
Porzellanherstellung basieren-
den Altindustrieregion am östli-
chen Rand des bayerischen Re-
gierungsbezirks Oberfranken,
mit jeweils direkter Grenznähe
zur Tschechischen Republik.

wie einen wachsenden Leerstand
von Wohnraum.

Aufgrund der vorgestellten Er-
gebnisse erscheint es laut Standl
fragwürdig, ob die bisher übliche
grobe Differenzierung in Kate-
gorien wie „Ostdeutschland ist
gleich Schrumpfungsregion“
und „Westdeutschland ist gleich
Wachstumsregion“ noch haltbar
ist. Denn der negative demogra-
phische Wandlungsprozess kom-
me auch in Teilen der alten Bun-
desländer gar nicht mehr so sehr
„auf leisen Sohlen“ daher, wie
bislang angenommen wird.

Tief greifende
Veränderungen in der
Siedlungsstruktur

Für die kommenden beiden
Jahrzehnte müsse vielmehr auch
im generell demographisch und
sozioökonomisch wachsenden
Bayern von tief greifenden Ver-
änderungen in der Siedlungs-
struktur des peripheren ländli-
chen Raumes ausgegangen wer-
den, die man durchaus als (zu-
mindest partielle) postmoderne
Wüstungserscheinung bezeich-
nen könne, sagte Standl. Die Ex-
tremregion Nordost-Oberfranken
spiele in der Schrumpfungsent-
wicklung eine Vorreiterrolle. Da-
her sei es besonders wichtig, hier
mit Forschungen anzusetzen.

Vermarktung
zunehmend schwieriger

„Für die Anbieter von Immo-
bilien im strukturschwachen pe-
ripheren ländlichen Raum wird
deren Vermarktung zunehmend
schwieriger“, prognostizierte der
Privatdozent. Es scheine daher
dringend geboten, dem Beispiel
der neuen Bundesländer zu fol-
gen und Modellregionen auszu-
weisen, um adäquate Lösungs-
ansätze gegen zunehmenden
Leerstand von Wohnraum und
zukünftige „Wüstungserschei-
nungen“ im Siedlungsbild zu
konzipieren. Bislang fehle dazu
von landesplanerischer Seite in
Bayern allerdings noch die not-
wendige Einsicht bzw. Hand-
lungsbereitschaft.

Marktanpassungsstrategien

Lokale Marktanpassungsstra-
tegien wie der in Selb praktizierte
„Stadtumbau-West“ brächten nur
punktuellen und kurzfristigen Er-
folg. Für den peripheren ländli-
chen Raum mit seiner Vielzahl
an kleinen Gemeinden und Ge-
meindeteilen seien derartige Pro-
jekte ungeeignet, „weil Leerstand
von Wohnraum dort vor allem
Immobilien betrifft, die sich in
individuellem Eigentum befin-
den“. Deren Besitzer hätten die
ökonomischen Auswirkungen
des demographischen Wandels
mit zunehmenden Nachfragede-
fiziten auf dem Wohnungsmarkt
selbst zu tragen. Ob vor diesem
Hintergrund zukünftig staatliche
Zuschussprogramme für den Ab-
riss von überzähligen Gebäuden
aufgelegt werden, sei derzeit
nicht abzusehen, erklärte Standl.

Verfall der Immobilienwerte

Nachdem Oberbürgermeister
Wolfgang Kreil den „Verfall der
Immobilienwerte im ländlichen
Raum“ thematisiert hatte, refe-
rierte Heinz-Peter Hungbaur,
Marktbereichsdirektor Vertrieb
der Bayerischen Landesbauspar-
kasse, über die „Entwicklung
von Immobilienmärkten im
ländlichen Raum am Beispiel
Mittelfranken aus Sicht einer
Bausparkasse“. Nachfolgend
fand eine ansprechende Podi-
umsdiskussion mit den Referen-
ten und Dr. Andrea Kluxen, der
Bezirksheimatpflegerin von Mit-
telfranken, statt. DK

peripheren ländlichen Raum
Westdeutschlands bislang kaum
unternommen worden, obwohl
diese Regionen bereits unter
ähnlichen Problemen der
Schrumpfung zu leiden haben,
erklärte Privatdozent Standl zu
Beginn seiner Ausführungen.

Untersuchungsobjekte

Untersuchungsobjekte waren
die Große Kreisstadt Selb mit
heute ca. 17.000 Einwohnern so-
wie die Kerngemeinde der
Kleinstadt Hohenberg an der
Eger mit ca. 1.300 Einwohnern,
„da sie die in der Region vor-
herrschende Siedlungsstruktur
beispielhaft repräsentieren“. Bei-
de Gemeinden liegen in einer
monostrukturierten, weil fast

Der Niedergang der altindus-
trialisierten Monostrukturen be-
wirkte Standl zufolge einen mas-
siven Umbruch in der Entwick-
lung der beiden (klein-)städti-
schen Siedlungen. Beide Kom-
munen – wie auch große Teile
der Region – müssten sich auch
weiterhin einem äußerst schmerz-
haften Strukturwandel unterzie-
hen. In den altindustriellen (struk-
turschwachen) Regionen des
nördlichen und östlichen Ober-
franken seien bereits seit etwa 25
Jahren selektive Abwanderungs-
prozesse zu beobachten. Folgen
sind u. a. eine schrumpfende und
überalterte Bevölkerung.

Die negative demographische
Entwicklung bedeute Ange-
botsüberhänge auf dem Woh-
nungs- und Immobilienmarkt so-

Die Bauhütte Dreipass:

Berufsperspektiven für junge Menschen
Die Museumspädagogische Werkstatt Schloss Obernzenn betreibt ein neues Projekt

zur Berufsfindung und Erhaltung des kulturellen Erbes

Im Jahre 1997 wurde das Blaue Schloss in Obernzenn nach
30jähriger Restaurierungszeit der Öffentlichkeit zugänglich
gemacht. Seitdem ist es ein Publikumsmagnet und ein beson-
deres Ausflugsziel. Im Jahre 2000 wurde in dem unmittelbar
benachbarten Roten Schloss eine Museumspädagogische
Werkstatt in Privatinitiative gegründet. Hier bietet sich den
Schülern und Schülerinnen die Möglichkeit, Eindrücke, die
während der Führung im Blauen Schloss entstanden sind, wei-
ter zu vertiefen. Sie sollen durch die Aktivitäten in der Werk-
statt ergänzend zu den visuellen Eindrücken, die sie im Blauen
Schloss gewonnen haben, die Materialien der Zeit „begreifen“
und das „Sehen“ lernen.

Durch die Arbeit der Mu-
seumspädagogischen Werkstatt
wird frühzeitig bei den junen
Menschen, ebenso wie bei den
erwachsenen Besuchern Inter-
esse, Bewusstsein und Ver-
ständnis für Geschichte, Kunst-
geschichte und Denkmalpflege
geweckt und so für die Verant-
wortung zur Erhaltung unserer
Kulturgüter geworben.

Junge Menschen motivieren

Motiviert durch die Erfolge
und Resonanz ihrer Museums-
pädagogischen Werksatt Obern-
zenn (MPW) und durch die Eh-
rung und Wertschätzung des
bayerischen Kultusministeriums,
entwickelte die Gründerin Edith
Schoeneck M.A. neben einer
Kinderuniversität in Verbindung
mit der Fachhochschule Ans-
bach und der Kinderakademie
für Denkmalpflege das Konzept
„Die Bauhütte Dreipass“.

Die Bauhütte Dreipass ist ein
mobiles, an jedem Ort einsatz-
fähiges Bildungsinstitut und
Dienstleister, um junge Men-
schen für den Erhalt der Denk-
mäler zu sensibilisieren und sie

in der Berufsfindung mit
den Branchen der Denkmal-
pflege und bekannt zu machen
und sie letztlich zu begeistern.
Sie ist Schnittstelle, Kooperati-
onspartner und Verbindungs-
glied zwischen Schule, hand-
werklichen Betrieben, Hand-
werksinnungen, Industrie und
Handelskammern, Denkmal-

pflege, Universität und Ar-
beitsamt und übernimmt für das
jeweilige Projekt die gesamte
Koordination und Organisation.
So führt die Bauhütte Dreipass
an außerschulischen Lernorten
wie Museen, historischen Ge-
bäuden, historischen Plätzen
oder in Handwerksbetrieben
Bildungs- und Informationsver-
anstaltungen durch.

Über die Schulter schauen

Während einer spannenden,
kommunikativen Einführung in
die Geschichte der jeweiligen
Stadt, in der die Bauhütte zu
Gast ist, werden historische,
kunsthistorische und kulturelle
Hintergründe behandelt und in

(Fortsetzung auf Seite 4)

Vor dem roten und dem blauen Schloss derer von Seckendorff in
Obernzenn informieren sich junge Menschen über vielfältige
Berufsbilder im denkmalpflegerischen Bereich.
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(Fortsetzung von Seite 1)
sentlichen das Biotopverbund-
system.

Zahlreiche Mulden bieten
Wiesenbrütern und Amphibien
mehr Lebensraum. Mittlerweile
wird der Kiebitz, ein Wiesenbrü-
ter, vermehrt gesichtet. Alle hof-
fen nun, dass auch ein Storch
zurückkommt.

Bodenmanagement

Mit dem Bodenmanagement
in der Flurneuordnung konnten
25 Hektar Eigentum der Wasser-
wirtschaftsverwaltung in eine
nun ehemalige Zuckerrübenan-
lage gelegt werden. Dort werden
nun mit Hilfe eines genauen di-
gitalen Geländemodells die
Hochwasserrückhaltemöglich-
keiten (rund eine Viertel Mio.
m3) optimiert und ein neuer
Damm angelegt. Die Fläche
wurde bereits aus naturschutz-
fachlicher Sicht modelliert und
wird durch etwa 15 Mutterkühe

(Fortsetzung von Seite 1)
Lokschuppen das Ausstellungs-
zentrum untergebracht. Und im
Schloss Hohenaschau gibt es
dann konkreten Anschauungsun-
terricht. Daher begrüßte OB
Bauer besonders die Familien
der früheren Besitzer von Ho-
henaschau: die Freiherren von
Freyberg, die Grafen von Prey-
sing-Kronwinkel und Freiherren
von Cramer-Klett mit ihren Fa-
milien.

Bleibende Verdienste

Einen weiten Bogen um die
bleibenden Verdienste der Adeli-
gen spannte der Kunstminister.
Unter Hinweis auf das Kloster-
und Burgenland Bayern betonte
er, dass es „ohne den Adel die
meisten Klöster und Abteien
nicht gäbe. Sie haben viele da-
von gegründet und gestiftet.
Auch ihre Burgen und Schlösser
gehören heute genauso zum
Landschaftsbild wie die Kirch-
türme oder die Berge. Man kann
sich Bayern ohne diese Monu-
mente des Adels gar nicht vor-
stellen!“

Soziale Kategorie

Im Lokschuppen Rosenheims,
der seit der Eröffnung schon
über 2,5 Millionen Besucher zu
verzeichnen hatte und damit die
Attraktivität als Ausstellungsort
beweist, wird die Geschichte des
Adels, seine Rolle im politischen
Gefüge sowie seine wirtschaftli-
che, soziale und kulturelle Be-
deutung anschaulich vor Augen
geführt: Im Mittelalter entstand
„der Adel“ als soziale Kategorie.
Die Lex Baiuvariorum be-
schreibt den Aufbau der frühmit-
telalterlichen Gesellschaft und
nennt die fünf großen Adelssip-
pen der Zeit um 800. Im Lauf
des Hochmittelalters entstand ei-
ne bayerische Adelslandschaft,
die nun auch die Ministerialen
als soziale Aufsteiger einschloss.
Bedeutende Adelsgeschlechter
starben im hohen und späten
Mittelalter aus, Besitzungen
wechselten ihre Eigentümer. Die

(Fortsetzung von Seite 3)
die jeweiligen Berufsfelder und
deren Bedeutung für die Denk-
malerhaltung eingeführt. An-
schließend erfahren die jungen
Menschen in praktischen Übun-
gen und im „über die Schulter
schauen“ etwas über die realen
Tätigkeiten und Aufgaben der al-
ten Handwerkskunst, der Werk-
stätten und Büros. In erster Linie
handelt es sich hierbei um hand-
werkliche Berufe, wie z.B. Mau-
rer, Steinmetz, Kunstschmied,
Schreiner, Zimmermann, Stuck-
ateur aber auch der Beruf des Ar-
chitekten, des Stadtplaners, des
Denkmalpflegers und des Ar-
chäologen.

Freude vermitteln

Die Bauhütte Dreipass will
Bewusstsein und Verantwor-
tungsgefühl in jungen Menschen
erzeugen, das kulturellen Erbe
wahrzunehmen, zu pflegen und
zu bewahren. Das Sehen und
Wahrnehmen historischer Sub-
stanz und historischer Zusam-
menhänge wird geübt. Zudem
werden Sensibilität, Interesse
und Begeisterung für die Erhal-
tung unserer historischen und
kulturellen Güter, erzeugt.

Gleichzeitig möchte die Bau-
hütte Dreipass Schülern die
Freude an handwerklichen Beru-

fen und ihrer Notwendigkeit ver-
mitteln und junge Menschen
zum Ergreifen von Berufen aus
diesem Bereich ermuntern. Auf
diese Weise möchte die Bauhütte
Dreipass einen Beitrag für den
Nachwuchs an Fachkräften in
den verschiednen Handwerken
leisten.

Das Angebot richtet sich be-
sonders an Real- und Haupt-
schüler, die vor der Berufswahl
stehen. Aber auch für Kinder
und Eltern bietet die Bauhütte
Dreipass gemischte interaktive
Aktionen an.

Information und Buchungen:
Museumspädagogische Werkstatt Schloß Obernzenn, Leitung:
Edith Schoeneck M.A., Seckendorffstraße 3, Rotes Schloss,
91619 Obernzenn, eMail: mpwschoeneck@t-online.de, Tel.:
09844/96992.

Zu Gast am Welterbetag in Regensburg
Die Unesco hat zum diesjährigen Welterbetag am 1. Juni 2008
das Motto: „Junges Welterbe - Schülerinnen und Schüler se-
hen ihr UNESCO-Welterbe“ ausgerufen. Die Stadt Regens-
burg und die Welterbestelle bieten ein umfangreiches Pro-
gramm von Aktionen, in der Stadt und rund um die Stadt, um
Kinder und Jugendliche an den Erhalt unseres Welterbes und
unserer Kulturgüter heranzuführen. Begegnung und kulturel-
ler Dialog sind hier thematische Schwerpunkte.

Die Bauhütte Dreipass und
die Kunstschmiede Simmel,
sind an diesem Tag ein lohnen-
des Ziel zum interaktiven Ler-
nen und dienen als Forum für
Information und Kommunikati-
on. Auch hier bietet sich den
Besuchern die Möglichkeit,
nach einer kommunikativen
Einführung und Vorführung
handwerklicher Aktivitäten un-

ser Welterbe mit mehr Bewusst-
sein zu erleben und das Sehen
zu lernen. Der Wunsch es zu be-
wahren soll dadurch geweckt
werden. Denn nur wenn es uns
gelingt die Kinder und Jugend-
lichen frühzeitig an kulturelle
Themen heranzuführen, sie mit
allen Sinnen in die kulturelle
Umwelt einzuführen, werden
die Kinder und Jugendlichen
von heute in ihrer Rolle als Ver-
antwortungsträger die kulturel-
len Werte unserer Gesellschaft
bewahren und für künftige Ge-
nerationen weiterentwickeln.

Die „Bauhütte Dreipass“ wur-
de deshalb gebeten, in Regens-
burg ihr Konzept vorzustellen.

Berufsperspektiven ...

extensiv genutzt. So erwirtschaf-
tet sich ein Haupterwerbsland-
wirt Zusatzeinkommen. Nach-
dem die Landwirte einverstan-
den waren, für ihre rund 40 Hek-
tar anderswo Ersatz zu bekom-
men, kann jetzt die Wasserwirt-
schaftsverwaltung wie geplant
die grundsätzliche ökologische
Funktion für rund 700 Hektar
Auwald verbessern und die
Flächen für den Hochwasser-
schutz aktivieren.

Freiwilliger
Nutzungstausch

Die Landwirte aus Aschach
wiederum wollten die anstehen-
de Flurneuordnung nicht abwar-
ten und realisierten vorher einen
Freiwilligen Nutzungstausch.
Dem Impuls der Aschacher
Landwirte folgten weitere Kolle-
gen aus insgesamt zehn Gemar-
kungen. Gemeinsam führten sie
in zwei Jahren einen Freiwilli-
gen Nutzungstausch durch, in
dem sie ihre Wirtschaftsflächen
tauschten und zusammenlegten
ohne am Eigentum etwas zu än-
dern. Gleichzeitig wurden Ziele
des Gewässerentwicklungspla-
nes Fränkische Saale umgesetzt.

Tauschpartner

Entlang eines Teilstücks von
15 Kilometern der Fränkischen
Saale tauschten 26 Landwirte
und 120 Verpächter freiwillig die
Nutzung von 206 ha Grünland-
flächen. Besonderheit: Tausch-
partner war auch die Wasserwirt-
schaftsbehörde. Sie setzt bayern-
weit auf das Bodenmanagement
der Flurneuordnung und erwirbt

in anstehenden Projekten früh-
zeitig Flächen zur Berücksichti-
gung ihrer Belange.

Was für den „normalen“ Be-
obachter so gut wie kaum er-
kennbar ist, hat für die Landwir-
te große Vorteile: Sie können im
Vergleich zu vorher und unter
Berücksichtigung von Pacht-
flächen im Freiwilligen Nut-
zungstausch fast vier Mal so
große Feldstücke bewirtschaf-
ten. Unmittelbar sparen Land-
wirte dadurch variable Bewirt-
schaftungskosten (Treibstoff,
Dünger, Pflanzenschutzmittel
und Maschinenreparaturen) ein.
Maschinelle Rationalisierungen
können weiteren Spielraum er-
möglichen. Der bürokratische
Aufwand wird durch weniger
Feldstücke bei derAntragstellung
für Flächenprogramme gesenkt.

Kalkulationsgrundlage

Sogenannte Helfer – in diesem
Fall der Bayerische Bauernver-
band – leiteten den Nutzungs-
tausch, GIS-Programme berech-
neten verschiedene Tauschvari-
anten, Fördergelder gab es aus
dem Topf der Flurneuordnung.
Die Kalkulationsgrundlage für
die Amortisierung des Aufwan-
des: Die Verpächter haben den
Landwirten die Nutzung ihrer
Grundstücke für zehn Jahre zu-
gesichert und erhalten dafür eine
einmalige Prämie von 200 Euro
pro Hektar. „Danach werden die
Verpächter weiter ihre Zustim-
mung geben, denn Inselgrund-
stücke in großen Bewirtschaf-
tungseinheiten sind für andere
Pächter uninteressant“, zeigen
sich die Tauschpartner über-
zeugt. Sie gehen sogar davon
aus, dass die jetzt geschaffenen
Strukturen noch weiter verbes-
sert werden. Für die Landwirte
ist der Freiwillige Nutzungs-
tausch eine effiziente Zwi-
schenlösung bis zur anstehenden
Flurneuordnung, in der die Ufer-
streifen ins Eigentum der Was-
serwirtschaft übergehen und
weitere Ziele des Gewässerent-
wicklungsplanes Fränkische
Saale umgesetzt werden.

Musterbeispiele

Wie Landwirtschaftsminister
Miller beim Festakt betonte,
handelt es sich bei den preisge-
krönten Projekten um Muster-
beispiele, die Ansporn und Anre-
gung für alle engagierten Bürger
im ländlichen Raum geben.
„Durch die Zusammenarbeit von
Bürgern, Kommunen und Ver-
waltung haben Sie zukunftswei-
sende Lösungen für die unter-
schiedlichsten Probleme gefun-
den“, so der Minister in seiner
Laudatio. DK

Preisgekrönte Projekte ...

seit 1180 mit dem Herzogtum
Bayern belehnten Wittelsbacher
waren Nutznießer dieser Mobi-
litätsprozesse.

Zu Beginn des 17. Jahrhun-
derts lebten in Bayern 375
Adelsgeschlechter. Zwischen
1600 und 1700 wurden 82 Fami-
lien nobilitiert, dazu kamen 77
ausländische Adelsgeschlechter
nach München, während im glei-
chen Zeitraum über 100 Adels-
geschlechter verarmten oder aus-
starben.

Privilegien

Außer politischen Vorrechten
besaß der Adel eine Reihe von
persönlichen Privilegien wie die
Bevorzugung bei der Besetzung
von Staats- und Hofämtern. Seit
1508 waren alle höheren Ämter
der Landesverwaltung dem ein-
heimischen Adel vorbehalten.
Eine weitere Perspektive auf
Versorgung bot die Kirche;
zahlreiche bayerische Adelige

saßen in deren Domkapiteln.
Aber die hauptsächliche wirt-

schaftliche Basis vieler adeliger
Familien war und ist Grund-
und Waldbesitz. Eine in Altbay-
ern vorherrschende Rechtsform
der Herrschaft über Land und
Leute waren die Hofmarken.
Sie besaßen auch das Recht der
niederen Gerichtsbarkeit.

Namensbestandteil

Am 28. März 1919 wurde der
Adel per Gesetz „abgeschafft“.
Die Weimarer Verfassung und
die bayerische Verfassung ließen
sowohl den hohen als auch den
niederen Adelstitel nur noch
als Namensbestandteil gelten.
Gleichwohl lebt „der Adel“ wei-
ter, seine Bedeutung in Politik,
Wirtschaft und Kultur ist auch
im 20. Jahrhundert ungebrochen.
Goppel zollte den anwesenden
Vertretern des bayerischen Adels
Anerkennung und Respekt, denn
„viele Adelsfamilien setzen sich
auch heute mit großem Aufwand
dafür ein, Kulturgüter wie die
Schlösser oder deren Inventar
für die Nachwelt zu erhalten.“

Kunst und Kultur bereichern
Bayern ungemein: In Bayern
gibt es nicht nur 120.000 Bau-
denkmäler – 10.000 davon aus
der Adelswelt –, sondern auch
über 1.200 Museen, fast 100
Theater, Fest- und Freilichtspie-
le sowie zahlreiche Festivals.
Ein Kernanliegen Bayerischer
Kulturpolitik ist es, diese kultu-
relle Vielfalt zu pflegen und zu
erhalten. „Der Bayer geht mehr
in Museen als ins Fußballstadi-
on“, stellte der kunstsinnige Mi-
nister erfreut fest.

Beispielhafte
Zusammenarbeit

Die Landesausstellung ist ein
hervorragendes Beispiel dafür,
was gute Zusammenarbeit be-
wirken kann: Neben dem Frei-
staat sind dabei die Stadt Rosen-
heim und die Gemeinde Aschau
als Mitveranstalter mit an Bord.
Zudem haben Museen und Uni-
versitätsinstitute, Wissenschaft-
ler und Touristiker, Medienver-
treter und Unternehmer sowie
viele Bürgerinnen und Bürger
mitgewirkt. Zahlreiche in die

ganze Welt verstreute Kunstwer-
ke sind – wenn auch nur auf Zeit
– nach Aschau und Rosenheim
zurückgekehrt.

Goppel dankte ausdrücklich
den Adelsfamilien, die diese
Ausstellung mit Leihgaben un-
terstützen. Allen voran die Gra-
fen Christoph von Preysing-
Lichtenegg-Moos, Hans Veit zu
Toerring-Jettenbach und Hans
Caspar von Toerring-Seefeld,
Riprand von und zu Arco-Zinne-
berg sowie Freiherr Johann Carl
Hönning O’Caroll.

Hauptexponat
Hohenaschau

Schloss Hohenauschau ist
zum spektakulären Hauptexpo-
nat der Landesausstellung ge-
macht worden, lässt dessen Ge-
schichte doch exemplarisch die
verschiedenen Ausprägungen
von Adel in der Vergangenheit
erkennen. Unter den Falkenstei-

nern, Aschauern und Mautnern
war es seit 1165/1170 eine mit-
telalterliche Burg. Unter Pankraz
von Freyberg (1508 bis 1565)
war Hohenaschau Sitz eines
mächtigen Bergwerksherrn, An-
hängers der Reformation und
Gegenspielers der Wittelsbacher
Herzöge. Fast 250 Jahre, von
1608 bis 1853, befand sich das
Schloss im Besitz der Grafen
von Preysing, die höchste Ämter
am bayerischen Hofe hatten.
Schließlich erwarb der Nürnber-
ger Großindustrielle Theodor
Cramer-Klett Schloss und Herr-
schaft Hohenaschau als würdige
Kulisse für seine Erhebung in
den erblichen Adelsstand. Höhe-
punkte des Schlossrundgangs
werden der Preysing-Saal von
1682/84 mit überlebensgroßen
Figuren der Preysing’schen Ah-
nengalerie und der restaurierte
„Laubensaal“ mit einer origi-
nalen Raumausmalung von
1686/87 sein. GH/DK

Die Landesausstellung in Zahlen und Fakten
Dauer der Ausstellung: bis zum 5. Oktober 2008
Öffnungszeiten: Montag bis Freitag 9 bis 18 Uhr, Wochenende
und Feiertage 10 bis 18 Uhr. Sonderöffnungen auf Anfrage
Eintritt Kombikarte für beide Ausstellungen: Erwachsene 10,-
Euro; Vergünstigungen siehe Internet
Internet: www.adel.hdbg.de
Katalog: 344 Seiten, ISBN 978 3 8062 2187 9, Konrad Theiss
Verlag, Stuttgart, Preis: 24,90 Euro, ab 2009 29,90 Euro.

Adel in Bayern ...

Engagement für
Stadt und Region

Bundeskongress in München
zur Nationalen Stadtentwicklungspolitik

Auf dem zweiten Bundeskongress zur Nationalen Stadtent-
wicklungspolitik in München diskutierten über 800 Teilneh-
mer die Ergebnisse von rund 45 laufenden Modellprojekten
einer im Jahre 2007 gestarteten Bundesinitiative. Die Projekte
waren aus über 300 Vorschlägen nach dem ersten Kongress
2007 ausgewählt worden.

Mit der Nationalen Stadtent-
wicklungspolitik haben sich
erstmals die für Stadtpolitik ver-
antwortlichen bei Bund, Län-
dern und Gemeinden zu einem
Kreis zusammengeschlossen.
Die drei Hauptziele der Natio-
nalen Stadtentwicklungspolitik
sind die Wettbewerbsfähigkeit
der Städte sicher zu stellen, die
Gleichwertigkeit der Lebens-
verhältnisse in allen Landestei-
len aufrecht zu erhalten, und
durch ökologische Stadterneue-
rung einen Beitrag zur Klima-
und Energiepolitik zu leisten.
Der Bund trägt hierzu rund 50
Prozent der Kosten.

Wichtige Rolle
der Kommunalpolitik

„Es ist gut, dass die Herausfor-
derungen, die seit Generationen
in den Städten und von den Städ-
ten gemeistert werden, jetzt auch
den Bund und die Länder errei-
chen. Diese Entdeckung der
wichtigen Rolle der Kommunal-
politik muss zur finanziellen und
rechtlichen Stärkung der Regio-
nen führen, damit sie auch den
steigenden Herausforderungen
der Zukunft gewachsen sind“,
bemerkte der Präsident des
Deutschen Städtetages, Mün-
chens Oberbürgermeister Chri-
stian Ude. Die Probleme lägen
auf der Hand: „Wir werden im-
mer älter, aber auch bunter –
Stichwort demografischer Wan-
del und Migration. Außerdem
driften prosperierende Zentren
und schrumpfende Regionen im-
mer mehr auseinander, ebenso
wie arm und reich. Wir müssen
also auf allen politischen Ebenen
künftig viel mehr tun, um die
Gesellschaft kinderfreundlicher
zu gestalten, die Integration in
den Städten zu fördern und den
sozialen Zusammenhalt zu ge-
währleisten.“

Urbanisierung
der Gesellschaft

„Unsere Städte sind unsere
Zukunft“, stellte Bundesbaumi-

nister Wolfgang Tiefensee fest.
Entwicklungen wie die Urbani-
sierung der Gesellschaft, die glo-
balisierte Wirtschaft und die de-
mografischen Veränderungen
stellten die Städte vor enorme
Herausforderungen. Es gelte,
„Städte im Kontext der Regio-
nalentwicklung der sie umge-
benden ländlichen Räume, sozu-
sagen in Verantwortungsgemein-
schaft, zu entwickeln“. Diese
Herausforderungen seien nur ge-
meinsam zu lösen.

Viele Ideen aus Klein-
und Mittelstädten

Der Präsident des Deutschen
Städte- und Gemeindebundes,
Bautzens Oberbürgermeister
Christian Schramm hob hervor:
„Stadtentwicklung geht alle an.
Die große Beteiligung gerade
der Klein- und Mittelstädte an
dieser Initiative zeigt, dass gute
Ideen auch aus diesen Städten
kommen. Die partnerschaftliche
Zusammenarbeit mit den Bür-
gerinnen und Bürgern, der Wirt-
schaft und den Nachbarkommu-
nen ist in den kleineren Ge-
meinden sehr kreativ und aus-
geprägt.“

Projektvorschläge
einreichen

Für die zweite Förderrunde
können Projektvorschläge noch
bis zum 30. Juni 2008 einge-
reicht werden. Der Projektauf-
ruf richtet sich an Kommunen,
Verbände, Vereine und andere
Initiativen für die Stadt. Die
Projekte sollten in einen oder
mehrere der fünf Schwerpunkt-
themen der Nationalen Stadt-
entwicklungspolitik passen:
„Bürger für ihre Stadt aktivie-
ren – Zivilgesellschaft“, „Chan-
cen schaffen und Zusammen-
halt bewahren – Soziale Stadt“,
„Die Stadt von morgen bauen –
Klimaschutz und globale Ver-
antwortung“, „Städte besser ge-
stalten – Baukultur“ und „Die
Zukunft der Stadt ist die Region
– Regionalisierung“. DK
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Er braucht Wärme.
Und das auch noch
in 70 Jahren.
Geben Sie ihm Behaglichkeit mit Zukunft. Energie aus AQUA SOLEA
steht uns auch in 100.000 Jahren noch zur Verfügung – vorsichtig ge-
schätzt. Somit haben Sie es auch morgen und übermorgen immer schön
warm. Mehr über Energie für die Ewigkeit siehe: www.aqua-solea.com

Energie von AQUA SOLEA exklusiv bei:

Baden-Württemberg
Brandenburg

2009
Modellprojekte
bis 30. 9. 2007

Kommunalebene

Kameralistik / Doppikoption 2007
Erweiterte Kameralistik / Doppik bis 2011

Bayern
Hessen

Umstellungs-
beginn ab ...

Vollendung der
Umstellung

Bremen
Hamburg

Doppik; Vollendung 2008
Doppik seit 2006 eingeführt, Doppisches Haushaltswesen ab 2008

2008
2005
2006
Mitte 2006
Mitte 2007
2008
2006

Mecklenburg-Vorpomm.
Nordrhein-Westfalen
Niedersachsen
Rheinland-Pfalz
Saarland
Sachsen
Sachsen-Anhalt

2013
2011

2012
2008
2011
2008
2008
2013
2010

Erweiterte Kameralistik

Erweiterte Kameralistik
Kameralistik

Kameralistik
Einführung der IVR14

Kameralistik
Kameralistik
Kameralistik
Optimierte Kameralistik
Kameralistik

Kameralistik
Ab 2008 Doppisches Rech-
nungs- und Haushaltswesen

Schleswig-Holstein
Thüringen

Erweiterte Kameralistik / Doppik ab 2007
Traditionelle Kameralistik / Doppik ab 2009

Optimierte Kameralistik
Kameralistik

Berlin
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Quelle: eigene Darstellung in Anlehnung an Hilgers (2007), S. 191

Entwicklung Versorgungsempfänger und -ausgaben
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Anzahl kommunaler Versorgungsempfänger in Tausend
Kommunale Versorgungsausgaben in Mrd. EUR (Anpassung 15 %)

Quelle: Dritter Versorgungsbericht der Bundesregierung, Berlin, 25. 5. 2005, S. 61 ff

Unsere Autoren: Frank Prescher (l.), Kommunalkundenbetreu-
er Nürnberg, Tel.: 0911/131-1245; eMail: frank.prescher@com-
merzbank.com und Nicolas Groz (r.), Kommunalkundenbetreu-
er München, Tel.: 089/3564-1067; eMail: nicolas.groz@com-
merzbank. com. Die komplette Studie kann über die Autoren
kostenlos bezogen werden.

Unabhängige Studie:

Kommunale Finanzen vor dem
Hintergrund der Doppik-Einführung
Die Umsetzung des Beschlusses der Innenministerkonferenz
aus dem Jahre 2003 zur Umstellung von der Kameralistik zur
doppischen und erweiterten kameralen Haushaltsführung im
Rahmen des neuen kommunalen Finanzmanagements stellt
besondere Herausforderungen an die Kommunen. Die diver-
gierenden gesetzlichen Rahmenbedingungen in den einzelnen
Bundesländern sowie deren unterschiedlich weit fortgeschrit-
tene Umsetzung führen dabei aber zu einem äußerst heteroge-
nen Bild, in dem die verschiedenen Mischformen aus Kamera-
listik und kaufmännischer Buchführung nebeneinander ste-
hen. Daraus ergeben sich verschiedenste Fragestellungen aber
auch neue Chancen.

Die Reformbestrebungen sind
auf der Länderebene in Deutsch-
land sehr unterschiedlich. Elf der
16 deutschen Bundesländer stel-
len auf die Doppik um, in vier
Bundesländern besteht ein Wahl-
recht zwischen Kameralistik und
Doppik (darunter auch im Frei-
staat Bayern) und in Berlin ist
derzeit noch keine Entscheidung
über die zukünftige Buchungs-
weise getroffen worden.

Spätestens wenn bundesweit
die ersten Jahresabschlüsse einer
größeren Anzahl von Kommu-
nen vorliegen, werden aber Fra-
gen nach der Vergleichbarkeit
und der wirtschaftlichen Lage
erneut in den Fokus rücken.

Die Rolle der Banken

Univ.-Professor Dr. Thomas
Lenk und Dipl.-Volkswirt Oliver
Rottmann vom Institut für Fi-
nanzen der Universität Leipzig
haben deshalb im Rahmen der
unabhängigen Studie „Die kom-
munalen Finanzen vor dem Hin-
tergrund der Doppik-Einführung“
in Kooperation mit der Com-
merzbank die neuen Perspekti-
ven im Umgang mit den kom-
munalen Bilanzen untersucht.

Die Studie stellt zunächst die
Ausgestaltung der Doppik als in-
tegrierte Verbundrechnung aus
Finanz-, Vermögens- und Ergeb-

nisrechnung sowie die Kosten-
und Leistungsrechnung dar. Dar-
an schließt sich eine Ausarbei-
tung zu den rechtlichen Rahmen-
bedingungen sowie eine Über-
sicht zum aktuellen Stand der
Umstellung an. Ein Exkurs be-
leuchtet die Anwendung der
internationalen Rechnungsle-
gungsstandards für den Öffentli-
chen Sektor (IPSAS = Interna-
tional Public Sector Accounting
Standards), die 2006 von den Ver-
einten Nationen erlassen wur-

ben. Im Fordergrund stehen da-
bei vor allem alternative Model-
le und Lösungen auf der Aktiv-
wie auch auf der Passivseite der
Bilanz. Die Untersuchung attes-
tiert den Banken dabei eine be-
deutende Rolle in der Beratung
der Kommunen, denn sie haben
bereits umfangreiches Know-
how zu Fragen des Anlage-, Ri-
siko- und Bilanzstrukturmanage-
ments sowie der Bilanzanalyse
aus dem Geschäft mit bilanzie-
rungspflichtigen Unternehmen.

Bilanzstrukturmanagement

In der Privatwirtschaft werden
seit langem Instrumente zur Op-
timierung der Bilanzstruktur an-
gewendet. Vor dem Hintergrund
der bevorstehenden Umstellung
zur Doppik stellt sich hieraus die
Frage, ob und wie diese Modelle
auch im öffentlichen Sektor um-
gesetzt werden können.

Optimierungs-
möglichkeiten z. B.
durch Leasing be-
dürfen keiner grö-
ßeren Anpassung
für die Kommu-
nen. Auch PPP-
Modelle (Private-
Public-Partnership)
können hier ein ge-
eignetes Instrument
sein. Der Einsatz
von Factoring wie-
derum ist im kom-
munalen Bereich

stark von gesetzlichen Restrik-
tionen abhängig.

Ein weiteres Thema ist das
Cash-Management. Dieses wird
zwar im Kernhaushalt der mei-
sten Kommune bereits betrieben,
die Einbeziehung kommunaler
Eigengesellschaften in ein zu
etablierendes „konzernweites“
System des Liquiditätsmanage-
ments steht in der Regel jedoch
noch aus.

Auch das Schuldenmanage-
ment oder der Einsatz von Deri-
vaten legt eine Zusammenarbeit
zwischen Kommunen und Ban-
ken nahe, welche über die klassi-
schen Felder weit hinausgeht.

Pensionsverpflichtungen

Die Behandlung der kommu-
nalen Pensionsverpflichtungen
auf der Passivseite stellt eben-
falls einen sehr komplexen The-
menbereich dar. Die Umstellung
zur Doppik führt zu einer ver-
stärkten Auseinandersetzung mit
dieser Problematik. Die Abwick-
lung zum Beispiel über Versor-
gungsverbände oder ähnliche
Konstruktionen stellt dabei le-
diglich eine finanztechnisch-or-
ganisatorische Maßnahme dar,

den und bereits heute in zahlrei-
chen Staaten Anwendung finden.

Kern der Studie ist dann die
Frage, wie die in Unternehmen
der freien Wirtschaft seit Jahren
gelebte Praxis der Bilanzierung
auf Kommunen übertragen wer-
den kann und welche speziellen
Themenfelder sich daraus erge-

die die Kommune letztendlich
nicht von der eigentlichen Ver-
sorgungspflicht befreit.

Bilanzanalyse

Das Themenfeld Bilanzanaly-
se rundet die Studie ab. Es stellt
sich bei Kommunen dabei vor
allem die Frage nach der An-
wendbarkeit von ertragsorien-
tierten betriebswirtschaftlichen
Kriterien, da Kommunen nicht
primär das Ziel der Gewinnma-
ximierung verfolgen. Nichtsde-
stotrotz hat die Kommune –
nicht zuletzt im Sinne des Bür-
gers als „Teilhaber“ des Kon-
zerns Kommune – das Interesse
an einer Vermögenserhaltung
oder, im günstigsten Falle, -meh-
rung. Erste Erfahrungen zur Bi-
lanzanalyse über Kennzahlensy-

steme im kommunalen Bereich
existieren zum Beispiel von der
Stadt Salzgitter.

Fazit

Die Studie verdeutlicht, dass
sich die deutschen Kommunen
in einem mehrdimensionalen
Umbruchprozess befinden. Der
Ausbau bestehender und die Ein-
führung alternativer Finanzie-
rungsformen und neuer Modelle
öffentlich-privater Partnerschaf-
ten bieten dabei Lösungen für
den absehbaren, vielfältigen
Konsolidierungsbedarf in den
kommunalen Bilanzen. Auch
wenn heute noch nicht endgültig
dargelegt werden kann, welche
Auswirkungen in der gelebten
Praxis damit verbunden sein
könnten, lohnt es, sich schon

jetzt mit alternativen Lösungen
zu befassen. So kann mit neuen
Steuerungsinstrumenten, wie der
integrierten Verbundrechnung
und dem Neuen Kommunalen
Finanzmanagement, dem Re-
formdruck begegnet werden.

Aufgrund des Wahlrechts zur
Umstellung in Bayern in Ver-
bindung mit der nach wie vor
kontroversen Diskussion um die
Doppik werden in Bayern ins-
besondere große Kommunen
und Landkreise die Umstellung
relativ frühzeitig vollziehen.
Bei einem bundesweiten Ver-
gleich der Kommunen dürften
aber die bayerischen Kommu-
nalbilanzen zumindest im
Durchschnitt eine durch die
wirtschaftlichen Rahmenbedin-
gungen gestützte, deutlich bes-
sere Struktur aufweisen.
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Info und Kontakt: www.bayerngrund.de

BayernGrund
Partner der Kommunen
Flexible Finanzierungskonzepte
Rechtssichere Vertragsgestaltung
Qualitäts- und Kostensicherung

Interessiert? Rufen Sie uns doch einfach an. Tel.: 089 2171-21925

LfA Förderbank erweitert ihr Angebot:

Spezielle Hilfe für Kommunen
Förderpolitik des Freistaates sehr erfolgreich / Positive Erwartung für 2008
Die LfA Förderbank Bayern erweitert ihr Angebot um einen
interessanten Baustein für Kommunen. In enger Kooperation
mit der bundeseigenen Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW)
wird sie von Juli an kommunale Infrastruktur-Investitionen in
den Bereichen Wasserversorgung, Abwasserentsorgung und
Verkehr auf Basis des KfW-Kommunalkredits besonders gün-
stig finanzieren. Dies teilten in der LfA-Bilanzpressekonferenz
die bayerische Wirtschaftsministerin Emilia Müller, die zu-
gleich Vorsitzende des LfA-Verwatungsrates ist, und LfA-Vor-
standsvorsitzender Michal Schneider mit.

Als weitere Neuerungen wird
die Bank, deren Hauptaufgabe
die Förderung der mittelständi-
schen Wirtschaft ist, in enger
Abstimmung mit den Geschäfts-
banken ein neues mezzanines Fi-
nanzierungsprodukt konzipieren.
Unter mezzaninem Kapital ver-
steht man Kapital, das nach sei-
ner rechtlichen Eigenart zwi-
schen Eigen- und Fremdkapital
angesiedelt ist. Im anstehenden
Fall sollen mit einem speziell auf
kleine und mittlere Wachstums-
Unternehmen zugeschnittenen
Nachrang-Darlehensangebot in-
novative Investitionsvorhaben in
Bayern gefördert werden. Be-
reits seit vergangenem Jahr un-
terstützt die LfA Mikrofinanzie-
rungen zur Gründung von Klein-
und Kleinstunternehmen, wor-
unter Vorhaben mit Investitionen
von höchstens 10 000 Euro zu
verstehen sind.

Kernstück bayerischer
Wirtschaftspolitik

Damit möglichst viele bayeri-
sche Mittelständler die Vorzüge
der LfA-Angebot nutzen kön-
nen, hat die Förderbank Ende
letzten Jahres eine Vertriebs- und
Beratungsinitiative gestartet, um
die Zusammenarbeit mit den Ge-
schäftsbanken zu verbessern.
Daran sei der Staatsregierung
schon deshalb gelegen, „weil die
Mittelstandspolitik ein wesentli-
ches Kernstück bayerischer Wirt-
schaftspolitik ist und bleibt“,
sagte Ministerin Müller. Die LfA
sei eine wesentliche Säule der
Mittelstandsfinanzierung und
unverzichtbarer Partner bei der
Sicherung und Schaffung von
Arbeitsplätzen.

Höchstmarke

Schneider wies darauf hin,
dass sich der Erfolg der Förder-
bank nicht so sehr an den Bilanz-
zahlen, sondern viel eher am
Förderergebnis bemesse, das mit
knapp zwei Milliarden Euro den
höchsten Stand der letzten acht
Jahre erreicht habe. Zugleich sei
die Bilanzsumme mit 16,4 Milli-
arden Euro kräftig um 13 Pro-
zent gestiegen. Der Jahresüber-
schuss habe mit 64 (Vorjahr: 52)
Millionen Euro die höchste Mar-
ke seit Bestehen der Bank er-

reicht, teilte der LfA-Chef mit.
Als Eigenkapital weist die Bank
892 (879) Millionen Euro aus.

Rekord-Jahresüberschuss

Der Rekord-Jahresüberschuss
wurde möglich, obwohl der
Zinsüberschuss wegen des nied-
rigen Zinsniveaus mit 110 (121)
Millionen Euro rückläufig, der
Personalaufwand unverändert
und der Veraltungsaufwand so-
gar etwas höher war als im Vor-
jahr. Die Ursache ist in der deut-
lich auf 14 (44) Millionen Euro
zurückgegangenen Risikovor-
sorge zu finden. Dazu Schneider:
„Wir betreiben eine sehr konser-
vative Anlagepolitik. Wir inve-
stieren nur in Papiere, von denen
wir etwas verstehen. Wir haben
keinerlei Engagements in Fi-
nanzprodukten, wie sie derzeit
im Zusammenhang mit der US-
Subprime-Krise im Blickpunkt
stehen. Wir investieren auch
nicht in Aktien. Uns geht Stabi-
lität vor Ertragsmaximierung.
Unsere Orientierungsmarke sind
zehnjährige Anleihen erster
Adressen, vor allem von Ban-
ken.“ Vom Gewinn wird ein
Viertel in die gesetzlichen Rück-
lagen gesteckt. 20 Millionen Eu-
ro werden für eigene Förderauf-
gaben eingesetzt, weitere 20
Millionen Euro wandern in den
bayerischen Staatshaushalt.

Säulen der Förderpolitik

Die Förderpolitik besteht aus
den drei Säulen Darlehen, Risi-
koübernahme und Beratung. Im
Berichtsjahr wurden für 1,3 Mil-
liarden Euro (+40 Prozent) Pro-
grammkredite in den Geschäfts-
feldern Gründung, Wachstum
Innovation, Umweltschutz und
Stabilisierung an rund 5.300 Un-
ternehmen vergeben, wodurch
laut Schneider 77.000 Arbeits-
plätze gesichert und 7600 neu
geschaffen wurden. Einen Boom
gab es bei Wachstumsvorhaben.
Anhaltend hoch war auch die
Nachfrage nach Gründungsför-
derung. In mehr als 1.900 Fällen
wurden 270 (Vorjahr: 262) Mil-
lionen Euro ausgereicht, was ein
Rekord in der bayerischen Grün-
dungsförderung ist.

Der Anstieg steht gegen den
Bundestrend. Im Durchschnitt

investieren Gründer 211.000 Eu-
ro, die zu zwei Dritteln von der
LfA bereitgestellt werden. 46
Prozent des Fördervolumens
entfielen auf Betriebsübernah-
men, die im Zuge des Generatio-
nenwechsels immer mehr an Ge-
wicht gewinnen. Im Umwelt-
schutz ist mit 60 Millionen Euro
Zusagen an rund 120 Unterneh-
men der relativ größte Zuwachs
an Förderkrediten zu verzeich-
nen. Trotz der guten Konjunktur
mussten die zugesagten Kredite
im Bereich Unternehmensstabi-
lisierung auf 100 Millionen Euro
verdoppelt werden, weil bei ei-
nem Auftragsboom oft die Fi-
nanzierung mit dem sprunghaft
wachsenden Liquiditätsbedarf
nicht Schritt hält.

Maßgeschneiderte
Einzeldarlehen

An Globaldarlehen wurden
450 Millionen Euro ausgereicht.
Dabei handelt es sich um Kredit-
kontingente an Geschäftsbanken,
die diese in maßgeschneiderte
Einzeldarlehen für ihre Firmen-
kunden umwandeln. Partner sind
vor allem Sparkassen und Genos-
senschaftsbanken, die sich tradi-
tionell um den Mittelstand küm-
mern. Mit 233 Millionen Euro
wurden 2007 deutliche weniger
Konsortialdarlehen vergeben. Mit
diesen Darlehen beteiligt sich die
Förderbank gemeinsam mit Ge-
schäftsbanken an der Finanzie-
rung größerer Vorhaben, zumeist
regional-, arbeitsmarkt- oder
strukturpolitischer Bedeutung.

Wo es bei kleinen und mittle-
ren Unternehmen an den not-
wendigen banküblichen Sicher-
heiten fehlt, nehmen Risikoüber-
nahmen als wesentliches Ele-
ment der Mittelstandförderung
den Hausbanken einen Teil der
Primärhaftung ab und erleichtern
damit die Kreditentscheidung.
Im Berichtsjahr wurde das Neu-
geschäft um 12 Prozent auf 280
Millionen Euro ausgeweitet. Da-
mit wurde mehr als 3000 Unter-
nehmen zu einem Kredit verhol-
fen. In 2200 Fällen handelte es
sich um Haftungsfreistellungen.
Weitere Instrumente zur Risiko-
übernahme sind Bürgschaften
und Auftragsgarantien, wobei
mit Bankgarantien jetzt sowohl
Auslands- als auch Inlandsaufträ-
ge abgesichert werden können.

Neutrale Beratung

Die „kostenfreie, schnelle und
neutrale“ Beratung ist gut ange-
laufen. Im Berichtsjahr gab es
4.500 persönliche Einzelbera-
tungen und mehr als 30.000 An-
rufe im Kundencenter. Neben

der Beratung in Finanzierungs-
fragen gibt es auch die in Krisen-
fällen. Eine spezielle Task Force
ist seit 1996 in mehr als 5.000
Fällen tätig geworden, 2007 hat-
te sie fast 600 Einsätze.

Die LfA-Förderbank und die
KfW-Bankengruppe haben zwar
seit 1999 eine Kooperationsver-
einbarung und arbeiten eng zu-
sammen, aber letztlich handelt
jeder eigenständig. Die LfA bün-
delt Bundes- und Landesförde-
rungen. Die Geschäftsbanken
sind als Hausbanken das Bin-
deglied zwischen Förderbank
und Endkunden.

In Bayern lebhafte
Investitionstätigkeit

Fürs laufende Jahr geht die
LfA Förderbank Bayern trotz
dämpfender Einflüsse aus den
aktuellen Turbulenzen an den Fi-
nanzmärkten von einer immer
noch lebhaften Investitionstätig-
keit in Bayern aus, was auch der
ifo-Geschäftsklimaindex bestäti-
ge. Im Kerngeschäft sei eine
Nachfrage zumindest auf dem
Niveau von 2007 zu erwarten,
sagte Schneider. Bei Global- und
Konsortialdarlehen sei mit ei-
nem Zuwachs zu rechnen. „Das
gesamte Neugeschäft dürfte die
Zwei-Milliarden-Euro-Schwelle
klar überschreiten.“ Das niedrige
Zinsniveau werde weiter auf das
Zinsergebnis drücken. Auch
werde sich die außerordentlich
günstige Entwicklung bei der Ri-
sikovorsorge kaum wiederholen.
Dennoch, so der LfA-Chef, sei
mit einem befriedigenden Jah-
resergebnis zu rechnen.

Diese Einschätzung unter-
strich Wirtschaftsministerin Mül-
ler durch die Feststellung, Bay-
erns konjunkturelle Entwicklung
sei im vergangenen Jahr sehr gut
verlaufen. Heuer werde sich das
Wachstumstempo in Bayern
zwar insgesamt etwas verlangsa-
men, aber der Aufschwung wer-
de nicht abreißen. Bayern rechne
auch für 2008 alles in allem
beim Wachstum mit einer Zwei
vor dem Komma. Die Staatsre-

gierung werde sich bemühen, die
Rahmenbedingungen für Wachs-
tum und Beschäftigung zu ver-
bessern und unter dem Motto
„Mensch – Kompetenz – Zu-
kunft“ auch künftig die Schwer-
punkte auf Investitions- und In-
novationsförderung, Internatio-
nalisierung und Qualifizierung
der Beschäftigten legen. „Wir
werden aktiv Mittelstand und
Handwerk fördern und damit ge-
rade strukturschwächere Gebiete
unterstützten.“

Spitze in Deutschland

Die Erfolge der bayerischen
Wirtschaftspolitik unterstrich
Müller durch einen Rückblick
auf das Jahr 2007. Bayern habe
wie Baden-Württemberg und
Hamburg ein Wachstum von 2,8
Prozent erreicht und damit an
der Spitze in Deutschland gele-
gen. Zum Wachstum hätten so-
wohl die Binnenwirtschaft als
auch das Auslandsgeschäft bei-
getragen. Die wirtschaftliche Er-
holung habe sich besonders am
Arbeitsmarkt gezeigt. Mit einer
jahresdurchschnittlichen Ar-
beitslosenquote von 5,3 Prozent
sei Bayern auf dem besten Weg

zur Vollbeschäftigung. Die sozi-
alversicherungspflichtige Be-
schäftigung habe im Herbst mit
über 4,5 Millionen ein neues All-
zeithoch erreicht. Im März 2008
sei die Arbeitslosenquote auf 4,8
Prozent gegenüber 8,4 Prozent
im Bund gefallen. Bayern habe
den stärksten Rückgang der Ar-
beitslosigkeit unter allen Bun-
desländern gehabt.

Auch für Bayerns Wirtschaft
habe es konjunkturellen Gegen-
wind gegeben. Müller nannte die
drohende Rezession in den USA,
den Höhenflug des Euro, die ho-
hen Öl- und Rohstoffpreise und
die unabsehbaren Folgen der Fi-
nanzmarktkrise auf die Weltwirt-
schaft. Dennoch sei das erste
Quartal 2008 in Deutschland bei
weitem besser gelaufen als zu
Jahresbeginn erwartet. Die Auf-
tragsbücher der meisten Unter-
nehmen seien gut gefüllt, die In-
vestitionstätigkeit nach wie vor
rege. Außerdem seien die Vor-
aussetzungen für eine fortschrei-
tende Erholung des privaten
Konsums gut, zumal sich der Ar-
beitsmarkt weiter gut entwicke-
le. Einziger Wertmutstropfen sei
die Inflation, die im März auf 3,2
Prozent angestiegen sei. dhg.

Der „kreative Baubetreuungsvertrag“
im Spannungsverhältnis zur VOB/A

In den letzten Jahren wird Kommunen immer
öfter eine besondere Form der Baubetreuung
von Dienstleistern angeboten, die damit ein
vollmundiges Versprechen verbinden: Durch
die Einbindung eines privaten Baubetreuers
gelte das Privat- und nicht mehr das öffentli-
che Recht und damit sei die VOB/A nicht
mehr anzuwenden. Dies klingt erst einmal
verlockend – ist aber einfach falsch und ein
eindeutiger Verstoß gegen Recht und Gesetz.

Natürlich steht nichts entgegen z.B. bei einem
komplexen Bauvorhaben zur Unterstützung ei-
ner Gemeinde das Bauamt durch einen Baube-
treuer zu verstärken. Besonders bei komplexen
Bauvorhaben zur Qualitäts- und Kostensiche-
rung ist dies sinnvoll. Das Honorar für eine qua-
lifizierte externe Baubetreuung wird sich in vie-
len Fällen „unter dem Strich“ rechnen. Wenn in
der Bauverwaltung kleiner und mittlerer Kom-
munen die Kapazität für manches Großprojekt
nicht ausreicht, ist das bestimmt ein guter Weg,
mit Steuergeldern im Sinne einer wirtschaftli-
chen Haushaltsführung und damit im Sinne des
Steuerzahlers umzugehen.

Alarmglocken

Zusehends gibt es jedoch Baubetreuungsver-
träge, die den Namen nicht verdienen. In Wirk-
lichkeit wird die Betreuung hier klein geschrie-
ben und ist eigentlich gar nicht der Zweck dieser
Verträge. Den Kommunen wird sehr subtil ver-
mittelt, dass die Kosteneinsparungen am besten
zu erzielen seien, wenn das öffentliche Vergabe-
verfahren vermieden wird.

Hier sollten bei den allermeisten Verantwortli-
chen in den Kommunen bereits die Alarmglocken
läuten. Es gibt in unserem Rechtssystem kein ein-
ziges Verfahren, kommunale Hochbauten am öf-
fentlichen Vergaberecht vorbei zu realisieren.

Dies wird von den kommunalen Spitzenver-
bänden und der Obersten Baubehörde in Bayern
immer wieder betont. Die Vergabevorschriften
auch unterhalb der europäischen Schwellenwer-
te lassen keinen Spielraum für Gestaltungsmög-
lichkeiten kreativer Dritter.

Die allermeisten Verwaltungen lehnen die Art
dieser Baubetreuung ab, weil sie wissen, welche
„wirtschaftlichen Möglichkeiten“ sich für die
beteiligten Dritten damit eröffnen. Das Deck-
mäntelchen der Transparenz einer angeblich un-
abhängigen freien Vergabe nach dem Pri-
vatrecht reicht nicht aus, um die Sorge um du-
biose Machenschaften zuzudecken.

Bauleistungen transparent vergeben

Seriöse Marktteilnehmer dürfen von bayeri-
schen Kommunen erwarten, dass Bauleistungen
offen und transparent in einem vom Gesetzgeber
vorgeschriebenen Verfahren vergeben werden.
Hier ist kein Platz für Trittbrettfahrer, die Bau-
firmen, Ingenieurbüros und seriöse Baubetreu-
ungsgesellschaften um ihre Chance bringen, in
einem transparenten, öffentlichen Vergabever-
fahren ihre Arbeitsplätze zu sichern.

Wir sollten uns alle fragen, wo diese „kreati-
ven Baubetreuer“ denn ihr Geld verdienen. Die
Nicht-Anwendung der VOB lässt zumindest
Möglichkeiten zu, von denen offensichtlich
manch „verführter“ Gemeinderat gar keine Vor-
stellung hat. Allein die Möglichkeit der Manipu-
lation bei der Auswahl der Baufirmen und Ing.-
Büros , der Möglichkeit von Preisabsprachen
und „Provisionszahlungen“ an den „kreativen
Baubetreuer“ ohne Wissen und keineswegs zum
Wohle der Gemeinde, müssten einen vor solchen
Verträgen zurückschrecken lassen.

Rechtsaufsichtsbehörden und VOB-Stellen
kennen diese Möglichkeiten nur zu gut und to-
lerieren sie auch nicht. Sie erfahren von diesen
Praktiken der „kreativen Baubetreuung“ je-
doch meist nichts, da ja kein Vergabeverfahren
stattfand!

Vor diesen Praktiken soll das manchmal „ge-
schmähte“ öffentliche Ausschreibungssystem
bewahren, zum Schutz der politisch Verantwort-
lichen, denn nur sie allein, nicht der „kreative
Baubetreuer“, verstoßen bei diesen Konstruktio-
nen gegen Recht und Gesetz.
Autor: Klaus Heller, Prokurist der Bayern-
grund GmbH; www.bayerngrund.de

Schaidinger zu den kommunalen Einnahmen 2007:

„Wir sind noch nicht über dem Berg“
„Die Kassenlage entspannt sich, aber wir sind noch lange nicht

über dem Berg“, bilanziert der Vorsitzende des Bayerischen Städ-
tetags, Regensburgs Oberbürgermeister Hans Schaidinger die neu-
esten Zahlen des Bayerischen Landesamtes für Statistik und Da-
tenverarbeitung. Laut den aktuellsten Berechnungen konnten die
bayerischen Kommunen im Jahr 2007 rund 2,35 Milliarden Euro
mehr einnehmen als sieAusgaben hatten. Die Steuereinnahmen im
Jahr 2007 sind um 10 Prozent auf 12,36 Milliarden Euro gestiegen.

„Dass wir 2,3 Milliarden Euro Überschuss als Jahresergebnis
verzeichnen können, ist erfreulich, aber die Kommunen haben
noch immer 15,4 Milliarden Euro Schulden“, gibt Schaidinger zu
bedenken und warnt vor voreiligem Optimismus. Der kommunale
Schuldenberg lasse sich nur langsam abtragen: Lag der Schulden-
stand 2001 noch bei 13,3 Milliarden Euro, so stieg er bis 2005 auf
die Spitze von 15,7 Milliarden Euro an.

Der Städtetag verweist auf den hohen Nachholbedarf bei Inve-
stitionen in den Städten und Gemeinden. Sie seien im Jahr 2007 um
rund 13 Prozent auf 5,7 Milliarden Euro gestiegen, davon entfallen
knapp 3,6 Milliarden Euro auf Baumaßnahmen.
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Wir k ümmer n uns um Ihr e Gesundheit –
als wär's unser e eigene.

Private Krankenversicherung

Ihre Gesundheit gehört nur in die allerbesten Hände – das sehen wir genau
wie Sie. Darum leistet die private Kranken- und Unfallversicherung Ihrer
Versicherungskammer Bayern auch vieles, was über das „Normale“ hinausgeht.
Von der Chefarzt-Behandlung bis zum Wunsch-Krankenhaus, vom hohen
Krankentagegeld bis zur Unfallversicherung mit garantierter Beitragsrückerstat-
tung. Immer versichern wir Sie, als ginge es um uns selbst. Auch deshalb sind
wir die Versicherung, der die meisten Bayern vertrauen. Mehr darüber erfahren
Sie in über 4 000 Agenturen und Sparkassen in Ihrer Nähe.
Oder unter www.versicherungskammer-bayern.de

Wir versichern Bayern.

Versicherungskammer Bayern zieht Bilanz:

„Gut verdient, solide aufgestellt“
Vorstandschef Schubring-Giese setzt weiter auf Wachstum, auch im Ausland

„2007 war für uns ein wirklich gutes Jahr. Wir haben ein sehr
ordentliches Ergebnis erzielt und sind solide aufgestellt und für
die Zukunft gut gewappnet. Von der Finanzkrise sind wir direkt
nicht betroffen. Wir wollen weiter expandieren und unsere
Marktposition ausbauen. Dabei wird es keine Auslagerung von
Tätigkeiten oder Mitarbeitern in eigens dafür gegründete Ge-
sellschaften geben.“ Mit unverhohlenem Selbstbewusstsein prä-
sentierte Friedrich Schubring-Giese, Vorstandsvorsitzender der
Versicherungskammer Bayern, Bayerns öffentlich-rechtliches
Unternehmen bei der Bilanzpressekonferenz.

Der Erfolg wiegt für Schu-
bring-Giese umso mehr, als das
Berichtsjahr für die Kammer sehr
ereignisreich war. So schlugen
der Sturm „Kyrill“ und die Un-
wetter in Bayern im Juli zusam-
men mit 110 Millionen Euro zu
Buche, was die Brutto-Schaden-
quote auf 71,3 (Vorjahr: 66,5)
Prozent nach oben trieb.

KonservativeAnlagestrategie

Neue gesetzliche Regelungen
wie die Gesundheitsreform und
die Reform des Versicherungs-
vertragsgesetzes sorgten für zu-
sätzliche Arbeit. Sehr entschei-
dend aber war, dass die Versiche-
rungskammer von den Entwick-
lungen an den Internationalen
Kapitalmärkten, also der Finanz-
krise, nicht direkt betroffen war.
Das Engagement in minderwerti-
gen US-Hypotheken (Subprime-
Exposures) „lag gerade mal im
Promille-Bereich“. Dies, so der
Kammer-Chef, sei ein Beleg für
die konservative Anlagestrategie
des Hauses, wovon Kunden und
Eigentümer gleichermaßen profi-
tierten. Dennoch habe sich auch
die Kammer nicht den grundsätz-
lich volatilen (stark schwanken-
den) Kapitalmärkten entziehen
können.Aber dort, wo es im eige-

nen Ermessen liege, werde man
auch künftig keine risikoreichen
Engagements eingehen. Die Ge-
schäftspolitik bleibe auf Regio-
nen und auf Kundenähe ausge-
richtet sowie vertriebsorientiert.

Beitragseinnahmen

Die Bruttobeiträge inklusive
des Pensionskassen- und Pen-
sionsfondsgeschäftes nahmen um
2,2 Prozent auf 5,66 Milliarden
Euro zu. Im Durchschnitt des
Marktes betrug das Plus nur 0,7
Prozent. Rechnet man das aktive
Rückversicherungsgeschäft hin-
zu, erreichten die Beitragseinnah-
men 6,73 Milliarden Euro. Zu
den gesamten Beitragseinnahmen
trugen mit 37,7 Prozent die Le-
bensversicherung (+0,1 Prozent),
mit 31,4 Prozent die Komposit-
versicherer (+3,7 Prozent) und
mit 30,9 Prozent die Krankenver-
sicherung (+ 3,3 Prozent) bei. Seit
1995 stiegen die gesamten Bei-
tragseinnahmen um 81,6 Prozent.

Das operative Geschäftsergeb-
nis vor Steuern legte um mehr als
10 Prozent auf 308,8 Millionen
Euro zu. Der Jahresüberschuss
fiel mit 75,8 Millionen Euro um
50,7 Prozent geringer als im Jahr
zuvor aus, weil die starke Ertrags-
kraft des Konzerns für eine Ein-

malzahlung von 152,5 Millionen
Euro an die Zusatzversorgungs-
kasse der bayerischen Gemein-
den genutzt wurde.

Trotz des Einmaleffektes hat
sich das Konzern-Eigenkapital
um 35,5 Millionen Euro erhöht.
Damit, so der Kammerchef, wur-
de die Substanz um 86 Millionen
Euro gestärkt. Der Bestand an
Kapitalanlagen stieg um 4,5 Pro-
zent auf 33,17 Milliarden Euro.
Das Nettoergebnis aus diesen Ka-
pitalanlagen nahm um 1,4 Pro-
zent auf 1,61 Milliarden Euro zu,
was einer Nettoverzinsung von
5,0 Prozent entspricht. Die Ra-
ting-Agentur Standrad & Poor’s
belohnt dies zum zweiten Mal in
Folge mit „sehr gut“ (A), wobei
überdurchschnittliche Kostenvor-
teile, die solide Ertragskraft und
die hervorragende Kapitalausstat-
tung eine wichtige Rolle spielten.

Herausragendes Rating

In das Rating waren elf der
Konzerngesellschaften einbezo-
gen, darunter auch die beiden
Berliner Unternehmen Feuerso-
zietät und Öffentliche Lebensver-
sicherung Berlin-Brandenburg.
Schubring-Giese: „Stabile Ei-
gentümerstrukturen, nicht zuletzt
durch die Privatisierung der Versi-
cherungskammer unter der Regie
des heutigen Ministerpräsidenten
Günther Beckstein, und ein gutes
Geschäftsmodell sind die Grund-
pfeiler dieser Erfolgsgeschichte
und ein entscheidender Erfolgs-
faktor für das künftige Wachstum.

„Weil für die Kammer Kunden,
Vertriebspartner und Mitarbeiter
im Mittelpunkt stehen“, lässt das

Immobilienumsatz auf Rekordhöhe
Gebrauchtimmobilien dominieren /

Höchste Zuwachsraten in Ober- und Niederbayern und in der Oberpfalz
München. Der Immobilienmarkt in Bayern profitierte vom all-
gemeinen wirtschaftlichen Aufschwung. Wie der Geschäftsfüh-
rer der Sparkassen-Immobilien-Vermittlungs GmbH, Oliver
Gerstner, vor der Presse in München berichtete, erreichte der
Immobilienumsatz 2007 mit 32,7 Milliarden Euro einen neuen
Rekord. Er lag damit um weitere 11,7 Prozent über dem Vor-
jahreswert. „Wir gehen davon aus, dass die Preise 2008 weitge-
hend stabil bleiben“, sagte Gerstner.

Wie schon im vergangenen Jahr
hatten große Transaktionen im In-
vestmentbereich einen hohen An-
teil am Umsatzgeschehen. Dazu
gehören Verkäufe von Bürokom-
plexen oder Paketverkäufe von
Wohnungen. Der Kreditkrise zum
Trotz wurde 2007 bei den Gewer-
beimmobilien ein Rekord-Trans-
aktionsvolumen erreicht. Gerade
München verzeichnete ein außer-
ordentlich positives Ergebnis mit
mehreren großen Verkäufen.

Zweistellige Zuwächse

Neben Oberbayern mit einem
Plus von 16,7 Prozent erzielten
die Regierungsbezirke Nieder-
bayern mit 35,1 und die Oberpfalz
mit 19,1 Prozent zweistellige Zu-
wachsraten beim Immobilienum-
satz. Zwei Regierungsbezirke er-
reichten nur niedrigere einstellige
Zuwachsraten: Schwaben mit
plus 4,7 Prozent und Oberfranken
mit 3,1 Prozent. Hinter dem Vor-
jahreswert zurück blieb der Im-
mobilienmarkt in Mittelfranken
mit minus 3,9 sowie in Unterfran-
ken mit minus 7,6 Prozent.

Auffälliger Trend am Wohnim-
mobilienmarkt in Bayern ist die
steigende Nachfrage nach Objek-
ten aus zweiter Hand. Die Immo-
bilienmakler bei Sparkassen und
der Bayerischen Landesbauspar-
kasse haben im vergangenen Jahr
8407 Häuser, Wohnungen und
Grundstücke vermittelt, das waren
elf Prozent mehr als im Vorjahr.
Dabei wurden mit 90 Prozent so
viele Immobilien aus dem Bestand
vermittelt wie nie zuvor. Gerstner
führt das hauptsächlich auf den

günstigeren Preis zurück. Nach
LBS-Angaben kostete 2007 ein
gebrauchtes Haus 181000 Euro im
Bayern-Durchschnitt, während ein
Neubau bei 272500 Euro lag. Eine
Eigentumswohnung aus dem Be-
stand wechselte für einen Mittel-
wert von 99500 Euro den Besitzer,
für eine Neubau-Eigentumswoh-
nung mussten Käufer das Doppel-
te auf den Tisch legen.

Trend zur
Eigentumswohnung

Die Lage und das Umfeld einer
Immobilie werden nach Ansicht
von Gerstner die Nachfrage in
Zukunft noch stärker bestimmen.
Eine gute Lage zeichne sich aus
durch überwiegende bis reine
Wohnbebauung, geringe bis kei-
ne Lärmbelastung, gute Infra-
struktur und angenehme Nach-
barschaft. Gerstner beobachtet ei-
ne wachsende Attraktivität von
Eigentumswohnungen. Eine Epi-
rica-Studie zeige, dass mittlerwei-
le jeder fünfte Wohneigentümer
seine selbst genutzte Immobilie in
einem Mehrfamilienhaus besitzt.
Vor zwanzig Jahren war es nur je-
der siebte. Dabei bestehe ein
deutlicher Zusammenhang zur
Größe der Gemeinde. Je mehr
Einwohner in einer Gemeinde le-
ben, umso höher sei der Anteil
der Wohneigentümer auf der Eta-
ge. Eigentümer, die die Etage
dem Ein- oder Zweifamilienhaus
vorziehen, sind häufig jung, ur-
ban, Single und einkommens-
schwächer als Hauseigentümer.
Die LBS geht davon aus, dass die
Eigentumswohnung langfristig

weiter an Beliebtheit zunehmen
wird.

Die Anzahl der Haushalte in
Bayern wird nach Prognosen des
Statistischen Bundesamtes bis
2020 weiter steigen. Sieben Pro-
zent mehr Haushalte wird es in
gut 10 Jahren geben. Das sind, in
einer absoluten Zahl ausge-
drückt, rund 400000 Haushalte
mehr, als sie noch 2005 in Bay-
ern registriert waren. Dies sei
auch auf Wanderungsgewinne
Bayerns zurückzuführen, wo
Wirtschaftskraft und Beschäfti-
gungssituation vor allem in den
Ballungsräumen eine starke An-
ziehungskraft ausübten. Immer
stärker werde die Nachfrage
auch von den über 50-Jährigen
bestimmt, die vor allem ein ruhi-
ges Wohnumfeld mit guter Infra-
struktur bevorzugen.

Neue Impulse gefragt

Der Sprecher der Geschäftslei-
tung der LBS Bayern, Franz
Wirnhier, erklärte, nach dem
Wegfall der Eigenheimzulage
brauche der Wohnungsmarkt so
schnell wie möglich klare Rah-
menbedingungen und neue Im-
pulse, weil viel zu wenig neue
Wohnungen gebaut werden. Nun
sei die Bundesregierung ent-
schlossen, mit dem von ihr verab-
schiedeten Eigenheimrentenge-
setz den versprochenen Ersatz zu
schaffen. Demnach sollen Spar-
und Tilgungsleistungen für selbst
genutztes Wohneigentum die
gleiche steuerliche Förderung er-
halten wie die bestehenden Rie-
ster-Produkte. Also wie Renten-
versicherungen, Bank- und
Fondssparpläne, mit denen Geld-
vermögen für zusätzliche Renten-
bezüge im Alter gebildet wird.
Von der sogenannten „Eigen-
heimrente“ erhofft sich die LBS
kräftige Impulse für den Woh-
nungsmarkt. E. Scholl

Unternehmen über das Marktfor-
schungsinstitut „psychonomics“
mit 20 weiteren Mitbewerbern
jährlich eine Kundenbefragung
durchführen. Insbesondere in den
Kategorien Kundenzufriedenheit
und Kundensympathie „liegen
wir ganz vorn“. Basis dieser Zu-
friedenheit sei die Multikanalstra-
tegie, die sich aus Banken- und
Agenturvertrieb, einem Spezial-
außendienst, dem Maklervertrieb
und dem Vertrieb über die Ge-
schäftstellen der Landesbrandver-
sicherung zusammensetzt, wobei
die Cross-Selling-Maßnahmen
bei der Landesbrand ausgeweitet
werden sollen. Am meisten Ge-
schäft bringen die Sparkassen, die
wie die Kammer zum S-Finanz-
verbund gehören. Wie stark ins-
gesamt die Geschäftsfelder bear-
beitet werden, zeigt sich daran,
dass vier von zehn Personen, die
in Bayern eine oder mehrere Ver-
sicherungen abgeschlossen ha-
ben, sich unter dem Dach der
Kammer gut aufgehoben fühlen.
In Kürze startet die Kammer mit
ihrem neuen „KundenService-
Konzept“, das die Arbeitsteue-
rung und die telefonische Erreich-
barkeit optimieren soll. In diesem
Zusammenhang werden 500 Mit-
arbeiter auf neue Arbeitsplätze
wechseln, wobei aber „jeder in
der neuen Struktur einen Arbeits-
platz haben wird“.

Direktvertrieb forcieren

Um den Kunden entgegen zu
kommen, soll der Direktvertrieb
bei der vor drei Jahren erworbe-
nen OVAG Ostdeutsche Versi-
cherung AG schrittweise forciert
werden, zunächst mit dem
Schwerpunkt Kraftfahrtversiche-
rung. Eine erste Direktvertriebs-
Zusammenarbeit besteht bereits
mit der MBS Direkt der Mittel-
brandenburgischen Sparkasse.

In der Lebensversicherung war

das Wachstum mit 2,14 (2,13)
Milliarden Euro Beitragseinnah-
men gering wegen der schwieri-
gen wirtschaftlichen Lage und
den mäßigen Einkommenszu-
wächsen. Das Marktwachstum
wurde nicht ganz erreicht, ob-
wohl die Neubeiträge um 10,7
Prozent auf 682 Millionen Euro
zulegten. Positiv entwickelt hat
sich die Nachfrage nach Riester-
Produkten und Rentenversiche-
rungen gegen Einmalbeitrag. Das
Beitragsvolumen der von der
Kammer als Dienstleister für die
öffentlichen Versicherer verwal-
teten Pensionskassen und Pen-
sionsfonds belief sich auf 297,6
(292,2) Millionen Euro. Die Stor-
noquote, die im Markt bei 5,0
Prozent lag, erreichte mit 3,7 Pro-
zent einen guten Wert.

Zusatzversicherungen

Die Steigerung des Prämienvo-
lumens in der Krankenversiche-
rung um 3,3 Prozent auf 1,75
Milliarden Euro resultiert zum
größten Teil aus dem Neuge-
schäft. Beitragsanpassungen
spielten bei den beiden Unter-
nehmen Bayerische Beamten-
krankenkasse und Union Kran-
kenversicherung kaum eine Rol-
le. Sehr gut entwickelt hat sich
das Geschäft mit Zusatzversiche-
rungen. Insgesamt erhöhte sich
die Zahl der versicherten Perso-
nen um 4,3 Prozent auf 2,6 Mil-
lionen. Stärker als im Vorjahr stie-
gen mit 5,8 Prozent die Lei-
stungsausgaben - dies wegen der
allgemeinen Kostensteigerungen
im Gesundheitswesen und der Er-
höhung der Mehrwertsteuer.

Besonders stolz ist man bei der
Kammer auf die Entwicklung in
der Schaden- und Unfallversiche-
rung (Kompositversicherung),
wo man den Markt „deutlich ab-
gehängt hat“. Besonders gut ab-
geschnitten hat die Kammer im

Kraftfahrt- und privaten Sachver-
sicherungsgeschäft. Insgesamt
legten die Beitragseinnahmen um
3,7 Prozent auf 1,78 Milliarden
Euro. Durch die schon erwähnten
außerordentlichen Schäden er-
höhte sich die Schadenquote al-
lerdings auf 71,3 (66,5) Prozent.

„Solange es in unser Geschäfts-
modell passt“, strebt die Kammer
auch externes Wachstum an. Im
vergangenen Jahr wurden bereits
gemeinsam mit der ungarischen
MKB-Bank und der Bayerischen
Landesbank ein Lebens- und ein
Kompositversicherer in Ungarn
gegründet, die sich bisher gut ent-
wickelt haben.

Neue Produkte im Visier

Für 2008 sagt der Gesamtver-
band der Versicherungswirtschaft
(GDV) ein Wachstum von 1,5
Prozent voraus. „Wir aber wollen,
wie schon 2007, um circa 1,5
Prozent über dem Markt, also um
3 Prozent wachsen“, stellt Schu-
bring-Giese fest. Dazu beitragen
sollen neue Produkte in der
Kranken- und Lebensversiche-
rung, aber auch in der betriebli-
chen Altersversorgung sowohl in
der Privatwirtschaft als auch im
kommunalen Sektor. Als Erfolg
gilt in diesem Zusammenhang ein
diesbezügliches Abkommen mit
der Katholischen Kirche in Bay-
ern. Im Kompositbereich steht
das Elementarschadenthema ganz
oben auf der Agenda, denn bei
den Unwettern im Juli in Baiers-
dorf zum Beispiel war von 2116
versicherbaren Gebäuden nur ein
kleiner einstelliger Prozentsatz
tatsächlich versichert. Hier gebe
es noch ein großes Potenzial.

Mit Stephan Spieleder hat die
Kammer zum 1. Januar 2008 ein
neues Vorstandsmitglied bekom-
men. Er löst Karl-Heinz Wein-
mann ab, der Ende 2007 in Ruhe-
stand gegangen ist. dhg.
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LfA gibt Globaldarlehen an Commerzbank:

250 Millionen Euro für den
Mittelstand in Bayern
Kommunen profitieren durch eine starke Wirtschaft

Mittelständische Firmenkunden der Commerzbank in Bayern
können ab sofort maßgeschneiderte Darlehen zu Vorzugskon-
ditionen erhalten. Das Frankfurter Institut und die LfA För-
derbank Bayern haben einen Vertrag über ein Globaldarlehen
in Höhe von 250 Millionen Euro unterzeichnet. Durch die vor-
teilhafte Refinanzierung über die LfA kann die Commerzbank
ihre Kredite für den Mittelstand günstiger gestalten. Der Refi-
nanzierungsvorteil wird voll weitergegeben.

Außerhalb dieses Global-
darlehens engagieren sich LfA
und Commerzbank auch für die
bayerischen Kommunen - viele
Projekte wurden bereits ge-
meinsam refinanziert.

Wirtschaftliche
Entwicklung festigen

„Dieser Abschluss ist ein
deutliches Signal: Wir wollen
dem Mittelstand in Bayern zu
möglichst guten Finanzierungs-
bedingungen verhelfen und da-
mit die wirtschaftliche Entwick-
lung festigen. Durch unsere
zinsgünstige Refinanzierung
kann die Commerzbank den Be-
trieben in Bayern ein passge-
naues und attraktives Kreditan-
gebot zur Verfügung stellen“, so
Michael Schneider, Vorstands-
vorsitzender der LfA, bei
der Vertragsunterzeichnung in
München.

Für die Commerzbank sagte
Regionalvorstand Jochen Ihler:
„Wir setzen auf den heimischen
Mittelstand und begleiten ihn
deshalb mit passenden Finan-
zierungsangeboten. Die Kredit-
kontingente aus dem Glo-
baldarlehen können wir nun
kundengerecht in individuelle
Einzelkredite mit unterschiedli-
chen Laufzeiten umsetzen. Mit
den neuen LfA-Mitteln können
wir noch wirkungsvoller auf die
Bedürfnisse unserer Kunden
eingehen. Ein starker Mittel-

stand ist der Motor für die re-
gionale Wirtschaft.“

Maßgeschneiderte Vorteile

Bei Globaldarlehen handelt
es sich um ein Förderinstrument
der LfA. Geschäftsbanken er-
halten dabei Kreditkontingente,
die sie in maßgeschneiderte,
zinsgünstige Einzeldarlehen für
ihre mittelständischen Firmen-

kunden umwandeln. Der Vorteil
aus der günstigen LfA-Refinan-
zierung am Kapitalmarkt
kommt in vollem Umfang dem
Endkreditnehmer zugute. Für
die Unternehmen bringt das
spürbare Zinsvorteile. Laufzeit
und Tilgungsstruktur der fle-
xiblen Kredite werden individu-
ell vereinbart.

Zielgruppe sind mittelständi-
sche Unternehmen sowie frei-
beruflich Tätige mit Vorhaben,
die die engen Voraussetzungen
für Programmkredite nicht er-
füllen. Die Mittel stehen vor al-
lem für betriebliche Investiti-
onsmaßnahmen zur Verfügung,
die mittel- bis langfristig finan-
ziert werden müssen.

Förderbank und Commerzbank beim Schulterschluss für den
Mittelstand. Unser Bild zeigt (v.l.) sitzend: Michael Schneider,
LfA-Vorstandsvorsitzender, und Jochen Ihler, Commerzbank
Regionalvorstand, dahinter stehend: Michael Bücker von der
Commerzbank München, LfA-Vorstand Joachim Feldmann
und Bernd Großmann, Commerzbank Nürnberg.

Bankwirtschaftliche Tagung in Garmisch-Partenkirchen:

„Für Volks- und Raiffeisenbanken
ist die Finanzkrise kein Thema“

BVR-Präsident Pleister: Unser Geschäftsmodell wird
von Kundennähe und Ausrichtung am Gemeinwohl bestimmt

„Krisen haben ihren Sinn – wenn man Lehren aus ihnen zieht.
Bezogen auf die Finanzmarktkrise gilt das für die Politik eben-
so wie für die Banken und für die Kunden und Endverbrau-
cher.“ Mit dieser Feststellung eröffnete Christopher Pleister,
Präsident des Bundesverbandes der Deutschen Volksbanken
und Raiffeisenbanken (BVR) anlässlich deren 64. Bankwirt-
schaftlichen Tagung in Garmisch-Partenkirchen ein Gespräch
mit der Presse über die angemessene Reaktion der Banken auf
die US-Subprime-Krise und speziell die Position der Volks-
und Raiffeisenbanken in dieser Finanzmarkt-Krise. Tenor:
Für die Volks- und Raiffeisenbanken war die Finanzkrise kein
Thema. Von keiner Mitgliedsbank des genossenschaftlichen Fi-
nanz-Verbunds ging oder geht eine Gefährdung der Kunden-
einlagen oder eine Belastung für den Steuerzahler aus. Gene-
rell widersprach der BVR-Präsident der Ansicht, man könne
künftig Krisen durch Regulierungs-Maßnahmen ausschließen.

Bisher, so ein Blick auf die
zurückliegenden Krisen, habe
noch jede große Krise zu zusätz-
lichen Regulierungen geführt,
sagte Pleister. Er erinnerte an das
Bankhaus Herstatt, dessen Fehl-
spekulationen der Kreditwirt-
schaft letztlich den bankauf-
sichtsrechtlichen Grundsatz 1
beschert habe, nach dem die Ei-
genmittel größer als die Summe
aller Risiko-Anrechnungsbeträ-
ge sein müssen. Oder an die Bi-
lanzskandale um die Unterneh-
men Enron und Worldcom, die
in den USA zum Sarbanes-
Oxley-Gesetz zur verbindlichen
Regelung der Unternehmensbe-
richterstattung geführt haben.

Das Beispiel zeige sehr deut-
lich die Gefahr der Überreaktion
und Überregulierung. Das Ge-
setz sei in weiten Teilen schon
wieder zurückgenommen wor-
den, weil es insbesondere die
kleineren amerikanischen Un-
ternehmen durch Bürokratie er-

stickte und sogar zur Befürch-
tung Anlass gab, dass der Fi-
nanzplatz New York Schaden
nehmen könnte.

Augenmaß und sachlich
differenzierte Regulierung

Als Folge der jetzigen so ge-
nannten „Subprime-Krise“ stün-
den erneut die Großkreditrege-
lung, die Behandlung hybrider
Eigenkapitalkonstruktionen so-
wie die grenzüberschreitende
Zusammenarbeit der Aufsichts-
behörden auf der Agenda. Der
BVR fordert, so Pleister, hierbei
Augenmaß und eine sachlich dif-
ferenzierte Regulierung. Anpas-
sungen als Lehren aus der Krise
könnten nur ursachenbezogen
erfolgen. Dies setze eine genaue
Kenntnis der Ursachen- und Wir-
kungszusammenhänge voraus.
Generell gelte: Der Glaube, man
könne für die Zukunft Krisen
durch Regulierung ausschließen,

gehöre in das Reich der All-
machtsphantasie. Es bestehe
aber sicher erheblicher Verbesse-
rungsbedarf bei den Möglichkei-
ten zur Eindämmung und Be-
herrschung krisenhafter Ent-
wicklungen.

Verantwortungszufall und
Wettbewerbsverzerrungen

Hinsichtlich der Einlagensi-
cherung lehnen die Volks- und
Raiffeisenbanken Zusammen-
führungen oder Überlaufsysteme
der verschiedenen Sicherungssys-
teme nachdrücklich ab. Sie wür-
den nur das „moral-hazard“-Pro-
blem (Problem des Verantwor-
tungszufalls) verstärken und
Wettbewerbsverzerrungen zu
Lasten der soliden Strukturen
der deutschen Kreditwirtschaft
mit sich bringen.

Die Sicherungseinrichtung der
deutschen Volks- und Raiffeisen-
banken gehöre qualitativ zu den
weltweit führenden. Von keiner
Mitgliedsbank des genossen-
schaftlichen Finanz-Verbunds
gehe eine Gefährdung der Kun-
deneinlagen oder eine Belastung
für den Steuerzahler aus, betonte
Pleister. „Im Gegenteil: Wir
konnten als einzige deutsche
Bankengruppe trotz Subprime-
Krise und Beitrag zur Sanierung
der IKB Deutsche Industriebank
AG die Mittel der Sicherungs-
einrichtung in 2007 aufstocken.“

Die Subprime-Krise habe bei
vielen Banken zu hektischen An-
passungen ihrer Geschäftsmo-

delle geführt. Bei den Volks- und
Raiffeisenbanken sei dies nicht
erforderlich gewesen. Sie hätten
ihr am Kundennutzen ausgerich-
tetes Geschäftsmodell konse-
quent weiter entwickelt. Relativ
und absolut sei die genossen-
schaftliche Bankengruppe am
wenigsten von den Marktver-
werfungen betroffen. Pleister:
„Die Finanzkrise war für die
Volksbanken und Raiffeisenban-
ken kein Thema.“ Der Grund
dafür liege in ihrer Kundennähe,
die für das Geschäftsmodell die
Mittelverwendung im unmittel-
baren Kundengeschäft und nicht
in hochriskanten Kreditersatzge-
schäften vorgibt. Der Grad der
Kundennähe sei der ausschlag-
gebende Faktor für die Qualität
eines Geschäftsmodells. An die-
sem Kriterium gemessen lägen
die Volks- und Raiffeisenbanken
seit jeher weit vorn.

Betriebswirtschaftliche
Notwendigkeiten versus
Gewinnmaximierung

Dass dies kein Lippenbe-
kenntnis sei, zeige sich auch an
der Einstellung der Genossen-
schaftsbanken zum Gewinn.
Nicht seine Maximierung, son-
dern das betriebswirtschaftlich
Notwendige sei das ausschlag-
gebende Erfolgskriterium. Eine
Rendite von 25 Prozent und dar-
über sei auf Sicht nur zu Lasten
der Kunden oder mit unkontrol-
lierbar großen Hebelwirkungen
des eingesetzten Kapitals zu er-
reichen. Die Volks- und Raiffei-
senbanken begnügten sich mit
dem Ziel einer Vorsteuerrendite
von 15 Prozent. In schwierigen
Zeiten könne es durchaus auch
einmal weniger sein. „Die Aus-
schüttung einer angemessenen
Dividende auf die Genossen-
schaftsanteile, eine angemessene
Risikovorsorge, Eigenkapitalbil-
dung als Grundlage eines soliden
Wachstums und hohe, der Ge-
meinschaft zu Gute kommende
Steuerzahlungen sind und waren
uns jedes Jahr möglich, selbstver-
ständlich auch in 2007.“ Der so
ermittelte Gewinnbedarf liege bei

0,3 Prozent der Bilanzsumme.
Vertrauen sei die Grundlage

des Bankgeschäftes. Durch die
Vorkommnisse der letzten zwölf
Monate habe das Vertrauen der
Kunden insgesamt gelitten. Die
Kunden fragten zu Recht nach
der Sicherheit ihrer Bank und
der Nachhaltigkeit der Ge-
schäftspolitik. Hierüber sei gera-
de in jüngster Zeit so viel berich-
tet worden, dass sich niemand
auf einen Mangel an Informatio-
nen berufen könne, sagte der
BVR-Präsident.

Größtmögliche
Transparenz

Die Volks- und Raiffeisenban-
ken arbeiten laut Pleister mit
größtmöglicher Transparenz dar-
an, ihr sicheres, kompetentes
und verantwortungsvolles Ge-
schäftsgebaren einem größtmög-
lichen Kundenkreis zur Verfü-
gung zu stellen.

Unterstrichen werde dies
durch die Praxis der Kreditver-
gabe. In Zeiten der Finanzkrise
trügen die Genossenschaftsban-
ken wesentlich zur Finanzierung
des Mittelstandes bei. Das
Wachstum der Kredite von Ge-
nossenschaftsbanken an inländi-
sche Nichtbanken befinde sich
aktuell auf dem höchsten Stand
seit Anfang 2001, auch wenn der
Zuwachs mit 2,5 Prozent (Febru-
ar 2008) zum Vorjahresmonat
bescheiden ausfalle.

Der Zuwachs der übrigen Kre-
ditwirtschaft sei mit 0,5 Prozent
jedoch deutlich schwächer. Im
Durchschnitt des Jahres 2007 ha-
be der Wachstumsvorsprung des
Finanz-Verbundes vor den Wett-
bewerbern bei 2,4 Prozentpunk-
ten gelegen. Zwar beschränke
sich dieser Wachstumsvorsprung
auf die langfristigen Kredite.
Diese machten aber mehr als
vier Fünftel der Kreditvergabe
an Unternehmen und private
Haushalte aus.

Die genossenschaftliche Ban-
kengruppe konnte ihre Marktan-
teile in der mittelständischen
Wirtschaft ausweiten. So stiegen
in 2007 die Marktanteile bei den

Krediten ans Handwerk von 18,1
auf 19 Prozent, im Bereich Woh-
nungsbau von 17 auf 17,5 Pro-
zent. Im Baugewerbe behaupte-
ten die Volks- und Raiffeisen-
banken ihren Marktanteil von
23,2 Prozent. Fast jeder zweite
Euro an Finanzmitteln, den die
Landwirtschaft im Jahr 2007
aufnahm, stammte von den Kre-
ditgenossenschaften.

Verlässlicher
Mittelstandsfinanzierer

Die Rolle der Volksbanken
und Raiffeisenbanken als verläss-
licher Mittelstandsfinanzierer
verdeutlichen auch die jüngsten
Zusagestatistiken der Kreditan-
stalt für Wiederaufbau. In den er-
sten drei Monaten des Jahres
2008 haben die Genossen-
schaftsbanken die Wettbewerber
in der KfW-Mittelstandskredit-
förderung überholt und sind in
diesem Geschäftssegment jetzt
Marktführer mit einem Marktan-
teil von 34,0 Prozent nach 28,3
Prozent am Jahresende 2007.

Selbstbewusstes
Erfolgsmodell

Mit mehr als 16 Millionen
Mitgliedern und mehr als 30
Millionen Kunden gelte für die
Volks- und Raiffeisenbanken die
Parole Ludwig Erhards „Wohl-
stand für alle“, sagte Pleister.
Das Versprechen, dass die Teil-
habe an einem effizienten Wirt-
schaftssystem allen zu Gute
kommen müsse, werde bei den
Genossenschaftsbanken nicht
Machtbestrebungen und Ge-
winnmaximierungsansprüchen
geopfert. Dies sei vielmehr das
Grundanliegen jeder Volksbank
und jeder Raiffeisenbank in
ihrem Verantwortungsbereich
und der genossenschaftlichen
Bankengruppe insgesamt. Volks-
banken und Raiffeisenbanken
seien längst nicht mehr Kinder
der Not, sondern ein selbstbe-
wusster und unverzichtbarer Be-
standteil des Erfolgsmodells der
sozialen Marktwirtschaft, stellte
der BVR-Präsident fest. dhg.

Deutsches Institut für Urbanistik:

Bis 2020 sind kommunale Investitionen
von mehr als 704 Milliarden Euro nötig
Difu-Studie zeigt größten Bedarf bei Straßenbau, Schulen und Abwasserbeseitigung

Straßen, Ver- und Entsorgungseinrichtungen, Verwaltungsgebäu-
de, Schulen - die Kommunen verfügen über einen großen Infra-
strukturbestand, dessen guter Zustand wesentliche Vorausset-
zung für die Lebensqualität der Bürger, das wirtschaftliche
Wachstum und die politische Stabilität ist. Für die kommunale In-
frastruktur sind Städte, Gemeinden und Landkreise verantwort-
lich; sie müssen sie erhalten und fehlende Strukturen ergänzen.

Werden Unterhalt und Erneue-
rung der Infrastruktur vernach-
lässigt, so führt dies langfristig
nicht nur zu höheren Kosten so-
wie zum Rückgang von Wachs-
tum und Produktivität. Auch die
Nutzer kommunaler Infrastruk-
tur könnten gefährdet werden,
die Leistungsfähigkeit beein-
trächtigt - beispielsweise im Ge-
sundheitsbereich oder Schulen -
und schließlich sind auch negati-
ve Umweltfolgen möglich.

Investitionsrückstand

Seit 1992 war die kommunale
Investitionstätigkeit der Kommu-
nen nahezu kontinuierlich rück-
läufig, erst seit kurzem steigt sie
wieder leicht an. In verschiede-
nen Bereichen ist jedoch noch
ein Investitionsrückstand festzu-
stellen. Wie hoch dieser ist und
welche Investitionsausgaben
künftig notwendig sein werden,
ermittelte das Deutsche Institut
für Urbanistik (Difu) in einer
Studie zum kommunalen Inve-
stitionsbedarf 2006 bis 2020, die
im Rahmen der Forschungsi-
nitiative „Zukunft Bau „gemein-
sam vom Bundesministerium für
Verkehr, Bau und Stadtentwick-
lung, dem Hauptverband der
Deutschen Bauindustrie e.V. und

dem Bundesverband der Deut-
schen Zementindustrie e.V. ge-
fördert wurde.

47 Mrd. Euro jährlich

Schätzungen wurden für eine
Reihe kommunaler Infrastruk-
turbereiche - darunter die „gro-
ßen Bereiche“ wie Straßen, Ab-
wasserbeseitigung und Schulen -
getrennt vorgenommen, wobei
nach neuen und alten Bundeslän-
dern unterschieden wurde. Für
die Jahre 2006 bis 2020 wurde
insgesamt ein kommunaler Inve-
stitionsbedarf von 704 Mrd. Eu-
ro ermittelt. Dies entspricht jähr-
lichen Investitionen in Höhe von
etwa 47 Mrd. Euro (pro Kopf
sind das in den alten Bundeslän-
dern 755 Euro; in den neuen
Bundesländern und Berlin 858
Euro). Im Vergleich: 2005 wurde
ein Investitionsvolumen von
rund 40 Mrd. Euro erreicht.

Ersatzbedarf

Die größte Bedarfskategorie
ist mit 59 Prozent der Ersatzbe-
darf für altersbedingt abgängige
Infrastruktur. Der Erweiterungs-
bedarf entspricht einem Anteil
von 31 Prozent, und der Nach-
holbedarf macht zehn Prozent

des Investitionsbedarfs aus. Die
Investitionen werden jeweils et-
wa zur Hälfte durch die Kom-
munen selbst und durch die
kommunalen Unternehmen auf-
gebracht. Mit Investitionen auf
dem Niveau des Jahres 2005
könnte künftig zumindest der
jährliche Erweiterungs- und Er-
satzbedarf weitgehend abge-
deckt werden, und der Investiti-
onsrückstand würde nur noch
wenig zunehmen. Bei einer Be-
trachtung der untersuchten Infra-
strukturbereiche zeigt sich der
größte Investitionsbedarf bei
Straßen (162 Mrd. Euro), bei
Schulen (73 Mrd. Euro) und bei
der kommunalen Abwasserbe-
seitigung (58 Mrd. Euro).

Strategisches
Investitionsmanagement

Angesichts des anhaltend ho-
hen kommunalen Investitionsbe-
darfs stellt sich für die Kommu-
nen die Frage, wie sie diesen Be-
darf in den kommenden Jahren
decken könnten. In der Difu-Stu-
die wurde hierzu ein Szenario
entwickelt, in dem der Investi-
tionsrückstand nicht gleichmäßig
verteilt bis zum Jahr 2020 abge-
tragen wird, sondern die Investi-
tionsanstrengungen in einer kon-
zertierten Aktion in den Jahren
2009 bis 2015 forciert werden.
Die durch strategisches Investiti-
onsmanagement, den Einsatz in-
telligenter Finanzierungsinstru-
mente und PPP-Projekte erreich-

(Fortsetzung nächste Seite)
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IN JEDER FAMILIE STECKEN TALENTE.
MIT UNS BLEIBT KEINS AUF DER STRECKE.

Talent allein genügt nicht, um es weit zu bringen. Man braucht schon eine Fahr-
karte des öffentlichen Personennahverkehrs. Ob Schule, Sportunterricht, Bücherei
oder Bandprobe – mit unserem flächendeckend ausgebauten Bus- und Bahnnetz
bringen wir 27 Mio. Fahrgäste täglich an ihr Ziel. Darum gehören wir für die meisten
Menschen in Deutschland zum Familienleben einfach dazu.

www.deutschland-bleibt-mobil.de

Bayerns Genossenschaften wehren sich energisch:

Kampf gegen angelsächsische Regeln
Verband zieht für 2007 positive Bilanz / Mehr Neugründungen

Zwar haben die 700 bayerischen Waren- und Dienstleistungsge-
nossenschaften sowie die noch 99 Kreditgenossenschaften mit
Warenverkehr 2007 recht gut abgeschnitten und mit 31 000
Mitarbeitern ihren Gesamtumsatz um 8 Prozent auf 10,6 Milli-
arden Euro gesteigert, und auch für 2008 sieht es nicht schlecht
aus, doch heißt das nicht, dass die Genossenschaften keine Sor-
gen hätten. Wie andere mittelständische Betriebe auch, werden
sie in ihrer Entwicklung zunehmend von politischen Aktionen
beeinflusst. So brennt ihnen schon seit längerem das Problem
vernünftiger Bilanzierungsstandards in der EU auf den Nägeln.
Sie sehen sich vor allem angelsächsischen Vorstellungen ausge-
setzt, „die nicht auf den Mittelstand hierzulande passen“.

Doch zunächst zu den Unter-
nehmen. Bayern ist nach den
Worten von Stephan Götzl, Prä-
sident des Genossenschaftsver-
bandes Bayern (GVB), ein Land
der Genossenschaften, denn in
keinem anderen Land gibt es so
viele Genossenschaften je Ein-
wohner wie im Freistaat. Insge-
samt sind es mehr als 1100 mit
rund 67 000 Beschäftigten. Die
entscheidende Rolle spielen die
oben erwähnten 799 genossen-
schaftlichen Unternehmen, die
in circa drei Vierteln aller Wirt-
schaftszweige vertreten sind und
zu den klassischen Vertretern des
Mittelstandes zählen, vor allem
in kleineren Gemeinden und auf
dem Lande. Sie alle haben 2007
vom Wirtschaftsaufschwung in
Bayern profitieren können.

Mehr Genossenschaften

Die Zahl der gewerblichen
Waren- und Dienstleistungsge-
nossenschaften ist von 140 im
Jahr 2005 weiter auf 152 Ende
2007 gestiegen. Heute gibt es 32
Handels-, 42 Handwerks- und 58
sonstige Genossenschaften. Gut
abgeschnitten haben auch die
682 Raiffeisen Waren- und
Dienstleistungsgenossenschaf-
ten, wozu so unterschiedliche
Unternehmen wie Elektrizitäts-,
Trocknungs- und Zuchtgenos-
senschaften, Viehvermarktungs-,
Obst- und Winzergenossen-
schaften zählen, aber auch die
noch 99 Kreditgenossenschaften
mit angeschlossenem Warenge-
schäft, wie es ursprünglich von
Friedrich Wilhelm Raiffeisen
konzipiert worden war. 2006, ein
Jahr zuvor, gab es noch 111 Raif-
feisenbanken mit Warenge-
schäft. Den acht fränkischen
Winzergenossenschaften, die

schon seit einigen Jahren wieder
auf Qualität statt auf Menge set-
zen, geht es gut wie lange nicht
mehr. Erstmals haben sie auf
der italienischen Messe Vinitaly
mehrere Preise gewonnen. Zwar
kommen nur vier Prozent des
deutschen Weinertrages aus
Franken, doch gehen ein Drittel,
teilweise sogar die Hälfte aller
Prämierungen dorthin.

Schwieriger Milchpreis

Im Mittelpunkt des Interesses
stehen derzeit die milchwirt-
schaftlichen Genossenschaften,
da in letzter Zeit sowohl die Prei-
se für Nahrungsmittel, u.a. für
Milch und Käse, als auch die Er-
zeugerpreise der Milchbauern
kräftig gestiegen sind. In Bayern
gibt es 27 Genossenschaftsmol-
kereien und 162 Milchlieferge-
nossenschaften ohne eigenen
Geschäftsbetrieb mit zusammen
rund 60.000 Mitgliedern. Nach
Götzls Darstellung lagen die
genossenschaftlichen Auszah-
lungspreise für Milch über denen
der privaten Konkurrenz. Ende
2007 betrug der Milchpreis
40,80 Cent je kg. Damit aber sei-
en die Preisspitzen für Milch
vorerst vorüber. In Norddeutsch-
land, wo Milch nach Spotmen-
gen gehandelt werde, sei der
Preis bereits auf etwa 30 Cent
gefallen.

Gewöhnen an
Marktmechanismen

Nach Ansicht des Genossen-
schaftsverbandes Bayern muss
sich der Milchbereich an die
Marktmechanismen von Ange-
bot und Nachfrage gewöhnen.
Der Übergang in die Marktwirt-
schaft müsse aber strukturpoli-

tisch abgefedert werden. Des-
halb müsse man die Milchquote
schrittweise auslaufen lassen,
ohne den Markt zu überdehnen.
Freilich müssten sich die Bauern
in den nächsten Jahren auf den
Wegfall der Milchquote einstel-
len. Das treffe Bayern mit seiner
kleinteiligen Größenstruktur in
der Landwirtschaft und damit
auch die ländlichen Gemeinden
besonders.

Stabilität und Sicherheit

Bei dem Bemühen, sich für
die Zukunft fit zu machen, helfe
die genossenschaftliche Unter-
nehmensform, die besonders in
Übergangszeiten ihre Leistungs-
fähigkeit beweise, indem sie Sta-
bilität und Sicherheit biete. Ge-
nossenschaften seien, so Götzl,
Prototypen der Marktwirtschaft,
die wüssten, was Selbstverwal-
tung, Selbsthilfe und Solidarität
bedeuteten. Genossenschaften
schafften nicht nur effiziente Ko-
stenstrukturen, sondern schüt-
zen auch vor Insolvenz. Gerade
mal von 0,1 Prozent aller Unter-
nehmensinsolvenzen seien Ge-
nossenschaften betroffen. Nicht
von ungefähr sei die Zahl der
Genossenschaften, deren Grün-
dung der Verband begleitet habe,
von sieben im Jahr 2005 über
zwölf im Jahr 2006 auf 24 im
vergangenen Jahr gestiegen. Ge-
nossenschaften seien keine Un-
ternehmensform des vorletzten
Jahrhunderts, sondern eine mo-
derne und universelle Rechts-
form.

Falsche Anreize
für „Bioenergie“

Der Verbandspräsident warnte
die Politik davor, angesichts
der Verknappung von Getreide
durch falsche Anreize für Bioen-
ergie die Nahrungsmittelerzeu-
gung ins Hintertreffen geraten zu
lassen. Grundsätzlich sieht Götzl
in der Landwirtschaft wieder ei-
ne zukunftsträchtige Branche
und damit positive Aussichten
für den ganzen ländlichen Raum.
2007 sind nach seiner Darstel-
lung der Gewinn je Unterneh-
men um 14 Prozent und das rea-
le Einkommen je Arbeitskraft
um 12,5 Prozent gestiegen mit
der Folge, dass die Bauern wie-
der investieren. „Das haben die
Kreditgenossenschaften, die
führend in der Finanzierung von
Agrarinvestitionen sind, bereits
am vergebenen Kreditvolumen
gespürt“, sagte er.

Verlässliche
Rahmenbedingungen

Damit sich die Branche positiv
weiter entwickeln kann, forderte
Erhard Gschrey, stellvertretender
Vorsitzender des Verbandsvor-
standes, verlässliche und ange-
messene Rahmenbedingungen.
Dabei geht es vor allem um die
geplanten Internationalen Bilan-
zierungsregeln für kleine und
mittlere Unternehmen. Dafür
liegt seit Anfang 2007 ein Ent-
wurf des International Accoun-
ting Standards Board (IASB)
in London, einer privaten Verei-
nigung, vor. Der ist aber nach
GVB-Meinung „untauglich“,
weil er auf die Belange des
Mittelstandes keine Rücksicht
nimmt, „denn in der angelsächsi-
schen Welt gibt es – anders als in
Deutschland – kaum eine mittel-
ständische Wirtschaft“. Proble-
me machten vor allem die Eigen-
kapitalfragen, die Fair-Value-Be-
wertung und die geforderten zu
umfangreichen Angaben im An-
hang des Jahresabschlusses.

Nach den IASB-Vorstellungen
sollen Genossenschaftsanteile
nicht mehr als Eigenkapital gel-
ten, weil sie jederzeit kündbar

sind. Der GVB sieht das anders,
denn er legt das Schwergewicht
auf das Kriterium der Haftung,
die sich aus den Anteilen ergibt.
Mit anderen Institutionen des
Mittelstandes wie IHKs, Hand-
werkskammern und Sparkassen-
verband unter Einschaltung des
Bundesjustizministeriums ver-
sucht der BVG die Vorstellungen
aus London und Brüssel abzu-
wehren, weil sonst tausende
deutsche mittelständische Unter-
nehmen (Genossenschaften,
GmbHs, KGs und OHGs) be-
droht wären. Mit erstem Erfolg,
denn der Ausschuss für Wirt-
schaft und Währung des Eu-
ropäischen Parlaments hat sich
für eine Neufassung der Eigen-
kapitaldefinition ausgesprochen.

Unsinnige
Fair-Value-Bewertung

Die Fair-Value-Bewertung for-
derte eine Bewertung nach
Marktwerten. Was aber tun,
wenn Märkte nicht funktionieren
und sich keine Preise bilden? Vor
diesem Problem stand schon ein-
mal das Deutsche Kaiserreich.
Die Bewertung nach Marktwer-
ten wurde 1861 eingeführt und
schon 1884 wieder abgeschafft,
weil sie nicht praktikabel war.
Gschrey: „Die derzeitige Subpri-
me-Krise zeigt, wie schnell aus
organisierten Märkten unkontrol-
lierte Märkte werden können“.
Deutschland brauche eine trans-
parente und an nachvollziehbarer
Werthaltigkeit orientierte Bilan-
zierung. Der privaten IASB-Or-
ganisation in London fehle jede

demokratische Legitimation.
Die Bundesregierung sieht das

ähnlich und folgt der Forderung
der Genossen, dass das deutsche
Handelsgesetzbuch (HGB) „als
vollständige Alternative zu den
IAS“ die Grundlage der Bilan-
zierung für den Mittelstand sein
soll. Bei dieser Runderneuerung
handelt es sich laut Gschrey um
die größte und umfassendste
Modernisierung des HGB seit
seinem Bestehen. Durch diese

Modernisierung fiele auch für die
Warengenossenschaften die Ge-
fahr durch die IAS weg, dass ih-
nen die Bildung stiller Reserven
als Zukunftsvorsorge verbaut
wird. Zu begrüßen sei, wenn die
handelsrechtlichen Vorschriften
zur Rechnungslegung im Jahres-
und Konzernabschluss reformiert
würden. Durch die Stärkung der
Informationsfunktion dürfe der
Mittelstand aber nicht überfordert
werden. dhg.

(Fortsetzung von Seite 8)
baren positiven Effekte würden
ab 2012 stärker greifen. Diese
könnten dann weit über das Jahr
2020 hinaus eine nachhaltige
Wirkung erzeugen. Unterstützt
durch entsprechende politische
Rahmenbedingungen und Prio-
ritäten wäre so die Deckung des
kommunalen Investitionsbedarfs
bis 2020 machbar.

Die komplette Difu-Studie mit
einer Vielzahl von Einzeldaten
und weiterführenden Informatio-
nen wird voraussichtlich im Juni
2008 in der Reihe „Edition Difu“
veröffentlicht. Die Schätzung
knüpft methodisch an die frühe-
ren Difu-Studien an: Dazu
gehört auch eine differenzierte
Betrachtung des Investitionsbe-
darfs nach alten und neuen Bun-

desländern. Zudem wird auf die
Hintergründe des vorhandenen
Investitionsrückstands bei der
kommunalen Infrastruktur ein-
gegangen und geprüft, in wel-
cher Form Instrumente wie Pu-
blic Private Partnership (PPP)
dazu beitragen können, wieder
größere Investitionsspielräume
zu erhalten.
Weitere Informationen:

Dipl.-Volkswirt Michael Rei-
denbach, Telefon: 030/39001-
295, reidenbach@difu.de Dipl.-
Kfm. (FH) Stefan Schneider, Te-
lefon: 030/39001-295, schnei-
der@difu.de Dr. rer. pol. Busso
Grabow, Telefon: 030/39001-
248, grabow@difu.de Prof. Dr.-
Ing. Klaus J. Beckmann, Tele-
fon: 030/39001-214, beck-
mann@difu.de.

sonstige Bereiche
31 %

Erwerb von
Grundstücken

6 %

Trinkwasser
4 %

Abwasser
8 % Verwaltungsgebäude

3 %

Krankenhäuser
4 %

Schulen
10 %

Sportstätten
5 %

Straßen
23 %

ÖPNV
5 %

Städtebau
1 %

Anteil der einzelnen Bereiche am kommunalen Investitionsbe-
darf in Deutschland in %. In der Position „Sonstige Bereiche“,
die nur pauschal geschätzt wurde, sind u.a. der Investitionsbe-
darf für die Bereiche Energieversorgung, Abfallwirtschaft, Kin-
dertageseinrichtungen, Feuerwehr sowie Kultur enthalten.

Bis 2020 sind kommunale ...

Wie sich Unternehmen richtig engagieren:

Initiative für Bürgerengagement
Tipps und konkrete Unterstützung für soziales Engagement

Mehr als 40 Prozent aller mittelständischen Unternehmen en-
gagieren gemeinnützig. Das ist das Ergebnis einer Studie des
Instituts für Mittelstandsforschung (IfM) in Bonn. Damit leis-
ten speziell Mittelständler einen wertvollen Beitrag zur Le-
bensqualität in ihrem direkten Umfeld. Allerdings ergeben
sich besonders für kleine und mittlere Unternehmen viele Fra-
gen bei der Planung und Ausgestaltung ihres Engagements.

Die Publikation „Gemeinsam für den guten Zweck“ der Initia-
tive „für mich, für uns, für alle“ gibt Antworten auf diese Fragen
und bietet Hilfestellung für die Umsetzung von gemeinnützigem
Unternehmensengagement.

Praxisbeispiele zeigen auf, wie vielfältig das gemeinsame ge-
sellschaftliche Engagement von Unternehmern und Beschäftigten
sein kann. Der Leser erfährt, warum Unternehmen und Mitarbeiter
gleichermaßen davon profitieren. Ein Beitrag identifiziert neueste
Trends und stellt die Empfehlungen auf ein wissenschaftliches
Fundament. Interviews, Tipps und Ratschläge sowie ein Glossar
und dieAdressen der wichtigstenAnsprechpartner machen die Pu-
blikation zu einem wertvollen Ratgeber für alle Beteiligten.

Die 44-seitige Broschüre ist kostenlos erhältlich. Sie kann zu-
dem auf der Webseite www.buerger-engagement.de herunterge-
laden werden. Herausgegeben wird sie von der Initiative „für
mich, für uns, für alle“, die im Frühjahr 2003 von engagierten
Bundestagsabgeordneten, Städten, Landkreisen und Gemeinden
in Deutschland sowie der Sparkassen-Finanzgruppe gegründet
wurde. Ihr Ziel ist es, bürgerschaftlich engagierte Menschen in
Deutschland zu unterstützen und ihnen Anerkennung und Dank
für ihren Einsatz zukommen zu lassen. Aus diesem Grund zeich-
net die Initiative jedes Jahr innovatives und vorbildliches Enga-
gement mit dem Bürgerpreis aus. Unter dem Dach der Initiative
versammeln sich mittlerweile mehr als 70 lokale und regionale
Bündnisse zur Förderung der Freiwilligenkultur in Deutschland.
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Bayerischer Gemeindetag:

Tipps und Information
aus erster Hand

38. Seminar für Führungskräfte der Versorgungs- und Entsorgungswirtschaft
in Bad Wiessee

Erneut groß war die Themenpalette des längst zur Tradition ge-
wordenen Seminars für Führungskräfte der Versorgungs- und
Entsorgungswirtschaft in Bad Wiessee. Bei der vom Bayerischen
Gemeindetag durchgeführten fünftägigen Veranstaltung unter
der bewährten Seminarleitung von Direktor Dr. Heinrich
Wiethe-Körprich warteten zahlreiche Experten mit aktuellen
Informationen auf.

Diese reichten von der Ge-
bührenkalkulation, Wasserwerks-
nachbarschaften, Biomassenut-
zungskonzepten, Abwasserbench-
marking sowie aktuellen Finanz-
daten zu EU-Beihilfen und EU-
Vergaben über regionale Energie-
nutzungspläne und Elementar-
schadenversicherung bis hin zu
Klimaschutz, Aktuellem aus dem
Bereich des Wasserrechts, euro-
parechtlichen und europapoliti-
schen Fragen sowie Ausschrei-
bungspflichten bei kommunalen
Unternehmen.

BOH positiv beurteilt

Am Beispiel des Marktes Ran-
dersacker wurde über die Ein-
führung eines Betriebs- und Or-
ganisationshandbuchs (BOH) zur
Wasserversorgung informiert.
Laut eines Berichts des Ersten
Bürgermeisters Herbert Zeidler
wird das seit gut einem Jahr ein-
geführte BOH uneingeschränkt
positiv beurteilt. Es bedeute eine
wertvolle Hilfe bei der täglichen
Arbeit der mit der Wasserversor-
gung betrauten Bauhofmitarbei-
ter. Nach seiner Überzeugung
weckten die Inhalte des BOH bei
allen für die Wasserversorgung
zuständigen Mitarbeitern das Be-
wusstsein für die hohen techni-
schen und rechtlichenAnsprüche,
die an eine moderne Wasserver-
sorgung zu stellen sind.

Argumentationshilfe

Das BOH sei auch als Hilfe
zur Bewahrung der kommunalen
Eigenständigkeit in der Wasser-
versorgung zu betrachten, da mit
der Umsetzung der Betriebsan-
weisungen der Nachweis er-
bracht werden kann, dass durch
den Regiebetrieb alle Anforde-
rungen aus Gesetzen, Verord-
nungen und dem technischen
Regelwerk erfüllt werden. Be-
dauerlicherweise ist dieses Den-
ken Zeidler zufolge in der Kom-
munalpolitik nicht immer ver-
mittelbar, weshalb er das BOH
auch als Argumentationshilfe
schätzt. Der Rathauschef be-
grüßte die Absicht der Service

Gesellschaft des Bayerischen
Gemeindetags für Kommunen,
kurz ipse, das Betriebs- und Or-
ganisationshandbuch Wasserver-
sorgung auf die gemeindlichen
Aufgaben der Abwasserbeseiti-
gung und eventuell auch des
Bauhofs zu erweitern.

Werkleiter Werner Knaus
(Bayerische Rieswasserversor-
gung Nördlingen) nahm sei-
nerseits Bezug auf das „Bran-
chenbild der deutschen Was-
serwirtschaft 2008“. Die Was-
serwirtschaft hierzulande ha-
be, so Knaus, ihren Leistungs-
standard, ihre wirtschaftliche Ef-
fizienz sowie die Zufriedenheit
ihrer Kunden weiter steigern kön-
nen. Die Versorgung mit Trink-
wasser und die Abwasserbeseiti-
gung erreichten im internationa-
len Vergleich vorbildliche Werte.

Branchenbild 2008

Rund sieben Milliarden Euro
investierte die deutsche Wasser-
wirtschaft 2006 in die Infrastruk-
tur. Die Branche sei damit ein be-
deutender beschäftigungs- und
umweltpolitischer Motor für den
Mittelstand. Im europäischen
Vergleich weist Deutschland laut
Knaus eine hohe Qualität der Lei-
tungsnetze auf und hat die gering-
sten Wasserverluste beim Trans-
port zu den Verbrauchern. Diese
konnten seit 1998 nochmals ge-
senkt werden von rund acht auf
knapp sieben Prozent des Brutto-
Wasseraufkommens. Dies ist der
mit Abstand niedrigste Wert in
Europa. Zum Vergleich: Italien
28 % Verlust, Frankreich 26 %,
England und Wales 19 %.

Auch bei der Abwasserbeseiti-
gung liegt Deutschland mit einem
Anschlussgrad von 96 Prozent an
das öffentliche Kanalnetz im eu-
ropäischen Spitzenfeld. Das Ka-
nalnetz wurde seit 2001 um rund
sechs Prozent auf eine Länge von
515.000 Kilometern ausgebaut.

Stark zugenommen hat auch
die Zahl der Benchmarking-Pro-
jekte - sowohl bundesweit als
auch in den Regionen. Ingesamt
haben bis Ende 2007 über 750
Unternehmen am Benchmarking

teilgenommen. Mit einer jährli-
chen Abgabemenge von nahezu
3,3 Mrd. m3 entspricht dies rund
60 % der Wasserabgabe der öf-
fentlichen Trinkwasserversor-
gung in Deutschland.

Je detaillierter die Betrachtung
im Benchmarking, desto genauer
können das jeweilige Optimie-
rungspotenzial quantifiziert und
Umsetzungsmaßnahmen erarbei-

Weiterbildung, Straffung des Be-
richtswesens) in ihren Unterneh-
men verbessert.

Aktuelles aus dem Bereich des
Wasserrechts wie das geplante
Umweltgesetzbuch, das Aktions-
programm Wasserschutzgebiete,
die Verschärfung der Klär-
schlammverordnung und die En-
de des Jahres auslaufende Förder-
richtlinie RZWAs vermittelten
Ulrich Drost vom Bayerischen
Umweltministerium und Stefan
Graf, Bayerischer Gemeindetag.

Die 2006 in Kraft getretene
Föderalismusreform I ermög-
licht es nunmehr dem Bund,
erstmals für das Wasserrecht als
einem zentralen Bereich des
Umweltrechts eine Vollregelung
zu schaffen. Das BMU stellt sich
einen Zeitplan vor, wonach der
Abschluss des Gesetzgebungs-
verfahrens für Ende 2008/An-

verordnung hat laut Graf die Ab-
senkung der Schwermetallgrenz-
werte, die Einführung zusätzli-
cher Grenzwerte für organische
Schadstoffe, die Einführung von
Anforderungen an die Materi-
al“hygiene“ (Salmonellen), das
Vermischungsverbot bei Her-
kunft aus unterschiedlichenAnla-
gen sowie Erleichterungen für
qualitätsgesicherte Klärschlamm-
Materialien zum Inhalt. Die Posi-
tion des Bayerischen Gemeinde-
tags in dieser Frage laute wie
folgt: 1. Die landwirtschaftliche
Verwertung muss wirtschaftlich
bleiben, es darf keine stufenweise
Grenzwertverschärfung geben. 2.
Auch Grenzwerte für organische
Schadstoffe sind auszuschließen,
da nicht beeinflussbar.

„Partner der Kommunen“

Reinhard Kestler, Bayerisches
Landesamt für Umwelt (Hof), der
sich mit der Erhebung und Bewer-
tung der öffentlichen Wasserver-
sorgung befasste, bezeichnete die
staatliche Wasserwirtschaftsver-
waltung grundsätzlich als „Partner
der Kommunen“. Probleme so-
wohl bei der Wasserwirtschafts-
verwaltung (Reibungsverluste
nach der Verwaltungsreform; Per-
sonalabbau und Aufgabenzuord-
nung; Privatisierung; schleichen-
der Kompetenzverlust und Rück-
gang der staatlichen Förderung)
als auch bei den Partnern (Staat als
Helfer, Berater, Zuwendungsgeber
begrüßt - Staat als Mahnender,
Überwachender unerwünscht;
kleine WVA mit hohem Sanie-
rungs- und Reinvestitionsbedarf;
fehlende Qualifikation des Be-
triebspersonals ignoriert; Stärkung
von staatlicher Kompetenz von
Verbänden eingefordert; Unsicher-
heit wegen Klimafolgen) veranlas-
sten Kestler jedoch, dazu aufzuru-
fen, die Partnerschaft im beidseiti-
gen Interesse zu verbessern.

Vertrauen schaffen

Kestler plädierte dafür, ins Ge-
spräch zu kommen, Kontakte zu
erneuern bzw. aufzubauen, auch
kritische Sachverhalte voraus-
schauend zu analysieren und zu
diskutieren, die Verantwortung
in der Wasserversorgung zu er-
kennen und wahrzunehmen, eine
ehrliche Diskussion ohne Bevor-
mundung der Kommunen zu
führen, Vertrauen zu schaffen
und letztlich einen Alleingang
der Verwaltung zu verhindern.

Als Lösungsansätze für eine
langfristig gesicherte Wasserver-
sorgung nannte Kestler den kon-
sequenten Schutz des genutzten
und für die Trinkwassernutzung
geeigneten Grundwasservor-
kommens, eine Bestandserhe-
bung der öffentlichen Wasser-
versorgung mit Stärken-Schwä-
chen-Analyse, regionale Maß-
nahmen zur Erhöhung der Ver-
sorgungssicherheit, die Optimie-
rung der Betriebssicherheit vor-

handener Trinkwassertalsperren
sowie eine konzeptionelle Wei-
chenstellung bzw. Fortentwick-
lung des großräumigen Aus-
gleich- und Verbundsystems.

Julia Urlinger, Leiterin des Eu-
ropabüros der bayerischen Kom-
munen in Brüssel, wartete mit ak-
tuellen kommunalrelevanten Dos-
siers“ bzw. Rechtssetzungsver-
fahren im Umweltbereich auf.
Dazu gehören die Luftqualitäts-
richtlinie (Verfahren abgeschlos-
sen), das Grünbuch Stadtverkehr,
der Richtlinienvorschlag zur För-
derung sauberer und energieeffi-
zienter Fahrzeuge, die Boden-
schutzrichtlinie und die Abfall-
rahmenrichtlinie.

Der Rat der Mitgliedstaaten hat
die Luftqualitätsrichtlinie formell
am 14. April 2008 angenommen.
Voraussichtlich tritt sie noch im
Mai 2008 in Kraft. Binnen 24
Monaten muss die Richtlinie von
den Mitgliedstaaten in nationales
Recht umgesetzt werden.

Grünbuch Stadtverkehr

Im September 2007 hat die
Europäische Kommission das
Grünbuch „Hin zu einer neuen
Kultur der Mobilität in der
Stadt“ veröffentlicht. Grün-
bücher sind Konsultationsdoku-
mente in Politikbereichen, in de-
nen die EU bisher nicht aktiv
war. Die Konsultation zu den 25
im Grünbuch gestellten Fragen
lief bis Mitte März 2008 und
stützte sich auf folgende Schwer-
punkte: die aktuellen Heraus-
forderungen des Stadtverkehrs;
„grüne“ Städte; intelligenter, zu-
gänglicher und sicherer Nahver-
kehr; Schaffung einer neuen Kul-
tur der Mobilität in der Stadt. Sie
stellt für jeden Bereich verbindli-
che (Richtlinien und Verordnun-
gen) und nicht verbindliche Maß-
nahmen (z.B.Austausch von Best
Practice) zur Debatte. Die im
Grünbuch vorgeschlagenen EU-
Maßnahmen verstoßen laut Ur-
linger nahezu ausschließlich ge-
gen das Subsidiaritätsprinzip
(z.B. in den Bereichen der städti-
schen Gebührenerhebung).

Richtlinienvorschlag

Der erste Vorschlag der EU-
Kommission zur Förderung sau-
berer und energieeffizienter Fahr-
zeuge wurde im Juni 2006 vom
EU-Parlament, auch auf Betrei-
ben der deutschen Bundesländer
und Kommunalverbände, abge-
lehnt. Die EU-Kommission hat
deshalb im Dezember 2007 einen
überarbeiteten Vorschlag vorge-
legt. Dieser verfolgt laut Urlinger
das Ziel, mit der öffentlichen Be-
schaffung als „Schlüsselmarkt“
die Einführung umweltfreundli-
cher Technologien bei den Kraft-
fahrzeugen voran zu treiben. Be-
sondere Bedeutung kommt hier
nach Ansicht der Kommission
dem Vorbildcharakter der öffent-
lichen Beschaffung zu.

tet werden. Die derzeit elf Pro-
zessbenchmarkingprojekte für
die Trinkwasserversorgung legen
vertiefte Schwerpunkte insbeson-
dere auf die Personalwirtschaft,
den Betrieb des Rohrnetzes, die
Erstellung von Hausanschlüssen,
die Verbrauchsabrechnung und
das Zählerwesen, die Wasserwirt-
schaft, Wassergewinnung und
-aufbereitung, den Kundenservi-
ce sowie den Betrieb von Talsper-
ren. Aufgrund der Benchmar-
kingprojekte hat die deutsche
Trinkwasserversorgung Knaus
zufolge die Versorgungssicherheit
(Optimierung des Entstörungs-
dienstes - Fahrtrouten) sowie die
Versorgungsqualität (Ausbau der

fang 2009 vorgesehen ist. Das
Umweltgesetzbuch UGB soll
dann zum 1. Januar 2010 in
Kraft treten.

In den letzten Jahren wurde
immer wieder die Diskussion
zum Für und Wider der landwirt-
schaftlichen Klärschlammver-
wertung geführt. Aufgrund der
mittlerweile weit überholten
Schadstoffgrenzwerte der gel-
tenden Klärschlammverordnung
aus dem Jahre 1992 sowie der in
der Praxis zwischenzeitlich er-
reichten Klärschlammqualitäten
sollen die rechtlichen Vorgaben
der Klärschlammverordnung ak-
tualisiert werden.

Die Novelle der Klärschlamm-

Seminarleiter Dr. Heinrich Wiethe-Körprich gemeinsam mit
der Leiterin des Europabüros der bayerischen Kommunen in
Brüssel, Julia Urlinger. Text und Bild: Kirchner

Kläranlagen der Zukunft:

Lieferanten von Öko-
Energie und Nutzwasser
Kläranlagen der Zukunft sollen nicht nur Abwasser reini-
gen, sondern klimafreundliche Energie und besonders in
Wassermangelgebieten Nutzwasser liefern. Dies betonte
Umweltminister Otmar Bernhard zum Auftakt der welt-
größten Umweltmesse IFAT 2008 in München.

Bernhard: „Was heute noch Zukunftsmusik ist, muss morgen
weltweit Standard werden. Abwasser könnte so weit gereinigt
werden, dass es als landwirtschaftliches Dünge-Wasser mit dem
Pflanzennährstoff Phosphat, als häusliches Brauchwasser oder im
Extremfall wie beispielsweise in Singapur sogar als ‘NEWater’
mit Trinkwasserqualität verwendbar ist.“

Denn mit dem rasanten Wirtschaftswachstum in Indien und
China werden die Herausforderungen zum Schutz der Lebens-
grundlagen und des Klimas weiter zunehmen. Bereits heute
haben über 1 Milliarde Menschen kein sauberes Trinkwasser;
täglich sterben rund 6.000 Kinder durch Krankheiten, die auf
verschmutztes Trinkwasser zurückgehen. Bayern erforscht
nicht nur die Wiederverwendung von Abwasser, sondern auch
die Energiegewinnung aus anfallenden Klärprodukten. So
kann aus Klärschlamm Heizöl, Kohle und Gas erzeugt, aus
Faulgas Wasserstoff abgespalten und aus Abwasser Wärme
rückgewonnen werden. Etliche Komponenten für die Kläran-
lage der Zukunft werden möglicherweise schon heute auf dem
Umweltmarkt angeboten.

„Die IFAT ist Informationsbörse und think-tank für die
neuesten Trends in der Umwelttechnologie“, so Bernhard. Für
den Freistaat erwartet er gute Chancen am boomenden Markt
der Umwelttechnologien. Etwa 7000 vorwiegend mittelständi-
sche Unternehmen bieten im Freistaat Güter und Dienstlei-
stungen für den Umweltschutz an. Der bayerische Anteil an
den deutschen Exporten an Umweltschutzgütern beträgt etwa
20 Prozent. Ein Investitionsschwerpunkt wird nach Einschät-
zung Bernhards der Aufbau einer sauberen Trinkwasserversor-
gung und umweltgerechten Abwasserentsorgung sein.

Freie Sicht auf die Donau
Weltenburg erhält „unsichtbare“ Hochwasser-Schutzmauer

Mit einer 800 Meter langen, ‘’unsichtbaren’’ Schutzmauer wer-
den Bürger und Besucher von Weltenburg geschützt, zugleich
bleibt die freie Sicht auf die Donau erhalten. Dies erklärte Um-
weltminister Otmar Bernhard bei der Besichtigung des Baufort-
schritts heute in Weltenburg.

Mit einer 800 Meter langen,
‘unsichtbaren’ Schutzmauer wer-
den Bürger und Besucher von
Weltenburg geschützt, zugleich
bleibt die freie Sicht auf die Do-
nau erhalten. Dies erklärte Um-
weltminister Otmar Bernhard bei
der Besichtigung des Baufort-
schritts in Weltenburg.

Bernhard: „Die Baumaßnah-
men für einen 100-jährlichen
Hochwasserschutz gehen gut vor-
an und sind voraussichtlich in
zwei Jahren fertig. Künftig wer-
den bei Hochwasser auf die neu
zu errichtende, ortsfeste Mauer
mobile Schutzwände aufgesteckt.
Diese Konstruktion erhält das
touristisch wunderschöne Orts-
bild genauso wie den unverstell-

ten Blick auf die Donaukulisse
mit den markanten Steilufern.“

Kanal- und Pumpsystem

Die Weltenburger müssen aber
nicht nur von der Flussseite vor
Hochwasser geschützt werden,
sondern auch von innen: wegen
der Schutzmauer kann bei star-
kem Regen das Wasser nicht
mehr in die Donau abgeleitet
werden. Daher wird ein innerört-
liches Kanal- und Pumpsystem
angelegt, um das Hinterland ent-
wässern zu können. Die Gesamt-
kosten der Schutzmaßnahmen
belaufen sich auf rund 4,7 Millio-
nen Euro, die anteilig Kelheim,
Freistaat und EU bezahlten.

Energie statt Dünger
Unter dem Motto „Energie statt Dünger“ forciert Bayern denAus-
bau der thermischen Klärschlamm-Verwertung, um Kommunen
Alternativen zum „Schlamm gedüngtenAcker“ aufzuzeigen. Denn
unabhängig davon, ob die EU mitspielt, wird Bayern aus Gründen
eines vorbeugenden Umwelt-, Gesundheits- und Verbraucher-
schutzes mittelfristig aus der landwirtschaftlichen Klärschlamm-
verwertung aussteigen. Dies betonte Umweltminister Otmar Bern-
hard beim Spatenstich zum Einbau der sludge2energy-Kleinver-
brennungsanlage in der Kläranlage Straubing.

Bernhard: „Lebens- und Futter-
mittel sollten nicht von Feldern
stammen, auf die Klärschlamm
aufgebracht wurde. Denn Klär-
schlamm ist der Reststoff der Ab-
wasserreinigung. Er enthält eine
Vielzahl an Schadstoffen aus Ge-
werbe, Industrie und Haushalten
mit oft unbekannter Wirkung auf
Böden, Grundwasser und Nah-
rungsmittel.“ Bernhard hat daher
EU-Umwelt-Kommissar Dimas
aufgefordert, die Klärschlamm-
aufbringung europaweit zu ver-
bieten oder zumindest den ein-
zelnen EU-Staaten eine nationale
Verbots-Möglichkeit einzuräu-
men. Um die Risiken der boden-
bezogenen Klärschlammverwer-

tung aufzuzeigen und alternati-
ve Lösungswege vorzustellen, hat
Bayern Bund und EU zu einem
internationalen Klärschlamm-
Symposium Ende Juni geladen.

In Bayern wird Klärschlamm
bereits in sechs Müllheizkraft-
werken, einem Kohlekraftwerk
und vier Monoverbrennungsanla-
gen energetisch verwertet. So
konnte die landwirtschaftliche
Verwertung von 55 Prozent im
Jahr 1997 auf heute rund 20 Pro-
zent zurückgeführt werden. Durch
den Einbau von Kleinverbren-
nungsanlagen in bestehende
Kläranlagen kann dem Minister
zufolge diese Quote weiter ge-
senkt werden.
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Erste bayernweite Umweltbildungskampagne:

„WasSerleben 2008“
Erster Höhepunkt: Oberpfälzer Weltwasserwoche in Neusath-Perschen

Wasser mit allen Sinnen erleben und dabei etwas lernen über
den Lebensraum und die lebensnotwendige Ressource Wasser:
Dieses Angebot wird Bayerns Bürgern von April bis Oktober
2008 in mehr als 400 Veranstaltungen in 91 ausgezeichneten
Umweltbildungseinrichtungen und Netzwerken der Dachmar-
ke „Umweltbildung Bayern“ zuteil. Vor kurzem wurde die
Kampagne „WasSerleben 2008“ von Schirmherr Dr. Otmar
Bernhard, Bayerischer Staatsminister für Umwelt, Gesundheit
und Verbraucherschutz, im Oberpfälzer Freilandmuseum
Neusath-Perschen eröffnet. Mit dem Festakt begann zugleich
die Oberpfälzer Weltwasserwoche.

„Angesichts der knapper wer-
denden Reserven müssen wir
Wasser schonen. Diesen nach-
haltigen Umgang mit Wasser
müssen alle lernen, ganz beson-
ders unsere jungen Menschen.
Dazu brauchen wir Umweltbil-
dung, die Wasser mit allen Sin-
nen erlebbar macht“, machte
Bernhard beim Start der Veran-
staltungsreihe im Freilandmuse-
um deutlich. Umweltbildung
könne nur dann erfolgreich sein,
wenn die Menschen die Angebo-
te auch kennen. Umweltbildung
ist Bernhard zufolge ein wichti-
ges Ziel bayerischer Umweltpo-
litik. Seit 1995 unterstützt das
Ministerium aus dem Programm
„Förderung von Umweltstatio-
nen“ mit derzeit jährlich 1,5 Mil-
lionen Euro Umweltbildungs-
projekte. Aus dem Umweltfonds
kann seit 1997 Bildungsengage-
ment an den Einrichtungen mit
derzeit jährlich 620.000 Euro ge-
fördert werden.

Aktionswoche ab 31. Mai

Höhepunkt der Kampagne ist
eine spezielle Aktionswoche
vom 31. Mai bis 8. Juni mit bei-
spielsweise einer HundertWas-
ser-Kunstwoche und einer öko-
logisch-kulinarischen Werkstatt
über Flussfische. Unter dem
Motto „WasSerleben an der Do-
nau“ veranstaltet das Haus am
Strom - an der Donau unterhalb
von Passau gelegen - mit vielen
Partnern am 7. Juni einen großen
Donaumarkt für Familien, eine
der besonderen Leuchtturmver-
anstaltungen von „WasSerleben
2008“. Eine besondere Attrakti-
on ist die interaktive Ausstellung
„Wassererlebniswelt“, durch die
es während der gesamten Kam-

pagne von April bis Oktober
Führungen gibt.

„Fest der Weltreligionen“

Am 1. Juni stellt die Oberpfäl-
zer Umweltstation Waldsassen
beim „Fest der Weltreligionen“
Wasser als verbindendes Ele-

sionen, einer Stadtrallye und viel-
fältigen Experimenten. Die Be-
deutung des Wassers für die Sied-
lungsgeschichte, der Bau von
Flößen oder die Gefährdung des
Wassers durch menschliche Ein-
flüsse sind wiederum nur einige
Themen, die das Walderlebnis-
zentrum Ziegelwies bei Füssen
aufgreift. Das Umweltzentrum
Schloss Wiesenfelden bietet sei-
nerseits eine zweitägige Werk-
stätte zum Thema „Einheimische
Fische“ an. Das Thema wird
nicht nur informativ, sondern
auch kulinarisch aufbereitet.

In Oberfranken haben sich
gleich drei Dachmarkenträger
zusammengetan und bieten zahl-
reiche Veranstaltungen zum The-

weltgarten Reichelshof im unter-
fränkischen Sennhof Tipps und
Anregungen zum Wassersparen.
Die LBV-Umweltstation Alt-
mühlsee stellt in Mittelfranken
unter der Überschrift „WasSerle-
ben am Altmühlsee“ auf Wande-
rungen, Kanu-Touren oder einer
musikalischen Wasserreise vor,
welche zentrale Position Wasser
für alles Leben hat.

Besucher begeben sich
auf Spurensuche

Schon frühzeitig wussten die
Benediktbeurer die Wasserkraft
gut zu nutzen. Zwölf Mühlen
und Triebwerke waren seit dem
17. Jahrhundert entlang des
Mühlbachs angesiedelt, mit ei-
ner großen Vielfalt: Da gab es
Säge-, Mahl-, Öl-, Farben-, Loh-
und Zement-Mühlen, eine Ham-
merschmiede und andere Betrie-
be bis hin zur modernen Wasser-
kraftanlage, die Strom erzeugt.
Wie arbeiteten diese Anlagen
und wo standen sie? Was ist heu-
te noch davon zu finden und wie
entwickelten sie sich weiter? Ge-
meinsam mit Altbürgermeister
Andreas Reiser begeben sich die
Besucher auf Spurensuche. Teil-
nahme gegen Spende. Mit einer
Wasser-Safari für Familien und
einem umfangreichen Kultur-
programm auf und am Forggen-
see in Füssen wird die Umwelt-
bildungskampagne „WasSerle-
ben 2008“ am 4. Oktober zu En-
de gehen. DK

ment der Weltreligionen dar.
Verschiedene Glaubensgemein-
schaften stellen sich im Rahmen
eines Festes vor. Neben ver-
schiedenen Attraktionen (z. B.
Teezeremonie im ZEN Buddhis-
mus) gibt es diverse Aktions-
ideen für Kinder sowie Informa-
tionen für Erwachsene. Eine
Ausstellung wird das Projekt
„Wasser in den Weltreligionen“
anschaulich erläutern. Diese
wird durch die Präsentation der
Entwürfe für den Besinnungs-
pfad „Wasser in den Religio-
nen“, die im Religionsunterricht
verschiedener Schulen erstellt
wurden, ergänzt. Der Aktionstag
wird durch einen Festakt, in dem
alle Glaubensgemeinschaften in-
tegriert sind, eröffnet.

„WasserConAction“

Ein besonderes Projekt hat
sich die Umweltstation der Stadt
Würzburg für Kinder und Ju-
gendliche zwischen 12 und 17
Jahren ausgedacht: „WasserCon
Action“ ist ein von April bis
Oktober dauerndes Umwelt-
bildungsprojekt für Würzbur-
ger Wasserdetektive mit Exkur-

ma „An der Regnitz WasSerle-
ben“ an. Auf Burg Schwaneck in
Pullach dreht sich alles um das
Thema Wasser „Zwischen Man-
gel und Überfluss - Wasserge-
schichten zu Klima und Gesund-
heit“. Unter dem Titel „Wasser
Welten“ gibt der Natur- und Um-

Fachtagung Rohrleitungsbau in Berlin:

Von Netzdienstleistern
und Serviceunternehmen

Mit einem attraktiven Themenspektrum und hochkarätigen Re-
ferenten wartete einmal mehr die Tagung Rohrleitungsbau, zu
der der Rohrleitungsbauverband e.V. (rbv) und der Hauptver-
band der Deutschen Bauindustrie e.V. (HBI) nach Berlin einge-
laden hatten, auf. Rund 180 Geschäftsführer, Entscheidungs-
und Verantwortungsträger aus Tief- und Rohrleitungsbauun-
ternehmen nahmen an der Veranstaltung teil.

Der Präsident des Rohrlei-
tungsbauverbandes e.V., Klaus
Küsel, skizzierte eingangs die
Veränderungen in der Land-
schaft des Rohrleitungsbaus, die
sich aufgrund politischer Vorga-
ben „aus Europa“ bereits jetzt im
Versorgungssektor abzeichnen
und in Zukunft noch deutlicher
abbilden werden. Unbundling,
Investitionsplanungen, Techni-
sches Sicherheitsmanagement
und Qualifikationsnachweise
von Kontraktoren sind laut Kü-
sel auch künftig die beherrschen-
den Themen.

Laue Luft
oder heißer Wind?

Michael Knipper, Hauptge-
schäftsführer des Hauptverban-
des der Deutschen Bauindustrie
e.V., eröffnete die Vortragsreihe
mit der Frage „Aufwind in der
Bauwirtschaft – laue Luft oder
heißer Wind?“ Zur Beantwor-
tung dieser provokanten Frage
stellte er einige aufschlussreiche
Kennzahlen zur baukonjunktu-
rellen Lage zum Jahresbeginn
2008 vor, beschrieb die wirt-
schaftliche Entwicklung im Lei-
tungsbau, die 2007 weit hinter
den Erwartungen zurück geblie-
ben ist, skizzierte die „Marktsi-
tuation Energienetze“ und ver-
wies auf die in Auftrag gegebene
Studie zur „Zustandserfassung
und Investitionsbedarf für kom-
munale Infrastruktur“.

Instandhaltungsstrategie

Die Änderungen der Rahmen-
bedingungen für Versorgungsun-
ternehmen, insbesondere auf-
grund der geforderten Entflech-
tungen nach dem Energiewirt-
schaftsgesetz, haben bekannter-
maßen auch Konsequenzen für
die Unternehmen des Rohrlei-
tungsbaus. Laut Gerhard Kies-
selbach, Dr. Kiesselbach Con-
sulting GmbH, Wien, gehören
künftig die für den nachhaltig si-
cheren und zuverlässigen Netz-
betrieb erforderlichen operativen
Tätigkeiten in die Hände exter-
ner Fachunternehmen respektive
Dienstleister. In seinem Vortrag
beschrieb Kiesselbach detailliert
die „Wege in eine Instandhal-
tungsstrategie“, die auch die
Wegführung für „Entflechtung
und Investitionen“ einschlossen.
Vor allem seien hierfür neue
Ideen, neue Strukturen und
höchste Flexibilität erforderlich.

Sicherungsinstrumente

Die „Zusammenarbeit von
Versorgungsunternehmen mit
Leitungsbaufirmen“ machte Da-
niel Nolte, NBB Netzgesell-
schaft Berlin, an zwei Schlag-
wörtern fest: Regulierung und
Netze. Für die Regulierung for-
derte er zum einen, dass die
Netzentgelte den Netzaufwand
und die Netzinvestitionen er-
möglichen müssen und zum an-

deren die Anreizregulierung die
Erreichbarkeit für die Unterneh-
men gewährleisten muss. Für die
Netze hielt Nolte folgendes fest:
Ihr finanzieller Wert ist stark ge-
fährdet, der Kostendruck wird
durch die Regulierung höher,
Optimierung des Kostendrucks
im Hinblick auf die Anreizregu-
lierung ist ein Muss unter Ein-
haltung der technischen Regel-
werke, Kooperationen und Fu-
sionen können als Instrumente
zur Sicherung der finanziellen
Werte der Netze dienen.

Anreizregulierung

Mit dem Vortrag „Die Rolle
der Qualitätsregulierung in der
Anreizregulierung“ stand den
Tagungsteilnehmern mit Dennis
Volk ein Referent der Bundes-
netzagentur, Bonn, zur Verfü-
gung. Auf seiner Agenda stan-
den das Konzept und die
Grundlagen der Anreizregulie-
rung, der entsprechende Kabi-
nettsentwurf, der beschlossene
Stand der Anreizregulierungs-
verordnung mit den wichtigsten
Kernpunkten, die Ermittlung
der individuellen Erlösober-
grenzen und Kostenanteile so-
wie die Investitionen und die
Qualität in der Anreizregulie-
rung. Mit einer Zeittafel ge-
währte Volk den Tagungsteil-
nehmern einen Blick auf die
noch folgenden Schritte in 2008
bis zum Beginn der Anreizregu-
lierung in 2009.

Partner der Gemeinden

„Die Vision des Rohrleitungs-
bauverbandes – Netzdienstleister
bis ganzheitlicher Leitungsbau“
ist, wie rbv-Präsident Klaus Kü-
sel bilanzierte, längst nicht mehr
die Frage, „sondern der Weg“.
Erneut ermahnte er die Unter-
nehmer: „Wenn wir wirklich
Marktteilnehmer sein wollen,
müssen wir als Firmen dem je-
weiligen Versorger ein Angebot
machen... Wir haben deutlich ge-
macht, dass ein Rohrleitungs-
bauunternehmen sehr wohl in
der Lage ist, Partner der mittel-
ständischen Gemeinden zu wer-
den und mit diesen gemeinsam
neue Dienstleistungskonzepte
auszuarbeiten.“

Küsel legte den Unternehmern
ans Herz, nach dem Erfolgsmo-
dell EPCM - Engineering, Pro-
curement, Construction, Mana-
gement - zu handeln und damit
auf die ganzheitliche Auftrags-
vergabe von der Budgetplanung
über das Engineering bis hin zur
Beschaffung sämtlicher Materi-
alkomponenten und Dienstlei-
stungen zu reagieren. Hierzu, so
Küsel, würden der Erhalt von
Kompetenz in der Versorgungs-
wirtschaft und der Aufbau hoch
qualifizierter Dienstleistungsun-
ternehmen benötigt, die langfri-
stig verantwortungsvolle Aufga-
ben im Auftrag von Netzgesell-
schaften ausführen. DK

Donau: Bilderfluss und
Bewusstseinsstrom

Höchstädt (pm). „Donau: Bilderfluss, Bewusstseinsstrom“ ist der
Titel einer vom Bezirk Schwaben getragenenAusstellung, die vom
19. April an bis Anfang Oktober im Schloss Höchstädt zu sehen
ist. Zwei Wahrnehmungen dieses Europa prägenden Stromes tre-
ten dabei in ein Spannungsfeld: Das Bild der Donau in der Druck-
graphik des 19. Jahrhunderts und dieAuseinandersetzung von 15
zeitgenössischen Künstlern mit dem Thema Donau.

Wie kein anderer Fluss unseres
Kontinents steht die Donau für
Europa. Schließlich durchfließt
oder berührt sie auf einer Länge
von 2888 Kilometer zehn Staa-
ten. Bis heute ist die Donau je-
doch mehr als ein Europa verbin-
dendes Kultur- und Naturdenk-
mal. Sie wird immer wieder neu
entdeckt, anders wahrgenommen,
ist offen für neue Anbindungen
und Fragestellungen. Was bedeu-
tet dieser Strom für Künstler?
Dieser Frage versucht die Aus-
stellung in 15 künstlerischen Po-
sitionen nachzugehen.

Donaulandschaft

Die Donau und die von ihr ge-
formte Landschaft spiegeln sich
in zahlreichen Arbeiten. So
durchwanderte der Aachener Vil-
la-Romana-Preisträger Albert
Borchardt zehn Tage lang das
Donauried bei Höchstädt und
schuf dabei eine beeindruckende
Serie von 43 kleinformatigen
Malereien. Das Archetypische
der Donaulandschaft ist in den
Arbeiten des Münchner Malers
Christoph Drexler eindrucksvoll
ins Bild gesetzt. An der Ausstel-
lung nehmen mit Burga End-
hardt, Kuno Knapp und Hartmut
Pfeuffer drei Künstler teil, die an
oder in unmittelbarer Nähe zur
Donau leben.

Medieninstallation

Wie sehen sie die Donau?
Landschaft ist für den Augsbur-
ger Maler Harry Meyer seit vie-
len Jahren das zentrale Thema.
Er hat sich dem Thema an-
genähert, indem er Aggregatszu-
stände des Wassers in seine so
kraftvolle wie sensible Malerei
transformiert. Und Gerhard Fau-
ser hat seine Erfahrungen der
Donaulandschaft in und um
Höchstädt in eine spielerische
Medieninstallation umgesetzt.

Die Reise entlang der Donau
war schon für den englischen Ma-
ler William Turner ein beein-

druckendes Erlebnis. In den Jah-
ren 1833 und 1840 entstanden auf
seinen zwei Donaureisen zwi-
schen Regensburg und Wien zahl-
reiche Aquarelle und Zeichnun-
gen. Auch zwei Künstler in der
Ausstellung, der Potsdamer Foto-
graf Frank Gaudlitz und Willi
Weiner, Bildhauer und Zeichner
mit Wohnsitz in Stuttgart, haben
Reisen von der Donauquelle bis zu
ihrer Mündung ins Schwarze
Meer unternommen.

Frank Gaudlitz hat dabei Men-
schen fotografiert, die entlang der
Donau wohnen. Seine sensiblen
Portraits aus seinem Projekt
„Warten auf Europa“, von denen
dieAusstellung nur einen Teil zei-
gen kann, spiegeln Erwartungen
und Hoffnungen, die diese Men-
schen mit Europa verbinden.
Dem Bilder- und Bewusstseins-
strom Donau hat sich Willi Wei-
ner in einer Serie von insgesamt
56 Zeichnungen anvertraut, aus
der eine Auswahl in der Ausstel-
lung vertreten ist.

Abstrakte Formensprache

Der kontinuierliche Strom der
Gedanken und Assoziationen ist
im Medium Wasser in besonders
anschaulicher Form repräsentiert.
Besonders augenfällig ist diese
Verbindung in der Arbeit von Pe-
tra Löbl, die mit ihrer Tropfinstal-
lation den Gedankenstrom des
Betrachters in eine meditative
Ruhe überführt. Die phantasti-
schen und wundersamen Ge-
schichten, die ihm die Donau zu-
geflüstert hat, setzt Hartmut Rie-
derer in kraftvolle und poetische
Kohlezeichnungen um. Vielfälti-
ge Assoziationen zum Thema
Wasser und Fluss ermöglichen
die aus einer abstrakten For-
mensprache entwickelten Arbei-
ten von Heinz Butz.

Metapher des Lebens?

Totenschiff oder Lebensstrom,
Sinnbild für die Unausweichlich-
keit des Todes oder eine Meta-

Hochwasser-Schutz auch
Sache der Kommunen

Um möglichen Hochwasserschäden in Milliardenhöhe vorzubeu-
gen, braucht es die Mithilfe aller im Mangfall-Tal. Das betonte der
bayerische Umweltminister Otmar Bernhard beim „Hochwasser-
forums Mangfall-Tal“ in Bruckmühl (Landkreis Rosenheim). Im
Mangfall-Tal wird für rund 150 Mio. Euro eines der größten und
wichtigsten Hochwasserschutzprojekte Bayerns umgesetzt. Aber
gerade angesichts des Klimawandels müsse klar sein, dass der
Mensch Naturgewalten nie vollständig beherrschen werde, sagte
Bernhard. Eine hundertprozentige Sicherheit für alle denkbaren
Hochwassersituationen könne es nicht geben.

Neben der Schaffung von
natürlichem Rückhalteraum und
der Errichtung technischer
Schutzbauten setze Bayern im
Mangfall-Tal daher auf verstärk-
te Flächenvorsorge der Kommu-
nen und die Risikovorsorge je-
des Einzelnen. Bauentwicklung
und schadensträchtige Nutzun-
gen müssen Bernhard zufolge
aus Überschwemmungsberei-
chen soweit wie möglich heraus
gehalten werden.

Zudem stehe jeder Einzelne in
der Pflicht, selbst Vorsorge gegen
Hochwasser zu treffen, begin-
nend bei einer angepassten Bau-
weise bis hin zur privaten finanzi-
ellen Risikovorsorge und Versi-
cherungsschutz. Die umfangrei-
che Veranstaltungsreihe „Hoch-
wasserforum Mangfall-Tal“ soll
helfen, die Anwohner entspre-
chend zu sensibilisieren und zu
informieren.

Das Mangfall-Tal zählt zu den
am stärksten gefährdeten Fluss-
abschnitten Bayerns mit großen
Wohn- und Industriegebieten so-

wie wichtiger Infrastruktur: Bei
einem hundertjährlichen Hoch-
wasser wären dort 42.000 Ein-
wohner mit einem Schadenspo-
tenzial von rund 2 Mrd. Euro be-
troffen. Daher wird derzeit nach
den Worten des Ministers ein
maßgeschneidertes Schutzkon-
zept umgesetzt: Der natürliche
Rückhalt wird verstärkt. Deiche
werden soweit möglich nahe zur
Bebauung rückverlegt und neu
errichtet.

Schon jetzt steht dem Katastro-
phenstab im Mangfall-Tal für den
Fall der Fälle ein Echtzeit-Deich-
bruchmodell zur Verfügung, das
Entscheidungen zur Evakuierung
erleichtert. In Feldolling soll zu-
dem einer von sieben bayerischen
Flutpoldern errichtet werden. Er
kann im äußersten Ernstfall kon-
trolliert geflutet werden, um ge-
fährliche Hochwasserspitzen ab-
zuschneiden. Und auch der Was-
serspiegel des Tegernsees soll so
gesteuert werden, dass im Hoch-
wasserfall Rückhalteraum zur
Verfügung steht. dhg.

pher des Lebens? Fragen, die sich
bei der Installation von Jürgen
Brodwolf aufdrängen. Der Docu-
menta- und Biennaleteilnehmer
hat sich in einer vielschichtigen
Installation einem archaischen
Mythos der Menschheitsge-
schichte angenähert. Und mit Jo-
sef Zankl und Wolfgang Mennel
sind zwei weitere schwäbische
Künstler vertreten, die in ihren
Arbeiten ein Spannungsfeld zwi-
schen ungewöhnlicher Material-
verwendung und geistiger Aus-

einandersetzung aufbauen und
dabei ungewöhnliche Weg be-
schreiten.

Die von Oskar Dietrich und
Norbert Kiening kuratierte Aus-
stellung zeitgenössischer Kunst
wird erweitert durch eine von Dr.
Stefan Siemons erarbeitete Kabi-
nettausstellung mit Druckgraphi-
ken aus dem 19. Jahrhundert. Für
die Gesamtleitung und die Kon-
zeption der Vortragsreihe zeich-
net Bezirksheimatpfleger Dr. Pe-
ter Fassl verantwortlich.
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Bei der kirchlichen Eröffnungsfeier sitzend von links: Frau
Miller, Justizministerin Beate Merk, Marga Beckstein, Frau
Noerenberg; dahinter stehend: Landwirtschaftsminister Josef
Miller, Ministerpräsident Günther Beckstein, Staatssekretär
Marcel Huber, zwei Besucher, Neu-Ulms OB Gerold Noeren-
berg, Roland Albert und OB Ivo Gönner aus Ulm.

Landesgartenschau 2008 in Neu-Ulm eröffnet:

Rückkehr zu den Wurzeln
Für Oberbürgermeister Gerold Noerenberg ging ein Traum in
Erfüllung. Nicht nur, dass Ministerpräsident Günther Beck-
stein, Justizministerin und Amtsvorgängerin Beate Merk, Land-
wirtschaftsminister Josef Miller, Umweltstaatssekretär Marcel
Huber, Regierungspräsident Ludwig Schmid und Ulms Bürger-
meister Ivo Gönner gekommen waren. Zur Eröffnung der 14.
Bayerischen Landesgartenschau waren nicht nur viele Gäste da,
es zeigte sich auch rechtzeitig das schöne Wetter und dass der
Herrgott wohl ein Bayer sein muss, obwohl so mancher Festred-
ner sich das auch an sein persönliches Revers heften wollte.

1980 gab es die erste Garten-
schau gemeinsam mit Ulm.
Deshalb wurde auch kein Tabu
gebrochen, wenn ein zweites
Mal die Schau in die „Grenzre-
gion“ zurückkehrte. OB Noe-
renberg gefiel einfach alles. Es
ist die Rückkehr zur Wurzel.
Dabei macht es auch die Mi-
schung. Geboten wird für alle
Sinne etwas: Sehen, Hören,
Riechen, Schmecken. Neu-Ulm
wird nicht nur für 164 Tage das
Zentrum für Gartenliebhaber
sein sondern sieht darin auch ei-
nen Schub für die Nachhaltig-
keit. Erwartet werden bis zum
5. Oktober 2008 eine dreiviertel
Million Menschen. Am ersten
Wochenende kamen bereits
über 10.000. Der Entwicklungs-
prozess wird und muss weiter-
gehen. Wunsch ist, die Stadttei-
le und die Menschen miteinan-
der zu verbinden.

Motor des Tourismus

Für Roland Albert von der
Gesellschaft zur Förderung der
Landesgartenschauen wurde aus
einem gut überlegten Entwurf
ein blühender Garten. Dieser
bietet Freizeit und Erholung,
Fläche für die Bürger und für
begeisterte Gäste.

Dann war es Bayerns Mini-
sterpräsident Dr. Günther Beck-
stein, der die Bayerischen Lan-
desgartenschauen als Motor
für innovative Stadtentwicklung
und modernen Tourismus in den
Regionen würdigte. „Heimat
aktiv zu gestalten und Heimat
lebens- und liebenswert zu be-
wahren – das ist seit 28 Jahren
ein zentrales Anliegen unserer
Landesgartenschauen. Diese
Botschaft wird mit der Garten-
schau 2008 im Zentrum der
Stadt perfekt umgesetzt. Ich bin
stolz, Schirmherr der 14.
Bayerischen Landesgartenschau
in Neu-Ulm zu sein. Die Lan-
desgartenschau kommt damit an
den Ort zurück, wo 1980 ihre
großartige Erfolgsgeschichte
gestartet wurde. Die bayeri-
schen Gartenschauen haben
sich mit 17 Millionen Besu-
chern aus nah und fern zu wah-
ren Publikums- und Tourismus-
magneten entwickelt.“

Der Freistaat hat, so Beck-
stein, die Landesgartenschau
2008 mit rund 3,7 Millionen
Euro kräftig unterstützt und es
zeigt sich einmal mehr, dass
sich diese Investitionen lohnen.
Beckstein: „Gartenschau und
Stadt sind in Neu-Ulm eins und
zeigen damit, dass es sich hier
nicht um ein temporäres Fest

handelt, sondern um eine dauer-
hafte Veränderung des Stadt-
bilds und eine nachhaltige Ver-
besserung der Lebensqualität
für die Bürgerinnen und Bür-
ger.“

Lehr- und Lernort

Dazu sind Landesgarten-
schauen nach den Worten Beck-
steins immer auch wichtige
Lehr- und Lernorte in Sachen
Natur. Beckstein: „Die Bedeu-
tung des Gartens als grünes
Klassenzimmer wird auf der
Landesgartenschau in Neu-Ulm
vorbildlich deutlich. Das ist Na-
tur- und Umweltschutz im be-
sten Sinne. Nur was wir kennen
und schätzen, das schützen wir
auch.“ Gleichzeitig ist eine Lan-
desgartenschau nach den Wor-
ten Becksteins aber auch die
ideale Leistungsschau der hei-
mischen Gärtnerinnen und
Gärtner, die auch in Neu-Ulm
wieder eindrucksvoll zeigen,
was das Gärtnerhandwerk ge-
meinsam mit dem Garten- und
Landschaftsbau zu bieten hat.

Herzensmitte

Der Gartenbau bietet Zu-
kunftsperspektiven. Vom „Lern-
ort Garten“ übers „Grüne Klas-
senzimmer“ zur „Schule im
Grünen“. Obwohl Neu-Ulm
sich gerade in dieser Zeit als
blühende Stadt zeigt, war sie
noch nie ein Mauerblümchen.
Dank des früheren Wahlkreis-
abgeordneten und ehemaligen
Bundesfinanzministers Theo
Waigel hätte es im benachbarten
Baden-Württemberg schon im-
mer geheißen: „Die in Bayern
haben es besser.“ Gleichzeitig
schickte Beckstein bezüglich
beschleunigtem Ausbau der A8
und der Bahn von Ulm nach
Augsburg eine Mahnung nach
Berlin. Am Eröffnungstag der
14. Landesgartenschau stand
Neu-Ulm so richtig in der Mitte
des Herzens eines Bayerischen
Ministerpräsidenten.

„Grüne Brücken“
verbinden Bereiche

In Neu-Ulm werden in den
kommenden 184 Tagen knapp
eine Million Besucherinnen und
Besucher zur Landesgarten-
schau 2008 erwartet. Die Ge-
samtinvestitionen für die 30
Hektar große Landesgarten-
schau liegen bei rund 11 Millio-
nen Euro. Die Landesgarten-
schau in Neu-Ulm erstreckt sich
über drei große Bereiche, die

BayernTour Natur 2008:

„Natur - Vielfalt
entdecken“

Mit einem Rekordangebot von rund 2900 Veranstaltungen lädt
die „BayernTour Natur 2008“ zum achten Mal zu einem besse-
ren Kennenlernen der Natur ein. Die vielfältigen Angebote von
Anfang Mai bis zum 31. Oktober in ganz Bayern und sogar
über die Ländergrenzen hinaus - von Kräuterführungen über
vogelkundliche Wanderungen bis hin zur Fledermausbeobach-
tung - sollen das Verständnis für den Naturschutz stärken.

Die „BayernTour Natur“, eine
Initiative des Umweltministeri-
ums, die u. a. von den Sparkassen,
der DB Regio, derAOK, dem Ho-
tel- und Gaststättenverband, der
Bayern Tourismus Marketing
GmbH und der Landesapotheker-
kammer unterstützt wird, und heu-
er unter dem Motto „Natur - Viel-
falt entdecken“ steht, ist eine
bundesweit einmalige Gemein-
schaftsaktion von Staat und Ge-
sellschaft. Seit 2001 laden Natur-
experten alljährlich Naturinteres-
sierte allerAltersgruppen dazu ein,
bei fachkundig vorbereiteten und
sachkompetent begleiteten Touren
die Faszination Natur vor Ort
hautnah zu erleben.

Einzigartiger Radweg

ZumAuftakt am 2. Mai eröffne-
te Bayerns Umweltminister Otmar
Bernhard gemeinsam mit Mini-
sterpräsident Günther Beckstein
den einzigartigen Radweg „Mei-
ster (r)Ade(l)bar - mit dem Storch
unterwegs im Altmühltal“ der
Umweltstation des Landesbundes
für Vogelschutz (LBV). Er führt
auf drei insgesamt 65 Kilometer
langen Rundrouten an verschiede-
nen Storchenhorsten in der Umge-
bung des Altmühlsees vorbei. Ta-
feln entlang desWeges gebenAus-
kunft über allesWissenswerte zum
Weißstorch und seinem Lebens-
raum.

Trotz intensiver Schutzmaßnah-
men gehört der Weißstorch laut
Bernhard noch immer zu den be-
drohten Vogelarten. Inzwischen
wurden über 100 Projekte mit dem
Ziel verwirklicht, den Lebensraum
von Störchen zu schützen und
wieder herzustellen. Feuchtgebie-
te, Flußauen und Überschwem-
mungsgebiete, seine bevorzugten
Jagdreviere, wurden in den zu-
rückliegenden Jahrzehnten durch
Trockenlegung immer seltener.
„Genau hier setzt das bayerische
Artenhilfsprogramm mit Flä-
chenankäufen sowie Renaturie-
rungs- und Wiedervernässungs-
maßnahmen an. Auch Überland-

leitungen, die für den Storch eine
tödliche Gefahr darstellen kön-
nen, wurden ‚storchensicher’ ge-
macht“, so Bernhard. Seit 1984
wird das Artenhilfsprogramm
‚Storch’ vom Landesbund für Vo-
gelschutz umgesetzt, und das mit
wachsendem Erfolg: 1990 gab es
nur 78 Brutpaare, jetzt doppelt so
viele. Störche sind inzwischen in
vielen Teilen Bayerns wieder zu
entdecken.

„Bayern will beim Umwelt- und
Klimaschutz an der Spitze ste-
hen“, bekräftigte Ministerpräsi-
dent Beckstein. Die Vielfalt der
Natur sei eine einzigartige Res-
source, die noch konsequenter ge-
schützt werden müsse. Als Bei-
spiel für konkrete Maßnahmen
nannte Beckstein unter anderem
den Ausbau von Umweltinforma-
tionsprojekten. Die ‚BayernTour
Natur’ bezeichnete Beckstein vor
allem auch als „ein gelungenes
Beispiel für die partnerschaftliche
Zusammenarbeit zwischen Staat,
Naturschutzverbänden, Vereinen,
Fremdenverkehrseinrichtungen
und den vielen freiwillig Enga-
gierten vor Ort, die seit Jahren mit-
machen und Ideen einbringen“.
Weit über 700 Partner sorgten
dafür, die Faszination Natur haut-
nah zu erleben.

Buntes Magazin

Das Veranstaltungsprogramm
ist für jeden Regierungsbezirk je-
weils in einem bunten Magazin
mit vielen Zusatzinformationen
zusammengefasst; es liegt in
Rathäusern, Behörden, Sparkas-
sen, Fremdenverkehrsämtern so-
wie in den Umweltstationen, Na-
turparken und Nationalparken aus
oder kann bei BayernDirekt (Tel.
01801/201010, direkt@bayern.de)
gratis angefordert werden. Das
Veranstaltungsprogramm ist stets
aktuell unter www.tournatur.bay-
ern.de abrufbar. Im vergangenen
Jahr fanden bayernweit bei einer
erneuten Rekordbeteiligung über
2600 Touren mit rund 42.000 Teil-
nehmern statt. DK

Gartenfestival auf Burg Trausnitz in Landshut:

„Der Generationengarten“
Wenn Ende Mai die Natur ihre ganze Blumen- und Farbenpracht
entfaltet und sich die Luft mit frühsommerlichem Leben füllt,
lockt das überregional bekannte Gartenfestival in Landshut auf
der Burg Trausnitz wieder zehntausende Besucher zum Bum-
meln, Staunen und Genießen an. Der besondere Charme der hi-
storischen Burganlage in Verbindung mit der stilvollen Präsenta-
tion des Gartenfestivals verspricht auch dieses Jahr wieder zu ei-
nem einmaligen Erlebnis für Jung und Alt zu werden. Seit 1999
verwandelt sich die Trausnitz für vier Tage – vom 29. Mai bis 1.
Juni - wieder in ein „Grünes Paradies“.

Passend zum diesjährigen Mot-
to „Der Generationengarten“
werden vor dem Verwaltungsge-
bäude vier Themengärten entste-
hen, die die verschiedenen Be-
dürfnisse von Jung und Alt wie-
der spiegeln: „Garten Kunterbunt
für Kinder & Co“, „Junges De-
sign“, „Etwas Luxus darf’s schon
sein“ und „Mit 66 Jahren, da
fängt der Garten an“.Als weiterer
Höhenpunkt ist beim Gartenfesti-
val 2008 erstmal die Kunstaus-
stellung „Blickpunkte handge-
wandte Kunst“ ausgewählter
Kunsthandwerker zu sehen.
Außerdem öffnet das BRK Seni-
orenwohnheim am Hofberg an
den vier Festivaltagen die Parkan-
lage nicht nur für die ältere Gene-
ration. Dort finden die Besucher
einen Spielplatz zum Thema „Be-
wegung und Spiel“.

Apothekergarten

Was heilt denn da im Garten?
Dieser Frage können die Festival-
besucher auch dieses Jahr wieder
im Apothekergarten im Hühner-
graben der Burg Trausnitz nach-
gehen. Besonders heutzutage
steht die Pflanzenmedizin wieder
hoch im Kurs, ebenso wie die
Lust am Garten. Ein Apotheker-
garten liefert den bestenAnschau-
ungsunterricht, welche Heilmittel
die Natur zur Verfügung stellt. In-
fo-Tafeln erläutern die nach Indi-
kation gruppierten Kräuter und
Heilpflanzen und machen Chan-
cen und Risiken ihrer Anwen-
dung anschaulich.

Bühnenlandschaften

Ein weiteres Highlight ist der
Wettbewerb „Von der Musik
zum Gartenbild“. Studenten der
Fachhochschule Weihenstephan
unter der Leitung von Land-
schaftsarchitekt Prof. Hermann
Brenner werden Bühnenland-
schaften gestalten. Vorgegeben
sind klassische Musikstücke, die
von den Studenten der Fakultät
Landschaftsarchitektur als Büh-
nenbilder im Maßstab 1:20 inter-

pretiert werden. Dabei wird der
Bezug zum Thema Garten und
Landschaft umgesetzt. Die Festi-
valbesucher wählen die besten
Arbeiten aus und können durch
ihre Stimmabgabe zudem wert-
volle Geldpreise gewinnen.

Phantasievolle Ideen

Eingebettet in die Burganlage
werden wieder neue, ausgewähl-
te Aussteller auf ca. 8.000 qm
Ausstellungsfläche mit phantasie-
vollen Ideen und einer Fülle von
schönen Dingen für drinnen und
draußen aufwarten. Auf dem
Außengelände finden die Besu-
cher alles zum Thema Garten-
gestaltung, Pflanzenraritäten,
hochwertige Gartenaccessoires,
Schmuck, stilvolle Gartenmöbel,
Kräuter, romantische Rosen,
Wasserpflanzen etc. Die Innen-
räume der Burg bieten einen ein-
drucksvollen Rahmen für die
Aussteller stilvollen Wohnens,
Kunstobjekte, Malerei und inter-
nationaler Gartenliteratur. Außer-
dem durchstreifen Fanfarenblä-
ser, Blumen- und Gemüsefrauen,
Moritatensänger und „Bertie Blu-
me“ das Festivalgelände.

Rahmenprogramm

Auch für die Unterhaltung der
kleinen Festivalbesucher ist mit
einem kreativen Kinder-Pro-
gramm durch „die Spuikistn“,
dem Spielmobil des Stadtjugen-
drings Landshut, bestens ge-
sorgt. Umrahmt von einem stim-
mungsvollen Rahmenprogramm
aus Workshops, Vorträgen, Mu-
sik- und Tanzdarbietungen, wird
es ein Genuss sein, zwischen
Stauden und Rosen zu flanieren
und die farbenfrohen Arrange-
ments der Aussteller auf sich
wirken zu lassen. Dass dabei
auch das kulinarische Vergnügen
nicht zu kurz kommen darf, ver-
steht sich von selbst. Rund um
das Festivalgelände werden die
Besucher von unterschiedlichen,
internationalen Köstlichkeiten
verwöhnt. DK

Staatliche Förderung der Feuerwehren:

Viele offene Fragen
Gemeindetag fordert mehr Transparenz

„Viele ungeklärte Fragen bewegen die Gemeinden und ihre Feu-
erwehren. Wir warten auf eine Antwort des Staates“, sagte Ge-
meindetagspräsident Dr. Uwe Brandl zum Entwurf neuer För-
derrichtlinien des Freistaats Bayern für Beschaffungen und Bau-
maßnahmen der Gemeinden für ihre Feuerwehren.

Brandl wies auf folgende
Punkte hin, die noch nicht ge-
klärt sind:
1. Wie viel staatliches Geld steht
zur Förderung von Beschaffun-
gen und Baumaßnahmen der
Feuerwehren zur Verfügung?
2. Welche Kalkulation liegt den
vorgeschlagenen Förderfestbeträ-
gen für Fahrzeuge und Stellplätze
zugrunde?
3. Warum kommen nicht alle för-
derfähigen Fahrzeuge und Geräte
in den Genuss höherer Förde-
rung?
4. Welchen Sinn ergibt die zah-
lenmäßige Beschränkung be-
stimmter Fahrzeugtypen je Land-
kreis?
5. Warum werden die Stellplätze
in Feuerwehrgerätehäusern nicht
höher gefördert als bisher?
6. Warum soll die so genannte
„kleine Förderpauschale“ zur Be-
schaffung von Ausrüstungsge-
genständen (z.B. für Funkgeräte,

Schläuche) nicht wieder einge-
führt werden?

Der Freistaat überarbeitet der-
zeit seine „Richtlinien für Zu-
wendungen zur Förderung des
kommunalen Feuerwehrwesens“.
Er hat die kommunalen Spitzen-
verbände und den Landesfeuer-
wehrverband um Stellungnah-
me zu einem Entwurf aufgefor-
dert. Die Gemeinden, Märkte
und Städte sind mit dem vorge-
legten Papier nicht zufrieden
und fordern mehr Transparenz
bei der Kalkulation der vorge-
schlagenen Förderbeträge sowie
Nachbesserungen bei einzelnen
Fördermaßnahmen.

„Es geht um Geld, das den
Kommunen zusteht. Da erwar-
ten wir mehr Information darü-
ber, wie es verwendet werden
soll. Die bisherigen Vorschläge
müssen auf jeden Fall nochmals
durchdacht werden“, betonte
Brandl.

über „grüne Brücken“ miteinan-
der verbunden sind und eigene
thematische Schwerpunkte set-
zen. Eines der Highlights ist ei-
ne eigens für die Gartenschau
installierte Grundwasser-Wär-
mepumpe, die auf vorbildliche
Weise geothermische Energie
nutzbar macht.

Auf Entdeckertour im
Walderlebniszentrum Regensburg
Das achte bayerische Walderlebniszentrum hat Forstminister
Josef Miller jetzt im „Prüfeninger Holz“ bei Regensburg eröff-
net. Unter dem Motto „Natur entdecken - Wald erleben -
Forstwirtschaft verstehen“ informiert die Forstverwaltung
über das Ökosystem Wald, seine nachhaltige Bewirtschaftung
sowie über den nachwachsenden Rohstoff Holz.

Das Bildungsangebot reicht
von fachkundigen Waldführun-
gen für Grundschüler über Vorträ-
ge und Seminare bis hin zu Mo-
torsägenkursen für Waldbesitzer.
Das neue Zentrum soll aber auch
Bürgern und den örtlichen Institu-
tionen der Forst- und Holzwirt-
schaft und der Umweltbildung als
Plattform dienen. „Wir wollen
spannende Naturerlebnisse und
wertvolle Informationen zum
Thema Wald vermitteln“, sagte
der Minister. Deshalb werde in
nächster Zeit zusätzlich auch
noch ein Walderlebnispfad mit
zahlreichen Lern- und Spielstatio-
nen entstehen.

Insgesamt rund 800.000 Euro
wurden bisher in das Projekt inve-
stiert. Knapp ein Drittel davon
stammt aus der EU-Gemein-
schaftsinitiative LEADER-Plus,
den Rest trägt der Freistaat. Beim
Bau des Zentralgebäudes wurden
etwa 380 Kubikmeter heimisches
Holz verarbeitet. „Das moderne,
innovative Haus mit dem Grund-
riss einer Baumscheibe ist ein
Musterbeispiel für Bauen mit
Holz“, freute sich Miller.

Walderlebniszentren gibt es
bereits in Füssen-Ziegelwies
(Lkr. Ostallgäu), Grünwald
(Lkr. München), Oberschönen-
feld (Lkr. Augsburg), Roggen-
burg (Lkr. Neu-Ulm), Schern-
feld (Lkr. Eichstätt), Tennenlo-
he (Lkr. Erlangen) und im
Gramschatzer Wald (Lkr. Würz-
burg). Ein weiteres Zentrum
entsteht derzeit in Ruhpolding
(Lkr. Traunstein). Zusätzlich
betreibt die Forstverwaltung in
Lauenstein (Lkr. Kronach) ein
Jugendwaldheim.
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Kleiner Wendekreis.
Große Möglichkeiten.
Der neue Mercedes-Benz Unimog U 20.

Zehn Jahre Mercedes-Benz Econic: Als echtes Spezialfahrzeug
für den Kommunal-, Sammel- und Verteilerverkehr brachte
der Mercedes-Benz Econic bei seiner Erstvorstellung 1998 auf
der „Entsorga“ all die Eigenschaften mit, die für Fahrzeuge
vieler Branchen damals erwartet wurden: ein Niederflurfah-
rerhaus für rasches Ein- und Aussteigen und Raum für bis zu
vier Sitzplätze. Mittlerweile zeigt sich der Econic mit neuem
Kühlergrill, er verfügt über eine verstärkte Hinterachse, Moto-
ren bis 240 KW (326 PS) und auf Wunsch auch Gasantrieb.

Zehn Jahre
Mercedes-Benz Econic

1998 erstes Niederflurfahrzeug von Mercedes-Benz - Kontinuierliche
Absatzsteigerung - Als Müllsammelfahrzeug mit Gasantrieb etabliert

Als echtes Spezialfahrzeug für den Kommunal-, Sammel- und
Verteilerverkehr brachte der Mercedes-Benz Econic bei seiner
Erstvorstellung 1998 auf der „Entsorga“ all die Eigenschaften
mit, welche für Fahrzeuge vieler Branchen damals erwartet
wurden: für Entsorgungsfahrzeuge genauso wie für Feuerwehr-,
Flughafen-, Tankfahrzeuge, Möbeltransporter, Milchsammler
oder Heizölverteiler. Das Niederflur-Fahrerhaus mit bis zu vier
Sitzplätzen bot erstmals die Voraussetzungen für rasches Ein-
und Aussteigen und genügend Raum für den Fahrer eines Müll-
sammelfahrzeugs und seiner Besatzung. Mit rund 8000 Einhei-
ten in zehn Jahren hat sich der Econic eine hervorragende
Marktposition erarbeitet und ist längst das Maß der Dinge in
seinem Wettbewerbsumfeld.

Diese Erfolgsgeschichte konn-
te dank regelmäßiger Modell-
pflegemaßnahmen und optimier-

reichen Neuerungen, unter ande-
rem einer tragfähigeren Hinter-
achse, Spiegeln, die mit größe-

Liter Volumen. Alternativ zum
Diesel gibt es den Econic auch
mit Erdgasantrieb. Der Erdgas-
motor M 906 LAG leistet aus
6,88 Liter Hubraum 205 kW
(279 PS). Die Kraftübertragung
übernimmt jeweils ein Sechs-
gang-Automatik-Getriebe von
Allison.

Geräuscharmut

Lkw von Entsorgungsunter-
nehmen, der Feuerwehr, auf
Flughäfen oder als Getränke- und
Tankfahrzeug sind überwiegend
in dicht besiedelten und damit
emissionsempfindlichen Gebie-
ten unterwegs. In Verbindung mit
Erdgasantrieb ist der Econic so-
gar nach dem Abgasstandard
EEV zertifiziert. Er unterschreitet
damit bereits jetzt die erst ab dem
Jahr 2009 gültigen Grenzwerte
von Euro 5. Die Emissionen des
Econic mit Erdgasantrieb enthal-
ten nahezu keine Feinstäube und
Partikel.Als weiteres Plus kommt
die Geräuscharmut des Gasan-
triebs hinzu.

Wurde der Econic mit Gasan-
trieb bisher vor allem als Müll-
sammelfahrzeug eingesetzt, so
steht er ab 2008 auch als Sattel-
zugmaschine und als Fahrgestell
für Kofferaufbauten zur Verfü-
gung. Die ersten Fahrzeuge wer-
den im Segment Verteilerverkehr
und City-Logistik bei der nieder-
ländischen Spedition VOS bzw.
bei TESCO in London eingesetzt.

Kaum Feinstäube
bei Erdgasantrieb

Erdgas verbrennt dank seiner
hohen Oktanzahl wesentlich
„weicher“ als Benzin oder Die-
sel. Daher sind die Fahrzeuge
um einiges leiser als ein Benzi-
ner oder gar Diesel. Erdgas so-
wie flüssiges Erdgas (LNG = Li-
quefied Natural Gas) wird in
Verbrennungsmotoren nahezu
rückstandsfrei verbrannt: bis zu
25 Prozent weniger Kohlendio-
xid als ein Benziner, bis zu 99
Prozent weniger Rußpartikel als
ein Diesel. Weil Erdgasautos so
sauber sind, werden sie mittler-
weile auch kräftig gefördert.
Erdgas wird in Deutschland mit
80 Prozent weniger als dem übli-
chen Mineralölsteuersatz bela-
stet. Der höhere Anschaffungs-
preis der Erdgasfahrzeuge hat
sich damit meist schnell amorti-
siert. Die Steuervergünstigung
ist im Gegensatz zum Biodiesel

bis zum Jahr 2020 festgeschrie-
ben. Hinzu kommt, dass die
Stadtwerke und Gasversorger
nahezu jeden Monat neue Erdga-
stankstellen einrichten.

Econic fährt auch
mit Bio-Diesel

Vom hohen technologischen
Stand der Dieselmotoren profi-
tiert auch der Econic. Sauberer
denn je sind die Dieselaggregate
der Baureihe 900, die auch in
Axor und Atego verwendet wer-
den. Die Zukunftsfähigkeit der
SCR-Abgastechnik (Selective
Catalytic Reduction) beweist
sich Tag für Tag mit Lkw-Neu-
zulassungen bereits nach dem
Abgasstandard Euro 5, der erst
ab 2009 gilt.

Diese Motoren sind ohne Um-
rüstung auch für Biodiesel ge-
eignet. Daimler macht allerdings
zur Auflage, dass es sich um
„FAME“ (steht für „Fettsäure-
methylester“) handelt, der die
DIN E 51606 erfüllt. Außerdem
sind geeignete Motorenöle zu
verwenden und insbesondere
wesentlich kürzere Wechselin-
tervalle bei Motoröl, Öl- und
Kraftstoff-Filter zu beachten.

Vielseitige Einsatz-
Möglichkeiten

Der Mercedes-Benz Econic ist
nicht nur für den Einsatz als
Kommunalfahrzeug prädesti-
niert. Dank seines durchdachten
Fahrerhaus-Konzepts mit durch-
gehend ebenem Boden auf ei-
nem abgesenkten Rahmenvor-
derteil sowie des insgesamt nied-
rigen Rahmens mit nur 874 mm
Höhe eignet er sich ebenfalls für
Einsätze bei der Feuerwehr, im
Flughafen-Bodendienst, als Ge-
tränkefahrzeug, bei Heizölliefe-
rungen, Tanktransporten und
auch im Einsatz „unter Tage“.

Wendig und effizient

Der Mercedes-Benz Econic
verfügt serienmäßig über eine
Voll-Luftfederung. Die elektro-
nisch-hydraulisch gelenkte Nach-
laufachse mit progressiv arbei-
tender Lenkung der dreiachsigen
Variante des Econic tragen in
puncto Wendigkeit und Effizienz
einen nicht unerheblichen Teil
zur Ergonomie bei. Der Rahmen
des Econic ist gewichtsoptimiert
und äußerst robust. Da keine
Bauteile über die Rahmenober-
kante hinausragen, eignet er sich
für fast jede Art von Aufbauten.

Traditionell arbeitet Mercedes-
Benz eng mit derAufbautenindu-
strie zusammen, so dass der Kun-
de ein maßgeschneidertes Fahr-
zeug erhält, das auf seine ganz
speziellen Transportbedürfnisse
zugeschnitten ist und ihm denAr-
beitsalltag erheblich erleichtert.

Zu jeder Jahreszeit erledigt der Mercedes-Benz Unimog der
Baureihe U 300 - U 500 seinen Dienst in der Kommune. Im Bild
ein Unimog mit Mulag-Profi-Mäheinheiten. Ausgestattet mit
der innovativen Mähtür und Drehsitz sind mit dieser Geräte-
kombination außergewöhnliche Mähleistungen im Zwei-
Mann-Betrieb möglich. Die Mähkombination besteht aus ei-
nem Randstreifenmäher und einem auf der Unimog-Pritsche
montierten Böschungsmäher.

Hydrostatischer Fahrantrieb:

Optimale Nutzung
An Fahrer im Arbeitseinsatz werden höchste Anforderungen
gestellt. Wie gut, dass der Unimog mit Hydrostat bei Mähar-
beiten für optimale Entlastung sorgt.

Der Einsatz des hydrostati-
schen Fahrantriebs hat folgende
Vorteile: Der Unimog fährt fast
wie von selbst. Mit dem hydrosta-
tischen Fahrantrieb des Merce-
des-Benz Unimog genügen weni-
ge Handgriffe und man erfährt
die stufenlose Anpassung der Ar-
beitsgeschwindigkeit bei kon-
stanter Motor- und Zapfwellen-
drehzahl. So kann sich der Fahrer
besser auf seine Mäheinsätze
konzentrieren.

Dies hat im wahrsten Sinne
Hand und Fuß – schließlich kann
der Fahrer nun selbst entscheiden,
ob er beim Arbeitseinsatz die
Fuß- oder Handbetätigung wählt.
Die Umstellung auf das Handbe-
dienteil macht sich jedoch be-
zahlt: durch feinfühlige und ruck-
freie Beschleunigung bzw. Ver-
zögerung, durch exakt definier-
te Geschwindigkeit sowie durch
Einstellen einer Basisgeschwin-
digkeit. Soll diese erhöht werden,
muss nur wieder das Fußpedal
betätigt werden.
Die Bedienung ist einfach: Die
Drehzahl ist wie gewohnt über
das Handgas einzustellen, die
Basisgeschwindigkeit über das
Handrad am Handbedienteil. Mit
dem Fußgas kann die Geschwin-
digkeit je nach Bewuchsdichte
zeitweise erhöht werden.

Hier der besondere Tipp für den
Unimog-Fahrer: Um den Unimog
anzuhalten, muss einfach nur der
Schalter umgelegt werden. Ein-
fach den Kippschalter am Hand-
bedienteil auf „Null“ stellen und
der Unimog hält an. So ist kein
Zurückdrehen der Geschwindig-

keit am Einstellrad nötig. Beim
Rückwärtsfahren wiederum gilt:
Schalter auf Pfeil nach unten
stellen und der Unimog fährt mit
vorgewählter Geschwindigkeit
rückwärts. So kann schnell die
Fahrtrichtung gewechselt und
die Kupplung geschont werden.
Die Fahrtgeschwindigkeit bleibt
gespeichert. So macht das Ar-
beiten Spaß.

ter Produktmerkmale, die der
Kunde nachfragte, erzielt wer-
den. So wurden bereits im Laufe
des Markteinführungsjahres hy-
draulisch gelenkte Vor- und
Nachlaufachsen angeboten, 2001
wurde die Antriebsvariante 6x4
eingeführt, 2002 folgte der Eco-
nic mit Gasantrieb, 2003 feierte
der Econic mit 240 kW (326 PS)
Premiere. 2004 wurde die An-
triebsvariante 8x4/4 (8 Räder,
davon vier angetrieben und vier
gelenkt) in den Markt eingeführt.

Zahlreiche Neuerungen

Im Jahr 2005 rollte dann der
5000. Econic in Wörth vom
Band, wohin die Produktion
2003 von der NAW in Arbon
(Schweiz) verlagert wurde. 2006
präsentierte sich der Econic auf
der IAA in Hannover mit zahl-

rem Sichtfeld den toten Winkel
eliminieren und neuen Instru-
menten am Fahrerarbeitsplatz,
die unter anderem die aktuelle
Achslast anzeigen.

Motoren auf hohem
technischen Niveau

Den Econic gibt es als Zwei-,
Drei- und Vierachser mit 18, 26
und 32 Tonnen zulässigem Ge-
samtgewicht. Den Antrieb über-
nehmen Reihen-Sechszylinder-
Motoren der Baureihe 900. Ne-
ben dem OM 906 LA in den Lei-
stungsstufen 175 kW (238 PS)
und 210 kW (286 PS) kommt
seit 2003 auch der OM 926 LA
mit 240 kW (326 PS) zum Ein-
satz. Alle Econic mit Dieselmo-
tor - sie erfüllen serienmäßig
Euro 5 - erhalten einen Kraft-
stofftank aus Aluminium mit 200

Feuerwehr in Oberfranken:

Großes Engagement
„Die oberfränkischen Feuer-

wehrleute sind bestens ausgebil-
det und hoch motiviert. Drei
staatliche Feuerwehrschulen bie-
ten zusammen mit der Regierung
von Oberfranken ein breites Fort-
bildungsangebot.“ Wie Regie-
rungspräsident Wilhelm Wenning
hervorhob, überstiegen die Schu-
lungswünsche der oberfränki-
schen Floriansjünger dabei die
Platzzahl bei weitem.

Vergangenes Jahr rückten die
Freiwilligen Feuerwehren Ober-
frankens zu insgesamt 11.953
Einsätzen aus. Technische Hilfe-
leistungen - vor allem nach Ver-
kehrsunfällen und im vergange-
nen Jahr auch viele Hilfeleistun-
gen nach Unwettern und Stürmen
- standen dabei an erster Stelle
(7.870 Einsätze). Zur Brandbe-
kämpfung rückten die Feuerweh-
ren 1.501 Mal aus, wobei u. a. 82
Großbrände zu bewältigen wa-
ren. Insgesamt leisten 40.370
Feuerwehrangehörige in Ober-
franken zum Wohle ihrer Mitbür-
ger aktiven Dienst. DK
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Freude über den glanzvollen Auftakt der Rieser Kulturtage in
der Mehrzweckhalle Marktoffingen. Von links: Der Präsident
des Bayerischen Genossenschaftsverbandes, Leonhard Dunst-
heimer, Landrat Stefan Rößle, Kreisheimatpfleger Herbert
Dettweiler, Rektor Hermann Kucher, der Kulturtage-Vor-
stand, Bürgermeister Dr. Wulf-D. Kavasch, der zehnjährige
Benedikt Kart (für seinen Rap „Moses“ stürmisch gefeiert),
Oberbürgermeister Hermann Faul, Nördlingen, Dr. Ruth Kili-
an, Oberbürgermeister Armin Neudert, Donauwörth, Bürger-
meisterin Marlies Häfner, Marktoffingen. Text und Bild:-jdt-

Georg Kronawitter.

Bezirk Oberfranken:

Kreativer Weg in der
Kinderkulturarbeit
Novum in Bayern: Regionaler Museumsführer

für Kinder

Die Servicestelle für Museen des Bezirks Oberfranken präsen-
tiert seit kurzem einen regionalen Kinder-Museumsführer, der
Kindern ab fünf Jahren Lust auf die oberfränkischen Museen
machen soll. Das Besondere daran ist, dass ein Außerirdischer
von Museum zu Museum reist und Wissenswertes über Ober-
frankens Kultur vermittelt.

Der blaue Reisende vom an-
deren Stern namens Kasdawas
hat eine besondere Gabe, kann
er doch mit Gegenständen spre-
chen. Er unterhält sich mit den
Museumsobjekten und erfährt
im Gespräch eine Menge in-
teressanter Details. In dem rund
140 Seiten starken Museums-
führer spricht Kasdawas mit
Gemälden, alten Krügen, Blech
spielzeug und vielen ande-
ren Exponaten oberfränkischer
Museen. Der niedliche Außerir-
dische führt in einer spannen-
den Geschichte durch den Mu-
seumsführer und vermittelt in
kindgerechter Weise Wissens-
wertes über Oberfrankens Mu-
seen.

Spenden der Sparkassen

Als erste bayerische Instituti-
on gibt der Bezirk Oberfranken
mit seiner Servicestelle für Mu-
seen einen regionalen Mu-
seumsführer heraus, der sich
speziell an Kinder richtet.
Durch die Mitarbeit von 60 Mu-
seumsleitern und eine großzügi-
ge Spende des Sparkassenver-
bandes Bayern sowie der ober-
fränkischen Sparkassen in Höhe
von 23.500 Euro konnte dieses
ehrgeizige Projekt verwirklicht
werden.

Kreativer Weg

Laut Bezirkstagspräsident Dr.
Günther Denzler „müssen im-
mer wieder neue und kreative
Wege gegangen werden, um
schon die Kleinsten für unsere
Geschichte und Kultur zu be-
geistern“. Mit dem Museums-
führer werde dies zu einem gu-
ten Stück gelingen. Die Autorin
des Buches und Erfinderin von
Kasdawas, Barbara Christoph,
erklärte, dass es bei einem Mu-
seumsführer nicht bleiben soll.
Kasdawas werde zukünftig zum
festen Markenzeichen der Kin-
derkulturarbeit des Bezirks
Oberfranken und ein Qualitäts-

siegel für weitere kinderorien-
tierte Projekte. Damit soll zu-
sätzlich auch die Vernetzung
und Zusammenarbeit der ober-
fränkischen Museen vorange-
trieben werden. Die neue Ho-
mepage „kasdawas.de“ sei ein
wichtiger Schritt in diese Rich-
tung. Hier fänden Kinder und
Eltern Hinweise auf kindgerech-
te Veranstaltungen in Museen.

Der Kindermuseumsführer
„Kasdawas erkundet Museen in
Oberfranken“ ist für 9,50 Euro
im oberfränkischen Buchhandel
und in den Museen erhältlich.
Zusätzlich kann er auf der Inter-
netseite www.kasdawas.de und
beim Bezirk Oberfranken be-
stellt werden. DK

Ozapft is!
Regensburg (osr). Zum „Tag des Bieres“ am 23. April lässt
sich die Regensburger Brauerei Bischofshof alle Jahre et-
was Besonderes einfallen. Heuer hatte sie am Vorabend
20 neu gewählte Bürgermeister aus dem Landkreis Re-
gensburg zum Anzapf-Kurs eingeladen, um sie den richti-
gen Umgang mit Schlegel und Zapfhahn üben zu lassen.

Die Rathaus-Chefs wurden von Spezialisten der Brauerei in die
Geheimnisse des Anzapfens eingewiesen, damit sie sich bei den
Volksfesten in ihren Gemeinden nicht blamieren. Sie erhielten
wertvolle Tipps, wie sie bei dieser wichtigen Tätigkeit Über-
schwemmungen vermeiden können. Größere Probleme hatte bei
diesem Spezial-Seminar keiner der Teilnehmer. Manche schafften
es mit zwei oder drei Schlägen, andere mussten mehr als 15 Mal
zuschlagen, bis der Hahn richtig saß. Aber Bierseen konnten so-
wieso nicht entstehen, denn die meisten Holzfässer waren zum
Üben mit Wasser gefüllt. Wie viele Schläge auch immer – am En-
de konnten alle Teilnehmer freudig ausrufen: „Ozapft is!“

Rieser Kulturtage:

Gestärkte Heimatliebe
Landrat Stefan Rößle: Hervorragendes

Gegengewicht gegen weltweite Einheitskultur

Nördlingen/Marktoffingen. Eine vielseitigeAttraktivität prägt die
rund 170 Veranstaltungen der l7. Rieser Kulturtage 2008. Der
1.Vorsitzende des Trägervereins, Dr. Wulf-Dietrich Kavasch (bei
der Kommunalwahl auch zum 1. Bürgermeister seiner Heimatge-
meinde Hohenaltheim gewählt), würdigte während der Auftakt-
veranstaltung in Marktoffingen die ungewöhnliche Erfolgsge-
schichte der 1976 begründeten Kulturtage. Landrat Stefan Rößle
betonte die herausragende Bedeutung der Stärkung der Heimat-
liebe durch die Rieser Kulturtage, die sich auch auszeichneten
durch die hervorgehobene Mitwirkung der Jugend.

Viel Anerkennung gibt es für
das große ehrenamtliche Engage-
ment auch von den beiden
Schirmherrn, den Ministerpräsi-
denten Dr. Günther Beckstein
(Bayern) und Günther H. Oettin-
ger (Baden-Württemberg), deren
Grüße und Glückwünsche beim
Auftakt in der Mehrzweckhalle
Marktoffingen Dr. Kavasch über-
mittelte. Herausgestellt wurde die
Kreativität der heimischen Kul-
turschaffenden.

Jaumanns Verdienste

Unvergesslich nannte Dr. Ka-
vasch die großen Verdienste des
Rieser Bauernsohnes und Bayeri-
schen WirtschaftsministersAnton
Jaumann. Er habe die Rieser Kul-
turtage 1976 aus der Taufe geho-
ben. Das „großartige Programm“
lobte Bürgermeisterin Marlies
Häfner. Hingewiesen wurde auf
bedeutende Fundstätten im „Na-
tionalen Geopark Ries“ in dem
Gemeindebereich von Marktoff-
ingen.

Familienfreundlicher Kreis

Die besondere Dankbarkeit des
Landkreises Donau-Ries für die
herausragende Förderung der tie-
fen Verwurzelung in der Heimat
und die Vermittlung eines dan-
kenswerten Gegengewichts ge-
gen eine „weltweite Einheitskul-
tur“ sagte Landrat Stefan Rößle
dem verdienstreichen Wulf-D.
Kavasch und seinen Mitstreitern.

Gestärkt werde auch der gute
Ruf von „Donau-Ries als famili-
enfreundlicher Landkreis“. Sei-
nem herzlichen „Vergelt’s Gott“
fügte Rößle an, der finanzielle
Zuschuss des Kreises in, Höhe
von 13000 Euro sei „gut ange-
legt“.

„Leuchtturm“ Kavasch

In Vertretung von Landrat
Klaus Pavel vom württembergi-
schen Nachbarkreis Ostalb dank-
te Werner Hubel, dem Vorsitzen-
den Kavasch den Ehrentitel eines
kraftvoll ausstrahlenden „Leucht-
turmes“ verleihend.

Ein Glanzlicht im Programm
war der Auftritt der Kinder der
Grundschule Marktoffingen-Mai-
hingen. Hier gab es Sonderap-
plaus für Rektor Hermann Ku-

cher und für die Schülerinnen und
Schüler, die zum Teil inzwischen
an die Realschule Maria Stern
bzw. an das Gymnasium Nördlin-
gen gewechselt sind. An dem
„fulminanten Auftritt“ (Landrat
Rößle) waren beteiligt mit dem
Jodler „Wenn’s rengalat“ Julian
Christ, Magdalena Scherer und
Benedikt Kart und mit dem Lied
„Komm lieber Mai“ Miriam
Rutz. Hinzu kamen der Mundart-
Rap „Res, Res...“ und eine Huldi-
gung an die „schöne Jahrszeit“.

Fernsehreifer Rap

Begeistert gefeiert wurde der
zehnjährige Benedikt Kart für
den fernsehreifen Rap „Moses“
aus dem „Christlichen Kabarett
Nimm 2“. Hier war spürbar die
positiveAtmosphäre nicht nur der
Schule, sondern auch der kirch-
lich stark engagierten Familie, der
Eltern Thomas und Simone Kart
und zwei weiteren Geschwistern
von Benedikt, Miriam und Maria.

Geprägt wird der „Kulturtage-
Marathon“ u.a. von zahlreichen
Ausstellungen, Bildender Kunst,
Kirchlichem Leben, Beiträgen zu
Geschichte, Handwerk, Land-
wirtschaft, Volkskunde und der
Schulen.

Ein Höhepunkt wird am
Pfingstsamstag, 10. Mai, 16 Uhr,
in der Klosterkirche Auhausen
bei Oettingen der große gemein-
same ökumenische Gottesdienst
mit dem Bischof von Eichstätt,
Gregor Maria Hanke OSB (in
dessen Diözese der nordöstliche
Teil des Kreises Donau-Ries, mit
dem Wallfahrtsort Wemding,
reicht) und dem „evangelischen
Regionalbischof Ernst Öffner,
Augsburg.

Internationale
Rosetti-Festtage

In Verbindung mit den Rieser
Kulturtagen stehen die „9. Roset-
ti-Festtage im Ries“ vom 4. bis 9.
Juni 2008, unter dem Protektorat
von Moritz Fürst zu Oettingen-
Wallerstein. Veranstalter ist die In-
ternationale Rosetti-Gesellschaft
e.V.. Sie wurde l992 gegründet
und zählt rund 160 Mitglieder in
Deutschland, der Schweiz, Öster-
reich, Frankreich, der Tschechi-
schen Republik, Großbriannien,
den USAund Japan.

Das Werk Rosettis (1750-
1792) wird von Experten auf ei-
ne Stufe mit Haydn und Mozart
gestellt. Gewürdigt wird die
Förderung des Künstlers Anto-
nio Rosetti durch die Fürsten
Oettingen. Kammermusik- und
Orchesterkonzerte finden in den
Schlössern Amerdingen (Auf-
takt am 4. Juni, 20 Uhr), Kap-
fenburg, Reimlingen, Oettingen
und Baldern sowie im Kaiser-
saal der ehemaligen Abtei Kais-
heim und auf Meyers Keller in
Nördlingen statt.

Georg Kronawitter im Juni 1993
nach über 15 Jahren Oberbürger-
meisteramt sein Ausscheiden
ankündigte und Christian Ude
schließlich zu seinem Nachfolger
gewählt wurde, waren sich nicht
nur seine Parteifreunde darin ei-
nig, dass insbesondere Kronawit-
ters Einsatz für die kleinen Leute
und dem frühen Gespür für die
ökologischen Dimensionen der
Stadtpolitik Respekt zu zollen ist.

Zu einem inhaltlichen Konflikt
mit Christian Ude kam es Jahre
später, als Kronawitter das Hoch-
haus-Bürgerbegehren anzettelte.
Gegen die Position des amtieren-
den OB war Kronawitter sieg-
reich. Der angenommene Bürge-
rentscheid hat zur Folge, dass in
München keine Hochhäuser mehr
gebaut werden dürfen, die höher
als die Frauenkirche (99 m) sind.
1993 wurde Kronawitter zum Eh-
renbürger der Stadt München er-
nannt. Bereits 1978 hatte er die
Ludwig-Thoma-Medaille für Mut
und Zivilcourage erhalten. DK

Georg Kronawitter zum 80. Geburtstag:

Kämpfer für mehr
soziale Gerechtigkeit

Am 21. April feierte der Münchner Alt-Oberbürgermeister Ge-
org Kronawitter seinen 80. Geburtstag. Sich selbst bedachte er
aus diesem Anlass mit einer eigenen Homepage im Internet,
auf der neben seinen Lebensstationen auch eine „ungehaltene
Rede“ zum Geburtstagsfest, das die SPD in München zu seinen
Ehren veranstaltet hat, veröffentlicht ist. Die Botschaft des Alt-
OB, der sich stets für die soziale Gerechtigkeit eingesetzt hat:
Die Sozialdemokraten müssen ihr Augenmerk wieder auf die
„kleinen Leute“ richten.

„Ein Spitzenpolitiker muss ab-
wägen können: Was ist zentral
und was ist nebensächlich? Aber
das Wesentliche ist nicht immer
das Grösste! Oft sind die kleinen
Dinge die wichtigeren Symbole“,
betont Kronawitter, der von 1972
bis 1978 sowie von 1984 bis
1993 das Amt des Münchner OB
ausübte. Seine größte Leistung
bestand darin, Nach-Nachfolger
von sich selbst zu werden: Er er-
kämpfte sich die Wiederaufstel-
lung als SPD-OB-Kandidat für
1984, schlug den amtierenden
CSU-Rathauschef Erich Kiesl in
der Stichwahl mit 58 Prozent und
holte für die SPD als Einzel-
kämpfer den Oberbürgermeister-
posten zurück.

Die Sensation war perfekt. Nie
zuvor wurde in einer großen
bayerischen Stadt der amtierende
Oberbürgermeister aus dem Sattel
gehoben; niemals zuvor wurde
ein Oberbürgermeister Nachfolger
seines Nachfolgers. 1990 schließ-
lich etablierte Kronawitter ein rot-
grünes Bündnis in München, das
bis heute Bestand hat. Im selben
Jahr machte er Christian Ude zum
Bürgermeister und baute ihn als
seinen Nachfolger auf.

„Stadt im Gleichgewicht“

Georg Kronawitter, in Ober-
thann im Landkreis Pfaffenhofen
geboren, zog nach seiner Lehrer-
tätigkeit 1966 alsAbgeordneter in
den Bayerischen Landtag ein.
1970 wurde er nach seiner Wie-
derwahl stellvertretender Frakti-
onsvorsitzender. Bei den Kom-
munalwahlen 1972 wurde der
SPD-Politiker mit 55,9 Prozent
der gültigen Stimmen zum Mün-
chner OB gewählt. SeineAntritts-
rede als Stadtoberhaupt stellte er
damals unter das Motto „Mensch-
lichkeit vor Rendite“. Ungeachtet
bitterer Flügelkämpfe in seiner
Partei, die ihn 1978 zum Verzicht
auf eine erneute OB-Kandidatur
veranlassten, wurden in der ersten
Amtszeit Kronawitters u. a. der
Westpark mit 60 Hektar Fläche
beschlossen, die Internationale
Gartenbauausstellung IGA 1983
nach München geholt und knapp
66.000 neue Wohnungen gebaut.
Ein neuer Stadtentwicklungsplan
„Stadt im Gleichgewicht“ sprach
sich 1975 zudem für eine Ent-
wicklung nach polyzentrischem
Konzept aus.

Die erste Hälfte seiner zweiten,
1984 begonnenen Amtszeit, wur-
de bestimmt von einer Kurskor-
rektur, galt es doch nunmehr, „be-
sonders darauf bedacht zu sein,
die Lebensgrundlagen unserer

Stadt für die nachfolgenden Ge-
nerationen zu erhalten“, wie Kro-
nawitter es beschrieb. Stadtpolitik
müsse aber auch „entschlossen
und erkennbar zum Anwalt jener
werden, die es schwerer haben als
andere“. Konkret bedeutete dies
die Rettung von Grünflächen, Er-
haltungssatzungen gegen die
Wohnungsspekulation sowie den
Schutz der Wohnviertel vor dem
Autoverkehr.

Umgeschichteter Haushalt

Kronawitters dritte OB-Wahl
im Jahr 1990 wurde mit siegrei-
chen 61,6 Prozent die erfolgreich-
ste. Nach dem Motto „Wir planen
unsere Stadt für Kinder, nicht für
Autos“ wurde der Haushalt um-
geschichtet - zugunsten von Kin-
dertagesstätten und zu Lasten auf-
wändiger Verkehrsbauwerke. Als

Pretzfeld hat
wieder sein

Rathaus
Der rund 2600 zählende

Markt Pretzfeld mit seinen
14 Dörfern und Weilern hat
wieder sein Rathaus. Recht-
zeitig vor Ende seiner sechs-
jährigen Amtszeit konnte
Bürgermeister Erhard Mül-
ler das gelungene Herzstück
das Marktes der Bürger-
schaft übergeben.

Die Kosten der General-
sanierung sowie des Um-
baus und der Zusatzbauten
belaufen sich auf 840.000
Euro. fpo
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Von links: CSU-Bezirksvorsitzender Joachim Herrmann, MdEP
Dr. Ingo Friedrich, MdL Hans Herold (örtlicher Stimmkreisab-
geordneter), Bundeswirtschaftsminister Michael Glos.

Politik am Dreifrankenstein
Drei-Franken-Treffen der CSU wieder

mit hochkarätigem Aufgebot

„Wir wollen keine hessischen oder Hamburger Verhältnisse –
lassen Sie uns gemeinsam dafür sorgen, dass eine klare Mehr-
heit in Bayern erhalten bleibt“, so der mittelfränkische CSU-
Bezirksvorsitzende Joachim Herrmann beim diesjährigen
Drei-Franken-Treffen der CSU mit neuer Rekordbeteiligung.

Wie Joachim Herrmann ging
am „Tag der Arbeit“ auch Bun-
deswirtschaftsminister Michael
Glos auf die positive Entwick-
lung am Arbeitsmarkt ein. Die
Union hätte dafür in Berlin und
München die Weichen richtig
gestellt und entsprechende Rah-
menbedingungen geschaffen.
Sie zeigten sich zuversichtlich,
dass dieser Einsatz bei den
Menschen auch angekommen
ist und im Herbst bei den Land-
tags- und Bezirkstagswahlen
honoriert werde.

Intensiver Austausch

Die fast 600 anwesenden Be-
sucher widersprachen nicht und
nutzten die Gelegenheit zum in-
tensiven Gedankenaustausch
mit den zahlreich anwesenden
CSU-Politikern aller Ebenen.
Intensiv diskutiert wurde zum
Beispiel mit den Europaabge-
ordneten Dr. Ingo Friedrich und
Dr. Anja Weisgerber, Verteidi-
gungs-Staatssekretär Christian
Schmidt, Staatsminister Eber-
hard Sinner, einer ganzen Reihe
weiterer Abgeordneter, sowie
Bezirkstagspräsident Richard
Bartsch, der die Grüße von Mi-
nisterpräsident Dr. Günther
Beckstein überbrachte.

Musik und Andacht

Am Dreifrankenstein inmit-
ten der Flur am Schnittpunkt
der drei fränkischen Regie-
rungsbezirke in der Nähe von
Burghaslach kam, unterstützt
vom Jugendorchester der Ka-
pelle 3-Franken-Eck, auch das
Musizieren nicht zu kurz: Die
Familie Vierengel hatte wieder
einen neues Lied komponiert
und katholische und evangeli-
sche Pfarrer hielten am Feiertag
Christi Himmelfahrt eine ge-
meinsame kurze Andacht.

Keine „Urwälder
von morgen“

Mit dabei waren zum zweiten
Mal und mit Transparenten aus-
gerüstet die Gegner des Natio-
nalparks Steigerwald. Ihnen
ging es um den Erhalt des im
Jahr 1973 geschaffenen Natur-
parks Steigerwald in seiner jet-
zigen Form. Sie wollen keine
„Urwälder von morgen“, son-
dern den Naturpark als „Bei-
spiel einer gelungenen Symbio-
se zwischen Schutz und Nut-
zung der Natur“ erhalten wis-
sen. Keinen Grund, daran etwas
zu ändern, sah auch der Bayeri-
sche Innenminister Joachim
Herrmann: „Wir sind stolz auf
den Naturpark und so soll es
auch bleiben.“

Keine künstlichen
Gegensätze schaffen

Für Bundesminister Michael
Glos kann die Landschaft nur im
Einvernehmen mit den Men-
schen erhalten werden, die dort
wohnen. Der unterfränkische
CSU-Bezirksvorsitzende plä-
dierte dafür, keine künstlichen
Gegensätze zu schaffen zwi-
schen denjenigen, die die Natur
schützen und denjenigen, die die
Natur nutzen wollen.

Lanze für Strukturpolitik

MdB Thomas Silberhorn, der
für die oberfränkische CSU
sprach, brach eine Lanze für ei-
ne intensive Strukturpolitik zu
Gunsten des ländlichen Rau-
mes. Diese müsse über die Me-
tropolregionen hinausreichen,
denn „nur gemeinsam, im
ganzen ländlichen Raum und in
Partnerschaft mit dem Mittel-
stand können wir für die dort
wohnenden Menschen etwas er-
reichen“.

„Bäuerliche Direktvermarktung
im Landkreis Cham“

„100 Prozent Landkreis Cham“ präsentiert das Landratsamt
Cham noch bis Ende September in der Schalterhalle der Kfz-
Zulassungsstelle. Auf Schautafeln und in Vitrinen stellen sich
die Betreiber der Bauernmärkte in Cham, Bad Kötzting und
Roding vor. Bei der Ausstellungseröffnung meinte Landrat
Theo Zellner (Bild links mit dem Vorsitzenden des Bauern-
marktvereins Cham, Martin Hofstetter): „Auf unseren Bau-
ernmärkten werden ausschließlich gesunde Lebensmittel an-
geboten, die von einheimischen Betrieben auf heimischen Bö-
den und in heimischen Ställen erzeugt werden. 100 Prozent
Landkreis Cham eben!“ Zellner dankte den bäuerlichen Di-
rektvermarktern für ihren Beitrag zum Regionalbewusstsein.
An die Kunden appellierte er: „Mit Ihrem Einkauf auf den
Bauernmärkten im Landkreis stärken Sie nicht nur die regio-
nale Landwirtschaft, sondern tragen auch zum Erhalt der Kul-
turlandschaft und Umwelt bei.“

CSU-Arbeitskreis Große Städte in Bayern:

Erforderlicher
Umdenkungsprozess

Rudolf Eberwein neuer Vorsitzender

Im Rahmen des CSU-Arbeitskreises Große Städte in Bayern“ in
Bamberg kamen 18 Teilnehmerinnen und Teilnehmer aus den
Mitgliedsstädten Aschaffenburg, Bamberg, Bayreuth, Erlangen,
Fürth, Hof, Ingolstadt, Nürnberg, Regensburg und Rosenheim
zum Informationsaustausch und zurAnalyse der Kommunalwahl
zusammen. Weitere Schwerpunkte waren die Situation kommu-
naler Bäder und die Entwicklungen auf dem Energiemarkt.

Die Fraktionsvorsitzenden,
Fraktionsgeschäftsführer und
Stadträte legten die Situation der
CSU-Fraktionen nach den Wahl-
en in den einzelnen Städten dar.
„Wir waren uns darin einig, dass
ein Umdenkungsprozess inner-
halb der CSU nötig ist, um den
politischen Auftrag der CSU in
den bayerischen Großstädten
auch in Zukunft zu erfüllen“, fas-
ste der scheidende Vorsitzende
des Arbeitskreises, Stadtrat Franz
Schlegl aus Regensburg, dieAna-
lyse zusammen. Die CSU müsse
sich den sich verändernden Le-
benswirklichkeiten in den Städten
stellen.

Sachpolitik hat Priorität

Der Wählerwille sei entschei-
dend und damit habe die Sachpo-
litik Priorität. Denkverbote dürfe
es hinsichtlich der Zusammenar-
beit mit anderen Parteien keine
geben. Allerdings müssten diese
Gruppierungen auf demokrati-
schem Boden stehen. Parteien aus
dem rechten und linken Spektrum
müssten von einer Zusammenar-
beit ausgeschlossen bleiben.

Der bisherige Vorsitzende des
bayerischen CSU-Städtegremi-
ums, Franz Schlegl, gab seinAmt
ab, da er im Mai nach 36 Jahren
auch seine Tätigkeit im Regens-
burger Stadtrat aufgibt. Seit 2003
hatte er den Arbeitskreis mit viel
Engagement geleitet und die Ver-
bindung der CSU-Fraktionen der

verschiedenen Städte untereinan-
der gefördert.

Als Nachfolger wurde ein-
stimmig Rudolf Eberwein ge-
wählt. Eberwein gehört seit 24
Jahren dem Stadtrat von Re-
gensburg an, davon 20 Jahre
dem Fraktionsvorstand der
CSU. Derzeit hat er noch bis
Mai kommissarisch den Frak-
tionsvorsitz inne. Die Ge-
schäftsführung des Arbeits-
kreises bleibt weiterhin bei Sil-
via Gross, die zugleich Ge-
schäftsführerin der CSU-Frak-
tion Regensburg ist.

Gründung vor 30 Jahren

Der „CSU-Arbeitskreis Große
Städte in Bayern“ wurde vor 30
Jahren in Erlangen gegründet und
dient dem Erfahrungsaustausch.
Geleitet wurde er unter anderem
vom Erlanger Bürgermeister
Gerd Lohwasser und dem derzei-
tigen Innenminister Joachim
Herrmann. Ihnen folgten der
Nürnberger Bürgermeister Kle-
mens Gsell sowie der Regensbur-
ger Stadtrat Franz Schlegl. Die
fünfzehn Mitgliedsstädte sind
Aschaffenburg, Augsburg, Bam-
berg, Bayreuth, Fürth, Erlangen,
Hof, Ingolstadt, Landshut, Mün-
chen, Nürnberg, Regensburg,
Rosenheim, Schweinfurt, Würz-
burg. Das Gremium trifft sich
halbjährlich. Die kommende
Herbsttagung findet in Regens-
burg statt.

Niederbayerischer Archäologentag in Deggendorf:

Kontroverse Diskussion
Zum 27. Mal stand das letzteAprilwochenende in der Deggendor-
fer Stadthalle für Fachleute und interessierte Laien wieder im Zei-
chen der neuesten archäologischen Forschung und Denkmalpfle-
ge. Erneut lieferte der Niederbayerische Archäologentag die neu-
esten Grabungsergebnisse im Bezirk. Regierungspräsident Heinz
Grunwald würdigte die Veranstaltung als wichtigen Baustein, den
Bodendenkmälern ihre Geheimnisse zu entlocken - gerade in Zei-
ten, in denen sich der Staat aus der Denkmalpflege zurückziehe.

Durch die anwesenden Ex-
perten aus Deutschland, Öster-
reich und der Tschechischen
Republik wurden die wichtig-
sten Untersuchungen in einen
größeren überregionalen Rah-
men gestellt. Nachdem sich Dr.
Andrea Zeeb-Lanz von der Ge-
neraldirektion Kulturelles Erbe
Rheinland-Pfalz, Direktion Ar-
chäologie, in ihrem Vortrag mit
der ungewöhnlichen Bestattung
der frühen Jungsteinzeit (spätes
6. Jahrtausend v. Chr.) im rhein-
land-pfälzischen Fundort Herx-
heim befasst hatte, wurden aus-
gewählte Neuheiten aus der nie-
derbayerischen Archäologie vor-
gestellt. Deggendorfs Kreisar-

chäologe Dr. Karl Schmotz
präsentierte die Entdeckungen
beim Bau einer Stromleitung
von Pielweichs zur neuen Platt-
linger Papierfabrik. Außerdem
berichteten die Archäologen der
Landkreise Dingolfing-Landau
(Dr. Ludwig Kreiner) und Kel-
heim (Prof. Dr. Michael M.
Rind), sowie der Passauer
Stadtarchäologe Dr. Jörg-Peter
Niemeier und Dr. Matthias Leo-
pold von der TU Weihenstephan
über ihre Arbeiten.

Sonderbestattungen

Das Phänomen jungsteinzeit-
licher Sonderbestattungen, vor-

wiegend in Gräben und Sied-
lungsgruben, stand ebenso auf
dem Programm. Dieses Thema
ist durch die aufregenden Ent-
deckungen einer großen Zahl
von Bestattungen aus der zwei-
ten Hälfte des 5. Jahrtausends v.
Chr. in einer großen Grabenan-
lage bei Riedling in der Ge-
meinde Salching topaktuell.
Darüber berichtete Dr. Ludwig
Husty, der Archäologe des
Landkreises Straubing-Bogen.
Diese Denkmälergruppe wurde
durch Referenten aus Thier-
haupten, Bruchsal und Heidel-
berg in einen großen überregio-
nalen Rahmen von Baden-
Württemberg bis ins Karpaten-
becken gestellt.

Online-Lageplan

Für eine heftige Kontroverse
sorgte indes ein Online-Lage-
plan von Bayerns Bodendenk-
mälern. Viele Archäologen und
Ehrenamtliche sähen ihre Arbeit
in Gefahr, wenn Raubgräber
nun diese Daten auf dem Prä-
sentierteller erhielten, kritisierte
Markus Tremmel, Sprecher der
Gesellschaft für Archäologie in
Bayern. Die frei zugängliche
Online-Datenbank „BayernVie-
wer-denkmal“ verzeichnet im
Internet rund 70.000 Boden-
denkmäler in ganz Bayern. Be-
trieben wird sie vom Bayeri-
schen Landesamt für Denkmal-
pflege.

Projekt verteidigt

BLfD-Abteilungsleiter Walter
Irlinger verteidigte das Projekt.
Dieser Viewer biete im Internet
seit einem halben Jahr für jeder-
mann Zugang zu den exakten
Lagedaten der in Bayern be-
kannten Bodendenkmäler: „Es
ist ein Medium, um die Denk-
mäler auch für die Öffentlich-

keit sichtbar zu machen.“ Denn
schon von Gesetzes wegen dür-
fe die Denkmalpflege keine
Heimlichtuerei betreiben. Der
größte Vorteil der Datenbank
liege darin, dass die Planer nun
mit aktuellen Lagedaten von
Bodendenkmälern arbeiten
könnten, werde der BayernVie-
wer-denkmal doch stets mit den
neuesten Erkenntnissen und
Funden auf den Stand der For-
schung gebracht. „Früher stand
den Planern nur Gedrucktes zur
Verfügung, und das war sehr
schnell veraltet“, so Irlinger vor
den rund 150 Archäologen und
Ehrenamtlichen aus ganz Bay-
ern. Nun aber könne schon im
Anfangsstadium einer Baumaß-
nahme die Lage der Boden-
denkmäler berücksichtigt wer-
den. Um so wichtiger sei es
nunmehr, verstärkt mit den
kommunalen Archäologien zu-
sammenarbeiten und ins Ge-
spräch zu kommen.

Bewusstsein schärfen

Kreisarchäologe Karl Schmotz
plädierte ebenfalls für eine stär-
kere Aufmerksamkeit der Bo-
dendenkmäler im öffentlichen
Bewusstsein. Nur wenn deren
Wert bewusst werde, könnten
diese auch geschützt werden.
Schmotz warb für etwas mehr
Offenheit im Umgang mit Gra-
bungen: „Langfristige Bewah-
rung ist eine Illusion!“ sagte er.
Hintergrund ist, dass die Linie
des Landesamtes derzeit stark
den Erhalt im Boden vorsieht.
Doch moderne Holzbewirt-
schaftung in den bisher so si-
cher geglaubten Wäldern setz-
ten den Bodendenkmälern
ebenso rigoros zu wie Raubgrä-
ber und die Erosion in der freien
Landschaft.

Dringend geboten sei deshalb
eine „systematische, flächen-

deckende Untersuchung des
Landes“, wie sie in vielen Re-
gionen bereits durch Ehrenamt-
liche geleistet werde, zumal
sich das BLfD nur mit geneh-
migten, meist Rettungsgrabun-
gen befassen könne.

Lange Bearbeitungszeit

Der Deggendorfer Kreisar-
chäologe prangerte auch an,
dass die Fundbearbeitung zu
lange dauere. „Sammler stellen
immer weniger ihre Funde zur
Verfügung, weil ihre Funde

nicht bearbeitet werden. Und
wir können diese Sammler lei-
der nicht mehr so betreuen wie
früher“, sagte Schmotz und
spielte dabei auch darauf an,
dass die amtliche Archäologie
sich mehr und mehr aus der
Fläche zurückzieht. So wurden
die BLfD-Außenstellen Lands-
hut und Würzburg zwi-
schenzeitlich nach Regensburg
bzw. Bamberg eingegliedert,
wodurch eine kontinuierliche
Betreuung von Fundstellen und
Ehrenamtlichen vor Ort deut-
lich erschwert wird. DK

Kinder- und Jugendkulturtage des Bezirks Mittelfranken:

„Ansichtssache!
Du kannst Kunst!“

„mischen“! – die erfolgreichen Kinder- und Jugendkulturtage
des Bezirks Mittelfranken gehen in die dritte Runde. Der in-
haltliche Schwerpunkt liegt in diesem Jahr auf der Bildenden
Kunst. Unter dem Motto „Ansichtssache! Du kannst Kunst!“
geht es darum, alle 8 bis 21-Jährigen zum Selbermachen von
Kunst, zum Entdecken und Experimentieren mit der eigenen
Kreativität zu animieren.

In Zeiten, in denen „Pisa“,
mangelnde Ausbildungsplätze
und zerbrechende soziale Zu-
sammenhänge in Familien die
Schlagzeilen beherrschen, möch-
te der Bezirk Mittelfranken Kin-
der und Jugendliche dazu anre-
gen, Kultur aktiv zu gestalten,
um so auch eine gewisse soziale
Verankerung zu erfahren.

Mitmalaktion

Ab Ende Mai lädt die Mit-
malaktion „Kunst im Kleinfor-
mat“ dazu ein, eigene Postkar-
ten zu gestalten. Einzelne Moti-
ve werden ausgelost, vervielfäl-
tigt und verteilt. Teilnahmeflyer
liegen in allen Schulen und
beim Bezirksjugendring aus, sie
können aber auch herunter gela-
den werden.

„Wechsel und Extreme“

Am Wochenende des Bezirks
sind Kinder von 6 bis 12 Jahren
herzlich eingeladen, sich am
Sonntag, 29. Juni von 14 bis 18
Uhr am gemeinsamen Schaffen
einer Stahlskulptur auf der Ju-
gendbildungsstätte Burg Ho-
heneck zu beteiligen. Zusam-
men mit dem Stahlbildhauer Jo-
hannes L.M. Koch, der mit sei-
ner fahrenden Werkstatt auf der
Burg Halt macht, entsteht eine
Skulptur zum Thema „Wechsel
und Extreme“.

In Zusammenarbeit mit den
mittelfränkischen Stadt- und

Kreisjugendringen finden im
Sommer zudem 24 Workshops
an Schulen und in Kinder- und
Jugendeinrichtungen statt. Pro-
fessionell tätige Künstlerinnen
und Künstler haben sich eine
kind- bzw. jugendgerechte Um-
setzung vielfältiger, künstleri-
scher Themen ausgedacht. Vom
Malen mit Feuer über Stahlbild-
hauerei und Skate Art bis hin zu
Graffiti, Tuschezeichnung und
Buchdruck sind Kunstprojekte
mit Lochkamera, Linolschnitt,
aber auch Portraitmalerei und
Installationen aller Art im An-
gebot. Eine genaue Übersicht
und Hinweise zur Anmeldung
finden sich auf der Webseite un-
ter MITmischen.

Ein „Ort der Ideen“

Am 24. Oktober (Jugendli-
che) und 26. Oktober (Kinder)
werden alle entstandenen Kunst-
werke im K4 in Nürnberg prä-
sentiert. Neben einem vielfälti-
gen Rahmenprogramm rund um
die Kunst, sowie Musik- und
Unterhaltungs-Highlights wird
mischen! am 26. Oktober als ei-
ner von 366 Preisträgern als
„Ort der Ideen“ ausgezeichnet.
Die Initiative „Deutschland –
Land der Ideen“ unter der
Schirmherrschaft des Bundes-
präsidenten verleiht diesen Ti-
tel für Ideenreichtum und En-
gagement im sozialen, kultu-
rellen und auch wirtschaftli-
chen Sektor. DK
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Vorschau auf GZ 10
In unserer Ausgabe Nr. 4, die am 29. Mai erscheint,
behandeln wir folgende Fachthemen:

Abfall und Recycling, Altlastensanierung
Kommunales Verkehrswesen . ÖPNV
Sicherheitstechnik, Brand- und Katastrophenschutz
Kommunale Museen
Kommunal-Marketing

Ehrenamtsempfang der Stadt Landshut:

Das Herz am rechten Fleck
Beckstein zeichnete sieben Bürgerinnen und Bürger mit dem Ehrenzeichen

des Bayerischen Ministerpräsidenten aus
Im Rahmen eines großen Ehrenamtsempfangs im Rat-
hausprunksaal der Stadt Landshut hat Ministerpräsident Dr.
Günther Beckstein sieben Bürgerinnen und Bürger mit dem
Ehrenzeichen des Bayerischen Ministerpräsidenten ausge-
zeichnet, die sich in besonderem Maße um das Ehrenamt ver-
dient gemacht haben. Darüber hinaus gratulierte Beckstein
den erfolgreichen Volleyballerinnen der Roten Raben Vilsbi-
burg zum Gewinn der Deutschen Meisterschaft 2008. Als sym-
bolische Anerkennung für diese „grandiose Leistung“ über-
reichte er ihnen den Bayerischen Löwen. Im Anschluss trug
sich Bayerns Ministerpräsident in die Goldenen Bücher der
Stadt und des Landkreises Landshut ein.

Bei der musikalisch vom
Blechbläser-Ensemble der Lands-
huter Musikschule umrahmten
Festveranstaltung, die den krö-
nenden Abschluss eines ganz-
tägigen Besuchs des Minister-
präsidenten im Landkreis bilde-
te, konnten Oberbürgermeister
Hans Rampf und Günther Beck-
stein mehr als 500 ehrenamtlich
tätige Frauen und Männer aus
dem Landkreis Landshut will-
kommen heißen. Die Kommu-
nen in Bayern lebten von den
zahlreichen Freiwilligen, die
sich in ihren Gemeinden einbrin-
gen und Verantwortung für ihre
Heimat übernehmen, betonte
Beckstein. Sie bewiesen, „dass
nicht die Ellenbogen unser wich-
tigster Körperteil sind, sondern
das Herz“. Zudem trügen sie da-
zu bei, dass in Bayern der Zu-
sammenhalt größer sei als an-
derswo.

Rückgrat der Gesellschaft

Mehr als ein Drittel der Men-
schen in Bayern seien freiwillig
tätig. Schätzungen gingen davon
aus, dass ehrenamtlich engagier-
te Menschen rund 75 Mio. Stun-
den monatlich für die Allge-
meinheit tätig sind. Dieses enor-
me Potenzial könnte der Staat

nie und nimmer ausgleichen, er-
klärte der Ministerpräsident. Eh-
renamtliches Engagement sei
das Rückgrat der Gesellschaft.

Bayerische Initiative

Umso mehr sehe es die
Bayerische Staatsregierung als
eine wichtige Aufgabe an, der
Freiwilligenarbeit gute Rahmen-
bedingungen zu bieten, fuhr
Beckstein fort. So habe sich der
Freistaat im Bundesrat für eine
Verbesserung der steuerlichen
Rahmenbedingungen für Verei-
ne und ehrenamtlich tätige Bür-
ger stark gemacht.

Wichtige Multiplikatoren

Dank der bayerischen Initiati-
ve sei die Aufwandspauschale
für alle ehrenamtlich Tätigen bis
zu einer Höhe von 500 Euro
steuerfrei. Darüber hinaus sei die
steuerfreie Übungsleiterpauscha-
le auf 175 Euro monatlich erhöht
worden. Dies unterstütze die
Übungsleiter in ihrer wichtigen
Funktion als Multiplikatoren,
führten sie doch gerade junge
Menschen an ehrenamtliches
Engagement heran. Und schließ-
lich werde mit der Landesversi-
cherung für das Ehrenamt ge-

währleistet, dass bei der Freiwil-
ligenarbeit niemand ohne Un-
fall- und Haftpflichtversicherung
dasteht.

Symbol des Dankes

Weil ehrenamtlicher Einsatz
so wichtig für das Land ist, hat
Bayern 1994 das Ehrenzeichen
des Bayerischen Ministerpräsi-
denten, gleichsam ein Symbol
des Dankes, eingeführt. Die-
ses wird Bürgerinnen und Bür-
gern verliehen, die sich minde-
stens 15 Jahre freiwillig in den
Dienst der Gemeinschaft gestellt
haben. Ausgezeichnet wurden in
Landshut Anneliese und Wal-
ter Albrecht, Hermann Frohn-
höfer, Peter Käser, Maximilian
Nirschl, Franz Schneider und In-
grid Sirtl.

Engagierte Mitglieder

Anneliese und Walter Alb-
recht gehören seit Jahrzehnten
zu den ehrenamtlich Aktiven
des Sportvereins „ETSV 09
Landshut e.V. und haben als
Übungsleiter den Sport in
Landshut mitgeprägt. Hermann
Frohnhöfer ist seit Jahrzehnten
Mitglied der Kirchenverwal-
tung der Expositurkirchenstif-
tung und Mesner der Expositur-
kirche Mariä Heimsuchung in
Kläham. Daneben kümmert er
sich u. a. um den Friedhof und
die Pflege und Betreuung des
kircheneigenen Waldes.

Peter Käser ist ein überaus en-
gagiertes Mitglied im Muse-
umsteam des Heimatvereins
Vilsbiburg und erforscht die Ge-
schichte der Hofmarken, Adels-
geschlechter, der Pfarreien und
Kirchen Ihrer Heimat. Neben
zahlreichen Kirchenführern und
Festschriften verfasste er auch
das Buch „850 Jahre Mitterskir-
chen“ sowie eine umfangreiche
Darstellung der Geschichte der
Pfarrei „Maria Himmelfahrt“.

Maximilian Nirschl gehörte
jahrzehntelang der Kirchenver-
waltung Eugenbach an und hat
große Verantwortung beim Bau

Die ausgezeichneten Bürger mit Ministerpräsident Dr. Günther Beckstein (Mitte), Landshuts
Oberbürgermeister Hans Rampf (links) und Landrat Josef Eppeneder (rechts).

des neuen Pfarrheims und der
Kirchenrenovierung getragen.
Auch die Erweiterung des
Friedhofs fiel in seine Amtszeit.
Auch war er 30 Jahre lang Kas-
sier der Jagdgenossenschaft Eu-
genbach.

Einsatz für die Kunstszene

Franz Schneider wiederum
hat die Hälfte seines Lebens in
den Dienst der Landshuter
Kunstszene gestellt. Als enga-
gierter Vorsitzender des Vereins
„Neue Galerie Landshut e.V.“
im Gotischen Stadel sowie als
Gründungsmitglied zahlreicher
weiterer Vereine zur Förderung
der neuen Kunst hat er Spuren in
Landshut hinterlassen. Ingrid
Sirtl schließlich war selbst eine
erfolgreiche Sportlerin. Nach
dem Ende ihrer aktiven Karriere
hat sie ununterbrochen als enga-
gierte Helferin und Übungsleite-
rin im Turnen bei der Turnge-
meinde Landshut gewirkt.

Unmittelbarer Kontakt
als Dreh- und Angelpunkt

„Der unmittelbare Kontakt in
den Städten und Gemeinden mit
den Menschen vor Ort ist Dreh-
und Angelpunkt kommunaler
Politik, aber auch der Politik auf
Landesebene“, hob Oberbürger-
meister Hans Rampf hervor.

„Gerade weil wir verstärkt mit
dem demografischen Faktor und
knappen Finanzen zu tun haben
werden“, müsse in den Köpfen
der Menschen fest verankert
werden, „dass es künftig ohne
die Beteiligung aller am Ge-
meinwohl nicht mehr gehen
wird“. Mit einer Ehrung wie die-
ser würden die Leistungen ein-

zelner Mitbürger aus Stadt und
Landkreis unterstrichen, die die-
ses gemeinschaftliche, ehren-
amtliche Miteinander schon vor
langer Zeit verstanden haben.
Diese Menschen machten die
Gesellschaft zu der Gemein-
schaft, „auf die wir doch alle zu
Recht stolz sind“, so Rampf ab-
schließend. DK

Im Gremium zu Wort melden
Seminar für neue und wiedergewählte

Kommunalpolitikerinnen im Landkreis Schweinfurt

Frauen haben es in der von Männern dominierten Lokalpoli-
tik nicht immer leicht. Als Fortführung der Seminare „Frauen
mischen mit“ und „Frauen fit in Ehrenamt und Mandat – per-
sönliche Kompetenzen stärken“ fand jetzt im Landratsamt
Schweinfurt ein Seminar für neu- und wiedergewählte Kreis-
und Gemeinderätinnen statt, zu dem die Gleichstellungsbeauf-
tragte des Landkreises Schweinfurt, Ute Suckfüll, eingeladen
hatte. Das Motto: „Jetzt melde ich mich zu Wort – mein Ein-
stieg in die Kommunalpolitik“.

Frauen den Start für die neue Aufgabe erleichtern: Ulrike
Stahl, Dipl.-Verwaltungswirtin (FH) und Dipl.-MentalCoach,
ermutigte die Mandatsträgerinnen, sich einzumischen. Sie gab
hilfreiche Tipps dazu, wie eine Gemeinderatssitzung abläuft,
wann die Rätinnen ihre Wortbeiträge einbringen sollten, wie
Anträge gestellt werden – und wie sich Neulinge in einem Gre-
mium Gehör verschaffen können. Neben den Informationen
ging es auch darum, zwischen den Kommunalpolitikerinnen
ein Netzwerk aufzubauen.

In den nächsten Monaten bietet die Landkreis-Gleichstel-
lungsstelle weitere Seminare zu den Themen „Die Gemeinde
und ihre Finanzen“ sowie „Planen, bauen, verwalten“ an.


